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Vorlagen / Geschäfte 
 
 
 
 
Der Urnenabstimmung vom 9. Februar 2020 werden folgende Traktanden / Geschäfte unterbreitet: 
 
 
1. Totalrevision der Gemeindeordnung der Politischen Gemeinde Bonstetten (Seite 3) 
 
2. Genehmigung der Bauabrechnung über die Sanierung der Schmutz- und Meteorwasserleitung 

Ligusterweg, Sanierung der Trinkwasserleitung Ligusterweg und Friedmattstrasse sowie 
Sanierung der Strasse Ligusterweg (Seite 65) 

 
 
 
 
 
 
 
 
Auf dem Stimmrechtsausweis sind die Urnenöffnungszeiten und alles Wissenswerte über die per-
sönliche Stimmabgabe und Stellvertretung vermerkt. 
 
Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die Abteilung Präsidiales, Tel. 044 701 95 13 oder E-Mail  
praesidiales@bonstetten.ch.  
 
 
 
Bonstetten, 22. Oktober 2019 
 
Gemeinderat Bonstetten 
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Vorlage 1 
 
 
 
Totalrevision der Gemeindeordnung der Politischen Gemeinde Bonstetten 
 
 
A. Das Wichtigste in Kürze 
 
Anfang 2018 ist das revidierte Gemeindegesetz des Kantons Zürich in Kraft getreten. Es hat auch 
Auswirkungen auf die Gemeindeordnung Bonstetten. Diese muss in einigen Punkten angepasst 
werden, um mit dem neuen Recht wieder voll kompatibel zu sein. Der Gemeinderat Bonstetten hat 
sich entschlossen, eine Totalrevision durchzuführen. Dadurch können die Artikel sinnvoll geordnet 
und der neuen Gemeindeordnung eine handliche Struktur verpasst werden. 
 
Die neue Gemeindeordnung soll in fünf Hauptteile unterteilt werden: Allgemeine Bestimmungen, 
Stimmberechtigte, Gemeindebehörden, Weitere Behörden sowie Aufgabenträger und Übergangs- 
und Schlussbestimmungen. Der Entwurf wurde in Form einer Synopse abgefasst. In dieser ist fest-
gehalten, ob gegenüber der bestehenden Gemeindeordnung Veränderungen eingetreten sind. We-
sentliche Änderungen fanden in folgenden Artikeln statt: 5, 9 Ziff. 2, 11, 16, 18, 19, 22 Abs. 3, 23, 
24, 26, 27 Ziff. 3, 30, 39-41, 42-43, 44 Abs. 2 und 53. Diese werden entsprechend in roter Farbe 
erläutert. Ebenso finden Sie die Anträge des Gemeinderates in roter Farbe. In blauer Farbe sind die 
Inputs der Teilnehmer/innen von der Informationsveranstaltung vom 28. Juni 2019, der Rechnungs-
prüfungskommission (RPK) und den Ortsparteien FDP, SP und SVP festgehalten. Der Gemeinderat 
hat im Rahmen seiner 3. und 4. Lesung in grüner Farbe zu den Anregungen Stellung genommen 
und diese soweit möglich in die Vorlage aufgenommen. 
 
Der Gemeinderat und die Rechnungsprüfungskommission Bonstetten beantragen den Stimmbe-
rechtigten, der Totalrevision der Gemeindeordnung Bonstetten zuzustimmen und die Vorlage gut zu 
heissen.  
 
 
B. Ausgangslage 
 
Am 1. Januar 2018 ist das vom Kantonsrat des Kantons Zürich am 20. April 2015 beschlossene, 
(neue) Gemeindegesetz in Kraft getreten. Es sieht eine Übergangsfrist von vier Jahren vor, damit 
die Gemeinden ihr Recht dem neuen Gesetz anpassen können. Die Übergangsfrist dauert bis zum 
31. Dezember 2021. 
 
Das neue kantonale Gemeindegesetz hat auch Auswirkungen auf die Gemeindeordnung Bonstet-
ten. Diese muss in einigen Punkten angepasst werden, um mit dem neuen Recht wieder voll kom-
patibel zu sein. Die Gemeindeordnung in der aktuell gültigen Fassung wurde vom Stimmvolk am 
6. September 2015 beschlossen. Sie wurde damals soweit möglich auf das kommende neue Recht 
ausgerichtet. 
 
Von den heutigen 49 Artikeln der Gemeindeordnung bedarf rund ein Drittel einer Änderung. Grund-
sätzlich steht es den Gemeinden frei, eine Teil- oder Totalrevision ihrer bestehenden Gemeindeord-
nung vorzunehmen. Der Gemeinderat Bonstetten hat sich an seiner Sitzung vom 4. Dezember 2018 
dazu entschlossen, eine Totalrevision durchzuführen. Dadurch können die Artikel sinnvoll geordnet 
und der neuen Gemeindeordnung eine handliche Struktur verpasst werden. 
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C. Aufbau der neuen Gemeindeordnung (NGO)

Die Gemeinde Bonstetten stützt sich beim Aufbau des Entwurfs für die neue Gemeindeordnung 
grossmehrheitlich auf die Mustergemeindeordnung des Kantons (MUGO). Dadurch kann sicherge-
stellt werden, dass die gesetzlich relevanten Aspekte im Regelwerk enthalten sind. Je nach Bedarf 
wurde die Vorlage auf Bonstetten spezifische Situationen angepasst. 

D. Inhalt der neuen Gemeindeordnung (NGO)

Die neue Gemeindeordnung soll in fünf Hauptteile unterteilt werden: Allgemeine Bestimmungen, 
Stimmberechtigte, Gemeindebehörden, Weitere Behörden sowie Aufgabenträger und Übergangs- 
und Schlussbestimmungen. Der Entwurf wurde in Form einer Synopse abgefasst. In der linken 
Spalte ist der Entwurf der neuen Gemeindeordnung enthalten. In der Mitte sind, soweit es möglich 
war, die Artikel der heute bestehenden Gemeindeordnung von Bonstetten eingefügt. In der rechten 
Spalte sind zum Teil kantonale Erläuterungen der Mustergemeindeordnung (MUGO) abgefasst. Fer-
ner ist festgehalten, ob gegenüber der bestehenden Gemeindeordnung Veränderungen eingetre-
ten sind. Diese werden entsprechend in roter Farbe erläutert. Ebenso finden Sie die entsprechenden 
Anträge des Gemeinderates in roter Farbe. In blauer Farbe sind die Inputs der Teilnehmer/innen 
von der Informationsveranstaltung vom 28. Juni 2019, der Rechnungsprüfungskommission (RPK) 
und den Ortsparteien FDP, SP und SVP festgehalten. Der Gemeinderat hat im Rahmen seiner 3. 
und 4. Lesung in grüner Farbe zu den Anregungen Stellung genommen und diese soweit möglich in 
den Entwurf aufgenommen. 

Nicht in die Gemeindeordnung gehören Ausführungsbestimmungen zu den einzelnen Artikeln. In 
der Gemeindeordnung werden absichtlich nur die Rahmenbedingungen festgehalten. Die Ausfüh-
rungsbestimmungen der jeweiligen Artikel werden anschliessend vom Gemeinderat in einem ent-
sprechenden Erlass festgehalten. Mit diesem Vorgehen bleibt die Gemeinde agil und kann sich je-
derzeit auf eintretende Veränderungen innert nützlicher Frist einstellen. 

E. Zeitlicher Ablauf zum Erlass der neuen Gemeindeordnung (NGO)

Der 1. Entwurf wurde an der Klausurtagung vom 26./27. März 2019 durch den Gemeinderat verab-
schiedet. Bis 30. April 2019 hatte die Primarschulpflege Gelegenheit, zur Gemeindeordnung eine 
Vernehmlassung abzugeben. Darüber hinaus erfolgten bis 14. Juni 2019 Vernehmlassungen bei 
den Ortsparteien und der Rechnungsprüfungskommission (RPK). Am 28. Mai 2019 fand eine Infor-
mationsveranstaltung mit der Bevölkerung von Bonstetten statt. Die Vernehmlassungsunterlagen 
wurden im Vorfeld im Rahmen einer Synopse auf der Website aufgeschaltet. Sowohl an der Infor-
mationsveranstaltung wie auch im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens konnten Anregungen 
geäussert werden. Der Gemeinderat konnte in der 3. und 4. Lesung die dargelegten Vorschläge 
prüfen und einige Anregungen in das Regelwerk aufnehmen. Die Urnenabstimmung findet am 
9. Februar 2020 statt. Sofern kein Rekurs gegen die Abstimmung erfolgt, soll die neue Gemeinde-
ordnung per 1. April 2020 durch den Gemeinderat in Kraft gesetzt werden.

F. Legende zu den Abkürzungen in der Erläuterungsspalte und NGO

NGO Neue Gemeindeordnung (vorliegender Entwurf) 
MUGO Mustergemeindeordnung des Kantons Zürich 
KV Kantonsverfassung des Kantons Zürich (LS 101) 
GG Gemeindegesetz des Kantons Zürich (LS 131.1) 
GPR Gesetz über die politischen Rechte (LS 161.0) 
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NEUE GEMEINDEORDNUNG (NGO) der Politischen Gemeinde Bonstetten 

Neue Fassung Bisherige Gemeindeordnung Erläuterungen / Empfehlungen 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Gemeindeordnung Art. 1 

Die Gemeindeordnung regelt den Be-
stand und die Grundzüge der Organisa-
tion der politischen Gemeinde sowie die 
Zuständigkeiten ihrer Organe.  

Die Gemeindeordnung regelt den Bestand und 
die innere Organisation der Politischen Ge-
meinde und bestimmt die Befugnisse ihrer Or-
gane. 

Art. 83-89 KV, §§ 2-5 GG. Die Grundzüge der Kom-
petenzordnung müssen in der GO geregelt werden. 
Die übrige Behörden- und Verwaltungsorganisation 
der Gemeinde wird in Erlassen geregelt (§§ 44, 45 
Abs. 2, 48 Abs. 2, 50 Abs. 2 GG).  
In der GO sind die Aufgaben der Gemeinde auf die 
Organe aufzuteilen. Die Kompetenzen der Stimmbe-
rechtigten an der Urne und in der Gemeindever-
sammlung sowie des Gemeinderats dürfen sich nicht 
überschneiden.  
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine Änderungen statt (Status quo).

Art. 2 Gemeindeart Art. 2 
1  Bonstetten bildet eine politische Ge-

meinde. 
2  Die politische Gemeinde nimmt die 

Schul- und Bildungsaufgaben der Pri-
marschule, des Kindergartens und wei-
tere Aufgaben im Bereich Schule und 
Bildung wahr.  

Bonstetten bildet eine politische Gemeinde. 
Die Primarschulgemeinde ist mit der Politischen 
Gemeinde vereinigt. 

Abs. 1: Die Bezeichnung des Gemeindenamens er-
folgt in der Regel in der GO. 
Abs. 2: Aus den Bestimmungen über die Schulpflege 
ist erkennbar, ob und welche Volksschulaufgaben von 
der politischen Gemeinde wahrgenommen werden. 
Abs. 2 hat daher keinen normativen Charakter. 
Anregungen Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Gibt es Erkenntnisse aus der Einheitsgemeinde die in 
die NGO einfliessen sollten, z.B. Unterstellung der 
Primarschulverwaltung der Politischen Gemeinde? 
In Art. 2 Abs. 2 werden „weitere Aufgaben“ erwähnt. 
Welche Aufgaben sind da gemeint? Wieso diese of-
fene Formulierung? Ist es richtig, dass die politische 
Gemeinde der Primarschule die weiteren Aufgaben, 
die ihr in Art. 29 zugeordnet werden, entziehen 
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könnte? In Art. 29 sind sie ja nur bedingt der Primar-
schule zugeordnet. 
Antworten des Gemeinderates: 
Es gibt Erkenntnisse aus der zweijährigen Erfahrung 
der Einheitsgemeinde. Allfällige Anpassungen der 
Unterstellungsverhältnisse gehören jedoch in ein Or-
ganigramm und nicht in die GO. 
Als „weitere Aufgaben“ sind alle Aufgaben zu verste-
hen, die die Schule gemäss übergeordnetem Recht 
wahrzunehmen hat. Art. 29 erfährt keine Verände-
rung. Es besteht weder die Möglichkeit noch die Ab-
sicht, dass die politische Gemeinde der Primarschule 
schulische Aufgaben entzieht. 
Inhaltlich finden gegenüber der bisherigen Ge-
meindeordnung (GO) keine Änderungen statt 
(Status quo). 

Art. 3 Nachhaltigkeit Art. 3 

Die Gemeinde Bonstetten strebt mit ihrer 
Tätigkeit ein auf Dauer ausgewogenes 
Verhältnis zwischen ökonomischen, öko-
logischen und sozialen Aspekten an. 

Die Gemeinde Bonstetten strebt mit ihrer Tätig-
keit ein auf Dauer ausgewogenes Verhältnis 
zwischen ökonomischen, ökologischen und so-
zialen Aspekten an. 

Die Gemeinde Bonstetten strebt diese Ziele an und 
soll auch in der Zukunft ausgewogen handeln. 
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine Änderungen statt (Status quo).

Art. 4 Festlegung der Bezeichnung für 
den Gemeindevorstand (Gemeinderat)

-/- 

In der Gemeinde Bonstetten wird der Ge-
meindevorstand als Gemeinderat be-
zeichnet. 

Keine Regelung Die Kantonsverfassung und das Gemeindegesetz 
führen für die Gemeindevorsteherschaft den Begriff 
„Gemeindevorstand" ein. Die GO kann jedoch für den 
Gemeindevorstand eine andere Bezeichnung festle-
gen (§ 5 Abs. 2 GG). Die Gemeinden können somit 
weiterhin die in der Praxis übliche Bezeichnung „Ge-
meinderat" für ihre Vorsteherschaft verwenden, wenn 
sie dies in ihrer GO entsprechend vorsehen. 
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Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Bei Interkommunalen Anstalten wird der Begriff „Ge-
meindevorstand“ verwendet. Es sollte deshalb über-
prüft werden, ob dieser Begriff nicht sinnvoller ist. 
Antwort des Gemeinderates: 
In Bonstetten ist der Begriff „Gemeinderat“ geläufig. 
Um Missverständnisse zu vermeiden, beantragt der 
Gemeinderat den Stimmberechtigten den Begriff „Ge-
meinderat“ beizubehalten. Für viele Personen ist der 
Begriff „Gemeindevorstand“ ein Fremdwort. 
In der alten Gemeindeordnung gab es darüber 
keine Regelung, da immer vom „Gemeinderat“ die 
Rede ist.

II. Die Stimmberechtigten

1. Politische Rechte

Art. 5 Stimm- und Wahlrecht, Wählbar-
keit Art. 4 

1  Die Wählbarkeit sowie das Recht, an 
Wahlen und Abstimmungen der Ge-
meinde teilzunehmen und Wahlvor-
schläge einzureichen, richten sich nach 
der Kantonsverfassung, dem Gesetz 
über die politischen Rechte und dem 
Gemeindegesetz.  

2 Für die Wahl in Organe der Gemeinde 
ist der politische Wohnsitz in der Ge-
meinde erforderlich. Davon ausgenom-
men sind die Friedensrichterin bzw. der 
Friedensrichter, die mit politischem 
Wohnsitz im Kanton wählbar sind. 

3  Das Initiativrecht richtet sich nach dem 
Gesetz über die politischen Rechte, das 

Die Wählbarkeit sowie das Recht, an Wahlen 
und Abstimmungen der Gemeinde teilzuneh-
men (und Wahlvorschläge einzureichen), rich-
ten sich nach der Kantonsverfassung, dem Ge-
meindegesetz und dem Gesetz über die politi-
schen Rechte. 

Für die Wahl in Organe der Gemeinde ist der 
politische Wohnsitz in der Gemeinde erforder-
lich. Davon ausgenommen sind Gemeindeam-
mann, Betreibungsbeamtin / Betreibungsbeam-
ter und Friedensrichterin / Friedensrichter, wel-
che mit politischem Wohnsitz im Kanton wähl-
bar sind.  
Das Initiativ- und Anfragerecht richtet sich nach 
dem Gemeindegesetz. 

Abs. 1: Art. 22 KV, §§ 2 f. GPR, §§ 14 ff. GG. Die 
politischen Rechte ausüben kann, wer über das 
Schweizer Bürgerrecht verfügt, das 18. Altersjahr zu-
rückgelegt hat und im betreffenden Gemeinwesen po-
litischen Wohnsitz hat.  
Variante: Das Recht auf die Einreichung von Wahl-
vorschlägen ist nur dann zu erwähnen, wenn in der 
GO das Verfahren der stillen Wahl oder der Wahl mit 
gedruckten Wahlvorschlägen vorgesehen ist. Bei der 
Wahl mit leeren Wahlzetteln gibt es kein Wahlvor-
schlagsverfahren.  
Der Gemeinderat möchte die stille Wahl analog 
der bisherigen GO beibehalten. 
Abs. 2: Einzig für die Wahl in den Gemeinderat ist der 
politische Wohnsitz in der Gemeinde Voraussetzung 
(§ 23 Abs. 2 GPR). Für die Wahl in andere Organe 
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Anfragerecht nach dem Gemeindege-
setz.  Die Stimmberechtigten üben ihre Rechte in der 

Gemeindeversammlung und an der Urne aus. 
der Gemeinde (§ 10 GPR), kann die GO den politi-
schen Wohnsitz in der Gemeinde oder im Kanton vor-
schreiben. Fehlt eine Regelung, so ist in diese Or-
gane (auch eigenständige Kommissionen) auch wähl-
bar, wer ausserhalb des Kantons Wohnsitz hat (§ 23 
Abs. 3 GPR bzw. Art. 40 Abs. 1 Satz 2 KV als lex spe-
cialis zu Art. 22 KV).  
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Konsistenz: Im Kommentar sind Gemeindeammann 
und Betreibungsbeamter als Funktionen erwähnt, 
welche keinen politischen Wohnsitz in der Gemeinde 
voraussetzen. In der vorgeschlagenen Variante für 
den Artikel ist nur das Friedensrichteramt aufgeführt. 
Antwort des Gemeinderates: 
Auf die Wohnsitzpflicht im Kanton will der Gemeinde-
rat bewusst verzichten. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten bei der Wahl des Gemeindeammanns, Be-
treibungsbeamten/in die Wohnsitzfreiheit gelten 
zu lassen, um die Funktion möglichst nach Quali-
fikation (und nicht nach Wohnsitz) besetzen zu 
können. 

2. Urnenwahlen und  
   -abstimmungen 
Art. 6 Verfahren Art. 5 
1  Der Gemeinderat ist wahlleitende Be-

hörde. Er setzt die Wahl- und Abstim-
mungstage fest. 

2 Das Verfahren richtet sich nach dem Ge-
setz über die politischen Rechte (GPR). 

3 Die Durchführung der Urnenwahlen und 
-abstimmungen ist Aufgabe des Wahl-
büros.

Der Gemeinderat setzt die Wahl- und Abstim-
mungstage fest. Das Verfahren richtet sich 
nach dem Gemeindegesetz und dem Gesetz 
über die politischen Rechte. 

Abs. 1: Der Gemeinderat ist wahlleitende Behörde 
(§ 12 Abs. 1 lit. d GPR). Die Festsetzung der Wahl- 
und Abstimmungstage erfolgt nach §§ 57 ff. GPR. 
Schul- und Kirchgemeinden können die Aufgaben der 
Wahlleitung ganz oder teilweise einer politischen Ge-
meinde übertragen (§ 18 Abs. 1 GPR). Diese ist ver-
pflichtet, die Aufgaben gegen Ersatz der Auslagen 
und einer angemessenen Entschädigung zu über-
nehmen (§ 18 Abs. 3 GPR). 
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Abs. 2: Angesprochen sind z.B. Bestimmungen über 
die Abstimmungsorganisation, die Anordnung der 
Abstimmung, die Abstimmungsunterlagen, die 
Stimmabgabe, die Auswertung der Stimmzettel, die 
Ermittlung des Ergebnisses, den Abschluss der Ab-
stimmung und die Mehrfachabstimmungen. Varian-
ten-, Teil- und Grundsatzabstimmungen bedürfen 
keiner weiteren Regelung in der GO (§ 12 GG).  
Inhaltlich finden gegenüber der bisherigen Ge-
meindeordnung (GO) keine Änderungen statt 
(Status quo).

Art. 7 Urnenwahlen Art. 6 

An der Urne werden auf die gesetzliche 
Amtsdauer hin gewählt: 
1. die Präsidentin bzw. der Präsident und 

die Mitglieder des Gemeinderats mit 
Ausnahme der Schulpräsidentin bzw. 
des Schulpräsidenten. Ihre bzw. seine 
Wahl erfolgt durch die Stimmberechtig-
ten an der Urne im Rahmen der Wahl 
der Mitglieder der Schulpflege,  

2. die Mitglieder der Schulpflege,  
3. die Präsidentin bzw. der Präsident und 

die Mitglieder der Rechnungsprüfungs-
kommission,  

4. die Friedensrichterin bzw. der Frie-
densrichter.

An der Urne werden auf die gesetzliche Amts-
dauer hin gewählt:  

- die Mitglieder und die Präsidentin / der Präsi-
dent des Gemeinderats, mit Ausnahme der 
Präsidentin / des Präsidenten der Primar-
schulpflege  

- die Mitglieder und die Präsidentin / der Präsi-
dent der Primarschulpflege  

- die Mitglieder und die Präsidentin / der Präsi-
dent der Rechnungsprüfungskommission  

- die Friedensrichterin / der Friedensrichter 

Die Schulpräsidentin bzw. der Schulpräsident ist von 
Amtes wegen Mitglied des Gemeinderats (§ 55 Abs. 
2 GG). Die Verknüpfung von Gemeinderat und Schul-
pflege über ein Mitglied der Schulpflege ist unter dem 
neuen Gemeindegesetz nicht mehr zulässig.  
Inhaltlich finden gegenüber der bisherigen Ge-
meindeordnung (GO) keine Änderungen statt 
(Status quo). 

Art. 8 Erneuerungs- und Ersatzwahlen Art. 7/8 

Für die Erneuerungs- und Ersatzwahlen 
der an der Urne gemäss Art. 7 GO zu 
wählenden Gemeindeorgane gelten die 
Bestimmungen des Gesetzes über die po-
litischen Rechte über die stille Wahl. Sind 
die Voraussetzungen für die stille Wahl 

Für die Erneuerungs- und Ersatzwahlen der an 
der Urne gemäss Art. 6 GO zu wählenden Ge-
meindeorgane gelten die Bestimmungen des 
Gesetzes über die politischen Rechte zur stillen 
Wahl. Sind die Voraussetzungen für die stille 
Wahl nicht erfüllt, werden leere Wahlzettel ver-
wendet. 

Im Sinne der Orientierung der Stimmberechtigten 
empfiehlt es sich, an dieser Stelle vorzusehen, dass 
den Wahlunterlagen ein Beiblatt beigelegt wird, ohne 
dass der Gemeinderat bei jeder Wahl hierzu einen 
Beschluss fassen muss (vgl. § 61 Abs. 2 GPR).  
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nicht erfüllt, werden leere Wahlzettel ver-
wendet. Den Wahlunterlagen wird in die-
sem Fall ein Beiblatt beigelegt. 

Anregungen Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Einige Votanten hinterfragen die „stille Wahl“. Die 
Kandidaten sind oft zu wenig bekannt. Bei „gedruck-
ten“ Wahlzetteln wäre dies transparenter. 
Stille Wahlen sind aus demokratischer Sicht nicht 
ideal. Sie mögen den administrativen Aufwand redu-
zieren, bedeuten aber eher eine „stille Duldung“ als 
Bestätigung von Personen in einem Amt. Es wird auf 
einen Verzicht der stillen Wahlen plädiert. Oder zu-
mindest auf eine Bekanntmachung der so gewählten 
Personen. 
Antwort des Gemeinderates: 
Wahlen und Abstimmungen richten sich nach dem 
Gesetz über die Politischen Rechte (GPR). Gemäss 
§ 48 GPR ist für stille Wahlen ein Vorverfahren not-
wendig. Wahlvorschläge können innert einer 40-tägi-
gen Frist eingereicht werden. Anschliessend werden 
die Namen veröffentlicht und es wird eine zweite Frist 
von 7 Tagen angesetzt, innert welcher weitere Wahl-
vorschläge eingereicht werden können (§ 53 GPR). 
Nur wenn innert dieser 2. Frist keine weiteren Wahl-
vorschläge eintreffen, ist eine stille Wahl möglich. Alle 
Publikationen erfolgen sowohl im Amtsblatt wie auch 
auf der gemeindlichen Website. Da sich in Bonstetten 
dieses System bisher bewährt hat, und da die Publi-
kationen der Kandidaten ausreichend erfolgen, 
möchte der Gemeinderat daran festhalten. 
Der Gemeinderat spricht sich für das Wahlsystem 
der stillen Wahl sowie der Verwendung eines Bei-
blattes aus. Inhaltlich finden also gegenüber der 
bisherigen Gemeindeordnung (GO) keine Ände-
rungen statt (Status quo). 

Art. 9 Obligatorische Urnenabstim-
mung Art. 10 

Der Urnenabstimmung sind zu unterbrei-
ten:  

Der Urnenabstimmung sind zu unterbreiten:  
-  Erlass und Änderung der Gemeindeordnung  

Ziff. 1: Art. 89 Abs. 2 KV. Sowohl Total- als auch Teil-
revisionen der GO sind von den Stimmberechtigten 
an der Urne zu beschliessen.



1
3

1. der Erlass und die Änderung der Ge-
meindeordnung,  

2. die Bewilligung von neuen einmaligen 
Ausgaben von mehr als 
CHF 1‘000‘000.00 für einen bestimm-
ten Zweck und von neuen wiederkeh-
renden Ausgaben von mehr als 
CHF 200‘000.00 für einen bestimmten 
Zweck,  

3. Ausgliederungen von erheblicher Be-
deutung, d.h. insbesondere solche, die 
von grosser politischer oder finanziel-
ler Tragweite sind,  

4. der Abschluss und die Änderung von 
Verträgen über die Zusammenarbeit in 
Form eines Zweckverbands, einer ge-
meinsamen Anstalt oder einer juristi-
schen Person des Privatrechts,  

5. der Abschluss und die Änderung von 
Anschluss- und Zusammenarbeitsver-
trägen, wenn die Gemeinde hoheitli-
che Befugnisse abgibt oder die damit 
zusammenhängenden neuen Ausga-
ben an der Urne zu beschliessen sind, 

6. Verträge über den Zusammenschluss 
mit anderen Gemeinden,  

7. Verträge über Gebietsänderungen von 
erheblicher Bedeutung, d.h. insbeson-
dere solche, die eine Fläche oder Be-
völkerungszahl betreffen, die für die 
Entwicklung der Gemeinde wesentlich 
sind, 

8. Initiativen mit Begehren, die der Urnen-
abstimmung unterstehen. 

-  Beschlüsse über neue einmalige Ausgaben 
und Zusatzkredite für die Erhöhung von ein-
maligen Ausgaben von mehr als 
CHF 1‘000‘000.00 und über neue jährlich wie-
derkehrende Ausgaben und Zusatzkredite für 
die Erhöhung von jährlich wiederkehrenden 
Ausgaben von mehr als CHF 100‘000.00. 

-  Sofern es der Gemeinderat als nützlich oder 
erforderlich erachtet, kann er einzelne der Ur-
nenabstimmung unterliegende Geschäfte der 
Gemeindeversammlung zu einer konsultati-
ven Vorberatung vorlegen, sodass nur die 
Schlussabstimmung über die bereinigte Vor-
lage an der Urne erfolgt. 

Inhaltlich finden gegenüber der bisherigen Ge-
meindeordnung (GO) keine Änderungen statt 
(Status quo).
Ziff. 2: Art. 86 Abs. 2 lit. a KV verpflichtet die Gemein-
den, in der GO einen Betrag für neue Ausgaben fest-
zulegen, oberhalb dessen die Stimmberechtigten an 
der Urne entscheiden. Die Betragsgrenze ist so fest-
zulegen, dass die Stimmberechtigten über alle Vor-
haben von erheblicher finanzieller Bedeutung an der 
Urne entscheiden (§ 107 Abs. 3 GG). Die Stimmbe-
rechtigten entscheiden an der Urne über neue einma-
lige und neue wiederkehrende Ausgaben, welche die 
in der GO festgelegten Betragslimiten übersteigen.  
Reicht der Verpflichtungskredit nicht aus und stellen 
die zusätzlich anfallenden Ausgaben neue Ausgaben 
dar, müssen diese mit einem Zusatzkredit bewilligt 
werden. Für den Zusatzkredit gelten grundsätzlich 
die gleichen Zuständigkeitslimiten wie für den Ver-
pflichtungskredit (vgl. § 109 Abs. 1 GG), d.h. die unter 
Ziff. 2 eingesetzten Beträge. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten, dass die jährlich wiederkehrenden Ausga-
ben bis CHF 200‘000 (bisher: CHF 100‘000) der 
Gemeindeversammlung und nicht der Urnenab-
stimmung unterbreitet werden können.  
Ziff. 3: § 69 Abs. 1 GG. Der Beschluss sowie jede 
Änderung eines Ausgliederungserlasses sind der Ur-
nenabstimmung zu unterbreiten, falls die Ausgliede-
rung von erheblicher Bedeutung ist. Von erheblicher 
Bedeutung sind Ausgliederungen insbesondere, 
wenn grosse Vermögenswerte übertragen werden 
oder das Erbringen von Leistungen ausgegliedert 
wird, welche für einen grossen Kreis von Personen 
unentbehrlich sind (z.B. Versorgungs- und Entsor-
gungsaufgaben, Elektrizitätswerk, weitere Werke).  
Eine Ausgliederung ist im Weiteren von erheblicher 
Bedeutung, wenn Aufgabenbereiche ausgegliedert 
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werden, in denen demokratische Entscheidungspro-
zesse besonders wichtig sind. Ob im konkreten Fall 
eine erhebliche Ausgliederung vorliegt, ist auch ab-
hängig von der Grösse und Finanzstärke einer Ge-
meinde. Ist die Ausgliederung nicht von erheblicher 
Bedeutung, ist die Gemeindeversammlung zustän-
dig. 
Ziff. 4: § 79 GG. Die Abstimmung über den Erlass 
und nachfolgende Änderungen von Zweckverbands-
statuten müssen neu zwingend in sämtlichen Ge-
meinden an der Urne erfolgen und nicht wie bisher in 
der Gemeindeversammlung. Ebenso hat die Abstim-
mung über die Rechtsgrundlage für die Zusammen-
arbeit in Form einer juristischen Person des Privat-
rechts (z.B. AG, Verein, GmbH) an der Urne zu erfol-
gen. 
Ziff. 5: § 78 Abs. 1 GG. Überträgt die Gemeinde ho-
heitliche Befugnisse, unterliegt der Vertrag der Ur-
nenabstimmung, unabhängig davon, wie hoch die 
neuen Ausgaben sind, die er verursacht (§ 78 Abs. 1 
lit. a GG). Eine Gemeinde gibt z.B. hoheitliche Befug-
nisse ab, wenn sie einem anderen erlaubt, Rechts- 
sätze zu erlassen. Werden keine hoheitlichen Befug-
nisse übertragen, bestimmt sich die Zuständigkeit 
nach den Finanzbefugnissen der Organe.  
Ziff. 6: Art. 84 Abs. 1 und 3 KV, § 153 GG. Zusam-
menschlüsse mit anderen Gemeinden bedürfen zwin-
gend der Urnenabstimmung. Unter Ziff. 6 fallen so-
wohl die Grundsatzabstimmungen über Zusammen-
schlüsse als auch die Abstimmungen über Zusam-
menschlussverträge (§ 153 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 12 GG). 
Ziff. 7: § 162 GG. Von erheblicher Bedeutung sind 
Gebietsänderungen insbesondere, wenn sie die Flä-
che einer Gemeinde in grossem Umfang verändern 
(verkleinern oder vergrössern), für die Zukunft der 
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Gemeinde erhebliche politische, finanzielle und ge-
sellschaftliche Auswirkungen haben oder die Identität 
der Gemeinde berühren. Neben der Fläche ist die Be-
völkerungszahl ein entscheidendes Kriterium. Politi-
sche Gemeinden und Schulgemeinden koordinieren 
die Änderungen ihrer Gebiete (§ 160 Abs. 2 GG).  
Ziff. 8: § 152 Abs. 1 GPR. Betrifft eine Einzelinitiative 
einen Gegenstand, welcher der Urnenabstimmung 
untersteht, bringt der Gemeinderat die Initiative zur 
Abstimmung an die Urne. 
Ziff. 3 – 8 stellen zwingende Festsetzungen dar.

Art. 10 Fakultatives Referendum Art. 11 

1  In der Gemeindeversammlung kann ein 
Drittel der anwesenden Stimmberechtig-
ten verlangen, dass über einen Be-
schluss nachträglich an der Urne abge-
stimmt wird.  

2  Ausgenommen sind Geschäfte, die 
durch das übergeordnete Recht von der 
Urnenabstimmung ausgeschlossen 
sind, insbesondere die Festsetzung des 
Budgets und des Steuerfusses, die Ge-
nehmigung der Rechnungen, Wahlen in 
der Gemeindeversammlung, Verfah-
rensentscheide bei der Behandlung von 
Initiativen, Planungsbeschlüsse gemäss 
Art. 14. 

In der Gemeindeversammlung kann ein Drittel 
der anwesenden Stimmberechtigten verlangen, 
dass über einen Beschluss nachträglich an der 
Urne abgestimmt wird. Ausgenommen sind Ge-
schäfte, die durch übergeordnetes Recht von 
der Urnenabstimmung ausgeschlossen sind, 
sowie folgende Geschäfte:  
- Erlass und Änderung der Personal- und Be-

soldungsverordnung  
- Erwerb von Grundeigentum und dinglichen 

Rechten an Grundstücken sowie Verkauf, 
Tausch und Abgabe im Baurecht  

- Planungsbeschlüsse gemäss Art. 14 

Abs. 1: Art. 86 Abs. 3 KV, § 157 Abs. 2 GPR. Ein 
Drittel der anwesenden Stimmberechtigten kann be-
schliessen, dass über ein Geschäft, über das in der 
Gemeindeversammlung abgestimmt wurde, nach-
träglich eine Urnenabstimmung erfolgen soll.  
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Es wird der Antrag gestellt, Art. 10 Abs. 2 „die Einbür-
gerungen“ zu entfernen, da gegen diese kein Refe-
rendum ergriffen werden kann. 
Antwort des Gemeinderates: 
Da diese in Bonstetten durch den Gemeinderat be-
handelt werden, kann die „Einbürgerung“ aus diesem 
Artikel entfernt werden. 
Inhaltlich finden gegenüber der bisherigen Ge-
meindeordnung (GO) keine Änderungen statt 
(Status quo). Der Erlass/Änderung der Personal- 
und Besoldungsverordnung kann (sofern ge-
wünscht) auch an der Urne erfolgen. 
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3. Gemeindeversammlung 

Art. 11 Einberufung und Verfahren Art. 12 

1  Für die Einberufung, den Beleuchtenden 
Bericht und die Geschäftsbehandlung 
gelten die Vorschriften des Gemeinde-
gesetzes. 

2  Der/Die Gemeindeschreiber/in hält die 
Ergebnisse der Verhandlungen in einem 
Beschlussprotokoll fest. Der/Die Ge-
meindepräsident/in und die Stimmen-
zähler/innen prüfen das Protokoll auf 
seine Richtigkeit und bezeugen dieses 
mit ihrer Unterschrift. Dadurch erübrigt 
sich die Genehmigung durch die Ge-
meindeversammlung. Nach der Unter-
zeichnung steht das Protokoll den 
Stimmberechtigten zur Einsicht offen.

Für die Einberufung, die Aktenauflage und die 
Geschäftsbehandlung gelten die Vorschriften 
des Gemeindegesetzes. Es wird ein Beschluss-
protokoll geführt. 

§§ 14 ff. GG. Die Versammlung ist mindestens vier 
Wochen vorher unter Bezeichnung der Beratungsge-
genstände öffentlich bekannt zu geben. In dringen-
den Fällen kann die Frist bis auf zwei Wochen ver-
kürzt werden. Der Gemeinderat hat einen Beleuch-
tenden Bericht zu erstellen, der den Stimmberechtig-
ten spätestens zwei Wochen vor der Gemeindever-
sammlung zur Verfügung stehen muss. Varianten-, 
Teil- und Grundsatzabstimmungen werden in § 12 
GG geregelt und bedürfen keiner weiteren Regelung 
in der GO. 
Der Gemeinderat beantragt die Protokollgeneh-
migung durch die Stimmenzähler/innen vorzu-
nehmen (wie vor Inkrafttreten des neuen Gemein-
degesetzes).

Art. 12 Wahlbefugnisse -/- 

Die Gemeindeversammlung wählt die 
Stimmenzählenden in der Gemeindever-
sammlung. 

In der Gemeindeversammlung werden die Stimmen-
zählenden (§ 21 GG) gewählt. Geheime Wahlen in 
der Gemeindeversammlung sind neu nicht mehr 
möglich. 
Stellt eine gegebene Vorschrift dar.

Art. 13 Rechtssetzungsbefugnisse Art. 13 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig 
für den Erlass und die Änderung von 
wichtigen Rechtssätzen. Dazu gehören 
insbesondere die grundlegenden Bestim-
mungen über:  
1. die Personal- und Besoldungsverord-

nung,  
2. die Polizeiverordnung, 
3. die Abfallverordnung, 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig für 
den Erlass und die Änderung  
- der Personal-/Besoldungsverordnung  
- der Polizeiverordnung  
- der Abfallverordnung  
- des Wasserreglements  
- der Kanalisationsverordnung 
- der Kabelnetzverordnung  
- der Friedhofverordnung 

§ 4 GG. Wichtige Rechtssätze sind von der Gemein-
deversammlung in einem Gemeindeerlass zu be-
schliessen (sowohl der erstmalige Erlass sowie jede 
Änderung). D.h. auf kommunaler Ebene ist ein Be-
schluss der Gemeindeversammlung notwendig (sog. 
Legalitäts- bzw. Gesetzmässigkeitsprinzip). Für die 
Umschreibung der Wichtigkeit einer Rechtsnorm sind 
insbesondere die Intensität des Eingriffs, die Zahl der 
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4. das Wasserreglement, 
5. die Kanalisationsverordnung, 
6. die Kabelnetzverordnung, 
7. die Friedhofverordnung, 
8. die Grundzüge der Gebührenerhe-

bung, d.h. insbesondere über die Art 
und den Gegenstand der Gebühr, die 
Grundsätze der Bemessung und den 
Kreis der abgabepflichtigen Personen, 

9. Weitere Verordnungen und Regle-
mente von grundlegender Bedeutung. 

- der Grundsätze der Gebührenerhebung  
- von weiteren Verordnungen und Reglementen

von grundlegender Bedeutung 

von einer Regelung Betroffenen, die finanzielle Be-
deutung und die Akzeptierbarkeit massgebend (vgl. 
Häfelin/Müller/Uhlmann, Rz. 393 ff.).  
Inhaltlich finden gegenüber der bisherigen Ge-
meindeordnung (GO) keine Änderungen statt 
(Status quo), lediglich eine Ergänzung der Auf-
zählung.

Art. 14 Planungsbefugnisse Art. 14 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig 
für die Festsetzung und die Änderung:  
1.  des kommunalen Richtplans,  
2.  der Bau- und Zonenordnung,  
3.  des Erschliessungsplans,  
4.  von Sonderbauvorschriften und Ge-

staltungsplänen. 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig für 
die Festsetzung und die Änderung  
- des kommunalen Richtplans  
- der Bau- und Zonenordnung  
- des Erschliessungsplans  
- von Sonderbauvorschriften und Gestaltungs-

plänen, soweit die Gemeindeversammlung 
gemäss übergeordnetem Recht zuständig ist

Die Pläne nach Ziff. 1-4 bedürfen der Genehmigung 
der Baudirektion. 
Ziff. 1-4: In der GO kann auch festgelegt werden, 
dass diese Beschlüsse der Urnenabstimmung unter-
breitet werden (§§ 32 Abs. 3, 88 Abs. 1 PBG).  
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine Änderungen statt (Status quo).

Art. 15 Allgemeine Verwaltungsbefug-
nisse Art. 15 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig 
für: 
1. die politische Kontrolle über Behörden, 

Verwaltung (inkl. Schulverwaltung) 
und die weiteren Träger öffentlicher 
Aufgaben,  

2.  die Behandlung von Anfragen und die 
Abstimmung über Initiativen über Ge-
genstände, die nicht der Urnenabstim-
mung (Art. 9 GO) unterliegen,  

3.  Ausgliederungen von nicht erheblicher 
Bedeutung, d.h. insbesondere solche, 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig für  
- die Oberaufsicht über die gesamte Gemeinde-

verwaltung (inkl. Schulverwaltung)  
- die Behandlung von Anfragen und Initiativen, 

letztere unter Vorbehalt der Abstimmung an 
der Urne gemäss Art. 10  

-  den Abschluss und die Änderung von An-
schluss- und Zusammenarbeitsverträgen mit 
anderen Gemeinden über die gemeinsame 
Durchführung von Aufgaben, sofern dies in 
die finanzielle Kompetenz der Gemeindever-
sammlung fällt. In den übrigen Fällen ist die 
Gemeindeversammlung zuständig, wenn die 

Ziff. 1: § 15 Abs. 2 GG. Damit gemeint ist die politi-
sche Oberaufsicht. 
Ziff. 2: § 17 GG (Anfragen), §§ 146 ff., 151 GPR (Ini-
tiativen).  
Ziff. 3: Eine Ausgliederung von nicht erheblicher Be-
deutung braucht grundsätzlich eine formell-gesetzli-
che Grundlage. Die Stimmberechtigten müssen in der 
Gemeindeversammlung einen Gemeindeerlass be-
schliessen, der den Anforderungen von § 68 GG zu 
genügen hat. Es ist daher nicht zulässig, in der GO 
den Gemeinderat für Ausgliederungen von nicht er-
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die nicht von grosser politischer oder fi-
nanzieller Tragweite sind,  

4.  den Abschluss und die Änderung von 
Anschluss- und Zusammenarbeitsver-
trägen gemäss ihrer Befugnis zur Be-
willigung neuer Ausgaben, sofern die 
Gemeinde keine hoheitlichen Befug-
nisse abgibt,  

5.  die Schaffung neuer Stellen, soweit da-
für nicht ein anderes Organ oder der 
Kanton zuständig ist, 

6.  Verträge zu Gebietsänderungen, die 
bebautes Gebiet betreffen und nicht 
von erheblicher Bedeutung sind, d.h. 
insbesondere solche, die nicht eine 
Fläche oder eine Bevölkerungszahl 
betreffen, die für die Entwicklung der 
Gemeinde wesentlich sind,  

7.  die Errichtung von Eigenwirtschaftsbe-
trieben, soweit keine Verpflichtung 
durch übergeordnetes Recht besteht. 

Verträge Ausgaben zur Folge haben, welche 
die finanziellen Kompetenzen des Gemeinde-
rats überschreiten 

-  die Beschlussfassung über den Beitritt zu und 
den Austritt aus Zweckverbänden sowie über 
die Zweckverbandsvereinbarungen und de-
ren Änderungen  

-  die Schaffung von Stellen in der Gemeinde-
verwaltung ab einer von der Gemeindever-
sammlung in der Personalverordnung zu be-
stimmenden Besoldungsklasse 

-  die Beschlussfassung über Änderungen der 
Gemeindegrenze, sofern dadurch bewohntes 
Gebiet betroffen ist  

-  Sofern es der Gemeinderat als nützlich oder 
erforderlich erachtet, kann er einzelne der Ur-
nenabstimmung unterliegende Geschäfte der 
Gemeindeversammlung zu einer konsultati-
ven Vorberatung vorlegen, sodass nur die 
Schlussabstimmung über die bereinigte Vor-
lage an der Urne erfolgt  

-  die Beschlussfassung über das Eingehen
oder die Aufhebung von Verträgen und Statu-
ten oder wesentliche Änderungen mit börsen-
kotierten oder nicht börsenkotierten, privat-
rechtlichen Unternehmen, an denen die Ge-
meinde beteiligt ist, sofern dies in den ent-
sprechenden Dokumenten vorgesehen ist 

heblicher Bedeutung für zuständig zu erklären. Aus-
gliederungen von erheblicher Bedeutung unterliegen 
der Urnenabstimmung (§ 69 Abs. 1 GG). 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Die Verwaltungsbefugnisse werden in der neuen For-
mulierung nicht verständlicher formuliert. („Ausglie-
derung von nicht erheblicher Bedeutung …“ vgl. Ge-
nerelle Bemerkungen).  
Antwort des Gemeinderates: 
Ausgliederungen erfordern eine Rechtsgrundlage, 
die folgende Punkte regelt: Art und Umfang der Auf-
gaben, Rechtsform des Aufgabenträgers, Finanzie-
rung, Aufsicht, bei einer Anstalt: die Organisation. Als 
Beispiel kann hier der IKA Sozialdienst Unteramt ge-
nannt werden. Dabei wurde eine gemeindliche Auf-
gabe einer interkommunalen Anstalt übergeben. Ein 
solcher Beschluss bedarf einer Urnenabstimmung 
(vgl. Art. 9 Ziff. 3 NGO). 
Ziff. 4: Werden keine hoheitlichen Befugnisse über-
tragen und bewirkt der Vertrag keine Ausgaben, die 
entweder an der Urne bewilligt werden oder vom Ge-
meinderat oder der Schulpflege bewilligt werden kön-
nen, ist die Gemeindeversammlung zuständig.  
Ziff. 5: Es wird von einer geteilten Zuständigkeit von 
Gemeindeversammlung und Gemeinderat (Schul-
pflege) ausgegangen. Da die Personalkosten einen 
wesentlichen Teil des Aufwands der Gemeinde aus-
machen, sollte den Stimmberechtigten ein gewisses 
Mitspracherecht eingeräumt werden. Die vorliegende 
Regelung berücksichtigt, dass der Gemeinderat die 
Verantwortung für die Erfüllung der bestehenden Auf-
gaben trägt. Er kann daher diejenigen Stellen schaf-
fen, die notwendig sind, damit die bestehenden Auf-
gaben der Gemeinde weiterhin erfüllt werden kön-
nen. 
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Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Geht es hier um die Schaffung oder Übernahme 
neuer Aufgaben oder die Schaffung neuer Stellen? 
Antwort des Gemeinderates: 
Es geht um die Schaffung neuer Stellen. 
Ziff. 6: Gebietsänderungen von erheblicher Bedeu-
tung unterliegen der Urnenabstimmung (§ 162 Abs. 1 
GG). In der Praxis hat sich zudem die Zuständigkeit 
des Gemeinderats für kleinere Grenzbereinigungen 
bewährt. 
Ziff. 7: § 88 Abs. 2 lit. b GG.  
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Als zusätzliche Ziffer wird beantragt, für die Vorbera-
tung aller der Urnenabstimmung unterstehenden Ge-
schäfte eine „vorberatende Gemeindeversammlung“ 
einzuführen. Solche Vorberatungen würden die Insti-
tution Gemeindeversammlung wesentlich attraktiver 
machen, weil die Teilnehmer/innen dadurch substan-
zielle Mitsprachrechte bekämen (vgl. § 16 GG). Der 
Gemeinderat hat zwar bisher zu diversen Geschäften 
Info-Veranstaltungen durchgeführt, nicht zuletzt auch 
zur Totalrevision der GO, was sehr begrüsst wird, 
aber im Vergleich zur vorberatenden Gemeindever-
sammlung sind diese Veranstaltungen aus demokra-
tischer Sicht der fehlenden Mitbestimmungsrechte 
wegen viel weniger interessant. 
Antwort des Gemeinderates: 
Gemäss § 16 GG kann die Gemeindeordnung be-
stimmen, dass Vorlagen, über die eine Urnenabstim-
mung durchzuführen ist, vorgängig in der Gemeinde-
versammlung zu behandeln sind. Davon ausgenom-
men sind Volks- und Einzelinitiativen. Den Stimmbe-
rechtigten wird die von der Gemeindeversammlung 
beschlossene Vorlage unterbreitet. Die Versamm-
lung beschliesst eine Abstimmungsempfehlung. Eine 
Schlussabstimmung findet nicht statt, da die Stimm-
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berechtigten anschliessend an der Urne abzustim-
men haben. Die vorberatende Gemeindeversamm-
lung muss jedoch zuhanden der Stimmberechtigten 
an der Urne eine Abstimmungsempfehlung abgeben. 
Informationsveranstaltungen können spontan ange-
setzt werden, weil sie an keine Fristen gebunden 
sind. Mit der Einführung der vorberatenden Gemein-
deversammlung, müssen die gesetzlichen Fristen ge-
mäss Gemeindegesetz eingehalten werden. Dies 
verlängert und erschwert den Prozess einer Urnen-
abstimmung. Aus Sicht des Gemeinderates würde 
dadurch der Bürokratismus weiter z.L. der Flexibilität 
ausgebaut. Die demokratischen Mitbestimmungs-
rechte sind aus Sicht des Gemeinderates im Rahmen 
einer Urnenabstimmung ausreichend gewährleistet. 
Inhaltlich finden gegenüber der bisherigen Ge-
meindeordnung (GO) keine wesentlichen Ände-
rungen statt. Der Gemeinderat beantragt bei den 
Stimmberechtigten der vorliegenden Formulie-
rung zuzustimmen. 

Art. 16 Finanzbefugnisse Art. 16 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig 
für:  
1.  die Festsetzung des Budgets,  
2.  die Festsetzung des Gemeindesteuer-

fusses,  
3.  die Kenntnisnahme des Finanz- und 

Aufgabenplans,  
4.  die Bewilligung von neuen einmaligen 

Ausgaben bis CHF 1‘000‘000.00 für ei-
nen bestimmten Zweck und von neuen 
wiederkehrenden Ausgaben bis 
CHF 200‘000.00 für einen bestimmten 
Zweck, soweit nicht der Gemeinderat 
zuständig ist,  

Die Gemeindeversammlung ist zuständig für  
-  die Festsetzung des jährlichen Voranschlags 
-  die Festsetzung des Gemeindesteuerfusses  
-  Beschlüsse über neue einmalige Ausgaben 

und Zusatzkredite für die Erhöhung von ein-
maligen Ausgaben bis CHF 1‘000‘000.00 und 
über neue jährlich wiederkehrende Ausgaben 
und Zusatzkredite für die Erhöhung von jähr-
lich wiederkehrenden Ausgaben bis 
CHF 100‘000.00 soweit nicht der Gemeinde-
rat zuständig ist  

-  die Abnahme der Jahresrechnung  
-  die Genehmigung von Abrechnungen von 

Bauprojekten, die von den Stimmberechtigten 

Das neue Gemeindegesetz führt im Bereich der Fi-
nanzbefugnisse zu einer Vereinfachung, indem es 
grundsätzlich nur noch zwischen Ausgaben und An-
lagen unterscheidet und darauf verzichtet, für ge-
wisse Spezialtatbestände wie Bürgschaften oder 
Darlehen Sonderregelungen vorzusehen (vgl. § 41 
Abs. 3 Ziff. 4-7 Gemeindegesetz vom 22. Juni 1926). 
Für die Abgrenzung massgebend ist, welchem Zweck 
ein Vermögenswert dienen soll. Dient er einem öffent-
lichen Zweck, so ist er im Verwaltungsvermögen zu 
führen. Dient er allein Anlagezwecken, ist er im Fi-
nanzvermögen zu führen.  
Für neue Ausgaben richtet sich die Zuständigkeit 
nach Ziff. 4. Für Anlagen ist grundsätzlich allein der 
Gemeinderat zuständig. Für den Verkauf von und die 
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5.  die Genehmigung der Jahresrech-
nung, 

6.  die Veräusserung von Liegenschaften 
des Finanzvermögens im Wert von 
mehr als CHF 250‘000.00, 

7. die Investition in Liegenschaften des 
Finanzvermögens im Wert von mehr 
als CHF 250‘000.00, 

8.  die  Genehmigung  von  Abrechnungen 
über neue Ausgaben, die von den Stimm‐
berechtigten an der Urne oder an der Ge‐
meindeversammlung  beschlossen  wor‐
den sind, sofern hierfür nicht der Gemein‐
derat zuständig ist, 

9.  die  Vorfinanzierung  von  Investitionsvor‐
haben. 

 

an der Urne oder an der Gemeindeversamm-
lung beschlossen worden sind  

-  den Erwerb von Grundeigentum und von ding-
lichen Rechten an Grundstücken zum Preis 
von mehr als CHF 250‘000.00  

-  die Veräusserung von Grundeigentum und die 
Belastung von Grundstücken mit dinglichen 
Rechten an Grundstücken im Wert von mehr 
als CHF 250‘000.00  

-  die finanziellen Beteiligungen an nicht börsen-
kotierten Unternehmen aus dem Finanzver-
mögen und die Gewährung von Darlehen aus 
dem Finanzvermögen im Wert von mehr als 
CHF 100‘000.00  

-  die langfristigen Verbindlichkeiten gegenüber 
Dritten von mehr als CHF 250‘000.00  

-  das Eingehen von Eventualverpflichtungen im 
Betrag von mehr als CHF 100‘000.00 im Ein-
zelfall 

-  die Vorfinanzierung von Investitionen 

Investition in Liegenschaften des Finanzvermögens 
ist die Gemeindeversammlung ab einem in der GO zu 
definierenden Wert zuständig (§ 117 Abs. 2 lit. a GG).  
Ziff. 1: § 101 Abs. 2 GG. Die Gemeindeversammlung 
als Budgetorgan verfügt über die Budgetkompetenz. 
Die Verpflichtungskredite für neue Ausgaben, die das 
zuständige Gemeindeorgan beschlossen hat, werden 
im Budget eingestellt und von der Gemeindever-
sammlung im Rahmen der Budgetgenehmigung be-
willigt. 
Ziff. 2: § 101 Abs. 2 GG. Das Budget ist die Grund-
lage für die Festsetzung des Gemeindesteuerfusses. 
Budget und Steuerfuss sind in der gleichen Ver-
sammlung in zwei getrennten Beschlüssen zu be-
schliessen.  
Ziff. 3: § 96 Abs. 2 GG. Der Gemeinderat beschliesst 
den Finanz- und Aufgabenplan. Die Gemeindever-
sammlung nimmt ihn zur Kenntnis, kann ihn aber 
nicht ändern.  
Ziff. 4: § 107 Abs. 1 lit. b GG. Die Stimmberechtigten 
in der Gemeindeversammlung verfügen über die 
Kompetenz, neue einmalige und neue wiederkeh-
rende Ausgaben mit einem Verpflichtungskredit zu 
bewilligen. Bewilligt die Gemeindeversammlung den 
Verpflichtungskredit erst im laufenden Rechnungs-
jahr, so wird davon ausgegangen, dass ihm für das 
laufende Rechnungsjahr auch Nachtragskreditcha-
rakter zukommt. 
Ziff. 5: §§ 134 Abs. 2, 60 Abs. 3 GG. Versammlungs-
gemeinden, die die Rechnungsprüfungskommission 
mit der Geschäftsprüfung betrauen, müssten einen 
Geschäftsbericht erstellen. Dieser wäre von der Ge-
meindeversammlung zu genehmigen. Der Gemein-
derat schlägt jedoch die Beibehaltung einer RPK vor 
(vgl. Art. 45 ff.) 
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Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Die Finanzkompetenzerhöhung der Gemeindever-
sammlung von CHF 100‘000 auf CHF 200‘000 wird 
begrüsst. Ferner wird eine Erwähnung der Kompe-
tenzen des Gemeinderates in Art. 16 verlangt. 
Antwort des Gemeinderates: 
Den Gemeinderat freut es, dass die neue Kompe-
tenzregelung unterstützt wird. Die Aufgaben des Ge-
meinderates in Art. 16 aufzuführen, würde jedoch 
mehr Verwirrung als Klarheit in der NGO schaffen. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Es fallen diverse explizit definierte Geschäfte in der 
Aufzählung weg. Was ist der Grund? Reduktion von 
redundanten Definitionen? 
Antwort des Gemeinderates: 
Das neue Gemeindegesetz führt im Bereich der Fi-
nanzbefugnisse zu einer Vereinfachung, indem es 
grundsätzlich nur noch zwischen Ausgaben und An-
lagen unterscheidet und darauf verzichtet, für ge-
wisse Spezialtatbestände wie Bürgschaften oder 
Darlehen Sonderregelungen vorzusehen (vgl. § 41 
Abs. 3 Ziff. 4-7 Gemeindegesetz vom 22. Juni 1926).
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Es wird auf die Kommentarspalte verwiesen wo steht, 
dass für Anlagen grundsätzlich allein der Gemeinde-
rat zuständig ist. In Art. 27. Ziff. 6 NGO ist festgehal-
ten: „Anlagegeschäfte, soweit nicht die Gemeinde-
versammlung zuständig ist“. Hat die Gemeindever-
sammlung hier noch eine Zuständigkeit? Unter wel-
chen Artikel fällt die Genehmigung von Bauabrech-
nungen? 
Antwort des Gemeinderates: 
Diese Frage beantwortet § 117 GG. Anlagen des Fi-
nanzvermögens werden vom Gemeinderat beschlos-
sen. Die Gemeindeversammlung ist zuständig ab ei-
nem von der GO festzusetzenden Anlagewert bei der 
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Veräusserung von Finanzliegenschaften und Investi-
tionen in Finanzliegenschaften. Bauabrechnungen 
werden immer von demjenigen Organ genehmigt, 
das den Kredit gesprochen hat. Einzige Ausnahme 
bildet Art. 27 Ziff. 3 NGO. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Die Finanzkompetenzen des Gemeinderates hin-
sichtlich Investitionen in bzw. Veräusserungen von 
Liegenschaften des Finanzvermögens ist im Art. 27 
Abs. 2, Ziff. 4 und 5 festgesetzt. Es ist üblich, im Ge-
genzug zu definieren, welche Instanz für die Ge-
schäfte zuständig ist, welche die Finanzkompetenzen 
des Gemeinderates übersteigen. Dem entsprechend 
sollte der Art. 16 NGO so ergänzt werden. 
Antwort des Gemeinderates: 
Aus § 117 Abs. 2 GG geht hervor, dass ab dem in Art. 
27 Abs. 2 Ziff. 4 und 5 NGO festgesetzten Betrag die 
Gemeindeversammlung zuständig ist. Trotzdem 
kann, um mehr Klarheit zu schaffen, dieser Betrag 
nochmals unter Art. 16 Ziff. 6 und 7 wieder gegeben 
werden. Dem Antrag wird entsprochen. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten die jährlich wiederkehrenden Kreditanträge 
auf CHF 200‘000 (bisher CHF 100‘000) zu erhöhen. 
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III. Gemeindebehörden 

1. Allgemeine Bestimmungen 
Art. 17 Geschäftsführung Art. 17 

Die Geschäftsführung der Gemeindebe-
hörden richtet sich nach dem Gemeinde-
gesetz und den entsprechenden Behör-
denerlassen.  

Die Geschäftsbehandlung der Gemeindebehör-
den richtet sich nach dem Gemeindegesetz und 
dem von der betreffenden Behörde erlassenen 
Geschäftsreglement. 

Eine wesentliche Änderung des neuen Gemeindege-
setzes besteht darin, dass in der GO lediglich die 
Grundzüge der Organisation der Gemeinde zu regeln 
sind. Die Organisation der Gemeindeverwaltung ist 
im Übrigen in einem Erlass des Gemeinderats zu re-
geln. Darin legt der Gemeinderat unter anderem die 
Verwaltungsabteilungen (Ressorts) fest. Der Ent-
scheid über die zweckmässige Bildung von Verwal-
tungsabteilungen liegt nicht in der Kompetenz der 
Stimmberechtigten und ist somit nicht initiativfähig. 
Die heute hierzu bestehenden Bestimmungen sind 
aufzuheben.  
Stellt eine gegebene Festsetzung dar.

Art. 18 Grundsätze der Verwaltungsor-
ganisation Art. 26 Abs. 1 

1  Die Organisation der Verwaltung richtet 
sich nach den Grundsätzen der Effizi-
enz, Transparenz und Bürgernähe. Sie 
berücksichtigt, dass sich die Verwal-
tungseinheiten, soweit möglich, gegen-
seitig unterstützen und informieren.  

2  Der Gemeinderat sorgt für eine mög-
lichst zeitgemässe Verwaltungsführung 
und koordiniert soweit nötig die Verwal-
tungstätigkeit. Der/Die Gemeindeschrei-
ber/in entscheidet über Kompetenzkon-
flikte zwischen den Verwaltungseinhei-
ten. 

Die Verwaltung gliedert sich in folgende Ver-
waltungsbereiche:  
- Präsidiales  
- Finanzen  
- Bildung  
- Hochbau  
- Tiefbau  
- Sicherheit  
- Gesundheit  
- Kultur + Freizeit  
- Soziales  
- Liegenschaften  
- Werke  
- Öffentlicher Verkehr  
- Land- und Forstwirtschaft 

Das neue Gemeindegesetz macht betreffend Organi-
sation der Verwaltung keine Vorgaben, sondern über-
lässt deren Regelung dem Gemeinderat (§ 48 Abs. 2 
GG). In der GO können Leitlinien jedoch festgelegt 
werden, an denen der Gemeinderat die Organisation 
der Verwaltung ausrichten soll. Eine entsprechende 
Bestimmung ist nicht zwingend in die GO aufzuneh-
men und könnte auch anders ausfallen.  
Abs. 1: In der Schweiz ist es üblich, die Verwaltung 
hierarchisch und demokratisch auszugestalten. Das 
Mitwirkungsverfahren (Vernehmlassungsverfahren), 
in dem sich die verschiedenen Verwaltungseinheiten 
im Rechtsetzungsprozess einbringen, führt zur ge-
genseitigen Unterstützung. Die Amtshilfe findet ihre 
Grenzen z.B. im Datenschutz. 
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- Umwelt  Abs. 2: Eine zeitgemässe Verwaltungsführung kann 
z.B. darin bestehen, dass Aufgaben, Kompetenzen 
und Verantwortlichkeiten möglichst auf derselben 
Stufe vereinigt sind. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Die frühere thematische Aufteilung der Aufgaben in 
Verwaltungsbereiche macht Sinn und trägt zur Trans-
parenz bei (sie können gegensätzliche Interessen be-
inhalten, die einer politischen Klärung bedürfen): 
…gliedert Aufgabenbereiche in thematische Verwal-
tungsbereiche: … 
Antwort des Gemeinderates: 
Der Gemeinderat leitet die Verwaltung. Somit sollte 
es auch in seiner Kompetenz liegen, die Verwaltungs-
bereiche eigenständig einteilen zu dürfen. Falls sich 
im Laufe der Zeit eine andere Einteilung oder eine an-
dere Bezeichnung der Verwaltungsbereiche auf-
drängt, muss die Gemeindeordnung (GO) nicht geän-
dert werden. Die jeweilige Einteilung der Verwaltung 
in Abteilungen kann dem Erlass gemäss Art. 17 NGO 
entnommen werden. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten der vorliegenden Formulierung zuzustim-
men.

Art. 19 Offenlegung der Interessens-
bindungen

Art. 4.1.17 der Geschäftsordnung des Gemein-
derates 

1 Die Mitglieder von Behörden legen ihre 
Interessenbindungen offen. Insbeson-
dere geben sie Auskunft über:  
a)  ihre beruflichen Tätigkeiten,  
b)  ihre Mitgliedschaften in Organen und 

Behörden der Gemeinden, des Kan-
tons und des Bundes,  

c)  ihre Organstellungen in und wesentli-
chen Beteiligungen an Organisatio-
nen des privaten Rechts. 

Die Mitglieder des Gemeinderates unterrichten 
den Gemeindeschreiber beim Amtsantritt und 
zu Beginn jedes Amtsjahres schriftlich über: 
a) die Beteiligungen an Unternehmen des pri-

vaten Rechts, die mindestens 5% des Ge-
sellschaftskapitals oder des Stimmrechts 
umfassen, sowie die Tätigkeit als Organ in 
einer juristischen Person. 

Abs. 1: Die Pflicht zur Offenlegung ergibt sich aus 
§ 42 Abs. 2 GG. Zur Offenlegung verpflichtet werden 
die Mitglieder sämtlicher Behörden (Gemeinderat, ei-
genständige Kommissionen, unterstellte Kommissio-
nen, Rechnungsprüfungskommission). Die Gemein-
den haben die Offenlegung der Interessenbindungen 
(z.B. Gegenstand, Form) in den Grundzügen in einem 
Erlass zu regeln, der von den Stimmberechtigten ver-
abschiedet wird, d.h. in der GO oder einem Gemein-
deerlass. Die Regelung über den Gegenstand und 
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2 Die Interessenbindungen sind zu veröf-
fentlichen. Die Ausführungsbestimmun-
gen werden vom Gemeinderat erlassen.

3 Die Offenlegungspflicht gilt nur für Be-
hördenmitglieder. 

b) die Offenlegungspflicht gilt nur für Behörden-
mitglieder, nicht aber für den Gemeinde-
schreiber. Die Liste wird interessierten Per-
sonen auf Verlangen durch den Gemeinde-
schreiber ausgehändigt. 

die Form der Offenlegungspflicht könnte auch anders 
ausfallen.  
Bst. a: Anzugeben sind haupt- sowie nebenberufli-
che Tätigkeiten, unabhängig davon, ob es sich um 
eine selbständige oder unselbständige Erwerbstätig-
keit handelt.  
Bst. b: Erfasst sind auch Mitgliedschaften in Organen 
und Behörden von interkommunalen Organisationen, 
insbesondere Zweckverbänden und gemeinsamen 
Anstalten (§§ 73, 74 GG). Offenzulegen ist z.B. der 
Einsitz in Kommissionen, Parlamenten, Delegierten-
versammlungen, Aufsichtsgremien oder Bezirksrat.  
Bst. c: Organisationen des privaten Rechts sind Ver-
eine, Stiftungen aber auch Aktiengesellschaften, Ge-
nossenschaften etc. Nicht entscheidend ist, ob die 
Organisation eine öffentliche Aufgabe erfüllt (§ 75 
GG) oder nicht. Auch die Organstellung in gemein-
nützigen Vereinen wie Musik- oder Turnvereinen ist 
offenzulegen. Organstellung hat eine Person dann, 
wenn sie Einfluss auf die Entscheidfindung der Orga-
nisation nehmen kann. 
Abs. 2: Damit die Offenlegung der Interessenbindung 
ihr Ziel erreichen kann, sind die Angaben so zu ver-
öffentlichen, dass sie problemlos eingesehen werden 
können. Kanton und Bund publizieren die entspre-
chenden Angaben daher auf ihren Homepages.  
Ein Behördenerlass kann die weiteren Details regeln, 
z.B. wo und in welchem Turnus die Angaben zu aktu-
alisieren oder zu veröffentlichen sind, oder ab wel-
cher Höhe eine Beteiligung an einer Organisation des 
privaten Rechts als wesentlich gilt.  
Anregungen Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Wieso muss nicht auch der Gemeindeschreiber seine 
Interessensbindungen offenlegen? Es wird bean-
tragt, dass die Ausnahme des Gemeindeschreibers 
aus dem Text entfernt wird.
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Gilt der Gemeindeschreiber als Behördenmitglied? 
Gehört er nicht eher zur Verwaltung? 
Antwort des Gemeinderates: 
Um Missverständnisse zu vermeiden wird vorge-
schlagen den Satzteil „nicht aber für den/die Gemein-
deschreiber/in“ zu streichen, da der/die Gemeinde-
schreiber/in kein Behördenmitglied ist. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten der vorliegenden Formulierung zuzustim-
men. 

Art. 20 Beratende Kommissionen und 
Sachverständige Art. 18 

Die Behörden können jederzeit für die 
Vorberatung und die Begutachtung ein-
zelner Geschäfte Sachverständige beizie-
hen oder beratende Kommissionen in 
freier Wahl bilden.  

Die Behörden können jederzeit für die Vorbera-
tung und die Begutachtung einzelner Geschäfte 
Sachverständige beiziehen oder beratende 
Kommissionen und Ausschüsse in freier Wahl 
bilden.

Die Behörden können gestützt auf § 46 GG bera-
tende Kommissionen bilden und Sachverständige 
beiziehen. Art. 20 NGO hat daher keinen normativen 
Charakter, dient aber der Transparenz.  
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine Änderungen statt (Status quo).

Art. 21 Aufgabenübertragung an ein-
zelne Mitglieder oder an Ausschüsse Art. 19 

1  Die Behörden können jederzeit be-
schliessen, dass bestimmte Geschäfte 
oder Geschäftsbereiche einzelnen Mit-
gliedern oder Ausschüssen von Mitglie-
dern der Behörde zur selbständigen Er-
ledigung übertragen werden und sie le-
gen deren Finanzkompetenzen fest.  

2  Die Überprüfung von Anordnungen und 
Erlassen von Mitgliedern oder Aus-
schüssen der Behörde kann innert 30 
Tagen seit der Mitteilung oder Veröffent-
lichung schriftlich bei der Gesamtbe-
hörde verlangt werden, sofern nicht ein 
anderes kantonales Verfahren vorge-
schrieben ist.

Die Behörden können jederzeit beschliessen, 
welche Geschäfte oder Geschäftsbereiche von 
einzelnen Mitgliedern oder Ausschüssen von 
Mitgliedern in eigener Verantwortung erledigt 
werden können und legen deren Finanzkompe-
tenzen fest.  
Die Überprüfung von Anordnungen dieser Or-
gane kann innert 30 Tagen seit der Mitteilung 
schriftlich, mit Antrag und Begründung verse-
hen, bei der entsprechenden Gesamtbehörde 
verlangt werden, sofern nicht ein anderes Ver-
fahren vorgeschrieben ist.

Art. 21 NGO hat keinen normativen Charakter, dient 
aber der Transparenz.  
Abs. 1: Die Behörden können gestützt auf § 44 GG 
in einem Behördenerlass den Bestand von dauern-
den Ausschüssen und die Delegation von Aufgaben 
an diese Ausschüsse und an einzelne Mitglieder ei-
ner Behörde regeln.  
Delegierbar sind lediglich bestimmte Geschäfte oder 
Geschäftsbereiche; nicht alle. Die konkrete Übertra-
gung von Aufgaben und Entscheidungsbefugnissen 
ist detailliert in einem Erlass zu regeln. 
Abs. 2: §§ 170 f. GG.  
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine Änderungen statt (Status quo).
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2. Gemeinderat

Art. 22 Zusammensetzung Art. 21 / Art. 26 Abs. 2 

1  Der Gemeinderat besteht mit Einschluss 
der Präsidentin bzw. des Präsidenten 
aus sechs Mitgliedern. Darin einge-
schlossen ist die Präsidentin bzw. der 
Präsident der Schulpflege. 

2  Der Gemeinderat konstituiert sich im 
Übrigen selbst.  

3 Bei der Aufgabenverteilung unter seinen 
Mitgliedern beachtet er insbesondere 
folgende Kriterien in nachfolgender Rei-
henfolge:  

1. Zusammenhang der Aufgaben,  
2. Zweckmässigkeit der Führung sowie 

Ausgewogenheit der Belastung seiner 
Mitglieder, 

3. Sachliche und politische Ausgewo-
genheit der Aufgabenverteilung, 

4. Anciennität. 

Der Gemeinderat besteht unter Einschluss der 
Schulpräsidentin / des Schulpräsidenten aus 
sechs Mitgliedern. 
Zu Beginn jeder Amtsdauer teilt der Gemeinde-
rat jedem Mitglied die Leitung eines Verwal-
tungsbereiches oder mehrerer Verwaltungsbe-
reiche zu. Jedes Mitglied ist zur Übernahme der 
entsprechenden Verwaltungsbereiche ver-
pflichtet. Der Gemeinderat ist berechtigt, Ver-
waltungsbereiche zusammenzulegen, Aufga-
ben umzuverteilen und neue Aufgaben beste-
henden Verwaltungsbereichen zuzuteilen. Da-
von ausgenommen ist der Verwaltungsbereich 
Bildung.  
Im Falle der Ersatzwahl eines Mitglieds be-
schliesst der Gemeinderat, ob das neue Mit-
glied in die Stellung der Amtsvorgängerin / des 
Amtsvorgängers eintritt oder ob eine Neuvertei-
lung der Aufgaben erfolgt.

Abs. 1: Es ist die Anzahl Mitglieder inkl. Präsidentin 
bzw. Präsident einzusetzen.  
Der Gemeinderat zählt, mit Einschluss der Präsiden-
tin oder des Präsidenten, mindestens 5 Mitglieder 
(§ 47 Abs. 1 GG). Zur Wahl des Gemeinderats vgl. § 
40 lit. a Ziff. 2 GPR. 
Anregungen Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Eine konsultative Abstimmung an der Gemeindever-
sammlung ergab, dass sich eine Mehrheit für einen 
7-köpfigen Gemeinderat aussprechen würde. 
Eine Ortspartei ist der Ansicht, dass die Anzahl Ge-
meinderatsmitglieder auf 7 Personen erhöht werden 
muss anstatt auf 5 Personen zu senken. Sofern ope-
rative Aufgaben an die Verwaltung übergeben wer-
den, muss die Verwaltung aufgestockt werden. Dem-
zufolge ist mit Mehrkosten zu rechnen, die bei weitem 
die CHF 30‘000 Grundgehalt eines Gemeinderates 
übersteigen. 
Eine andere Ortspartei teilt mit, dass grundsätzlich 5 
GR genügen sollten. Andererseits gibt es auch Argu-
mente für eine höhere Anzahl. Wenn sich die Aufga-
ben auf mehr Köpfe verteilen lassen, dann gibt es 
mehr Leute, die das Amt eines GR nebenberuflich 
verkraften können. Diese Ortspartei bevorzugt ent-
weder die Beibehaltung der 6 GR oder die Erhöhung 
auf 7. 
Eine weitere Ortspartei würde es begrüssen einen 5-
köpfigen Gemeinderat vorzusehen. 
Antwort des Gemeinderats: 
Aufgrund der kontroversen Diskussionen hinsichtlich 
der Anzahl Behördenmitglieder, schlägt der Gemein-
derat vor, die Anzahl von 6 Personen zu belassen. 
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Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten die Anzahl GR-Mitglieder unverändert bei  
6 Mitgliedern zu belassen (Status quo). 
Abs. 2: Der Gemeinderat regelt seine Organisation, 
diejenige der Verwaltung (§ 48 Abs. 2 GG) und allen-
falls diejenige beratender Kommissionen (§ 46 GG) 
oder ihm unterstellte Kommissionen (§ 50 Abs. 2 GG) 
in einem Behördenerlass. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten der vorliegenden Formulierung zuzustim-
men.
Abs. 3: Der Gesetzgeber hat im neuen Gemeindege-
setz auf eine Vorgabe nach Abs. 3 verzichtet. Die Ge-
meinden verfügen über gewisse Spielräume die Zu-
ordnung der Aufgabenverteilung auf die Mitglieder 
des Gemeinderats und deren Kriterien zu regeln. 
Wird auf eine Regelung auf Stufe GO verzichtet, steht 
es allein dem Gemeinderat zu, seine Organisation 
zweckmässig und rechtsgleich zu regeln. 
Eine gewisse Strukturvorgabe kann bei der Res-
sortverteilung hilfreich sein. Der Gemeinderat be-
antragt bei den Stimmberechtigten der vorliegen-
den Formulierung zuzustimmen.

Art. 23 Aufgabenübertragung an Ge-
meindeangestellte -/- 

Der Gemeinderat kann Gemeindeange-
stellten bestimmte Aufgaben zur selbstän-
digen Erledigung übertragen. Der Ge-
meinderat regelt in einem Erlass die Auf-
gaben und Entscheidungsbefugnisse. 

Der Gemeinderat kann gestützt auf § 45 Abs. 1 GG 
Gemeindeangestellten die Befugnis einräumen, be-
stimmte Aufgaben selbständig zu erledigen. Art. 23 
NGO hat daher keinen normativen Charakter, dient 
aber der Transparenz.  
Delegierbar sind nur bestimmte Geschäfte oder Ge-
schäftsbereiche; nicht alle. Die konkrete Übertragung 
von Aufgaben und Entscheidungsbefugnissen ist de-
tailliert in einem Erlass zu regeln. 
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Anregungen Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Was ist unter der „Geschäftsleitung“ zu verstehen? 
Wer ist das? Was ist ihre Zielsetzung? 
Antwort des Gemeinderates: 
Gemäss Gemeindegesetz steht es dem Gemeinderat 
zu, einzelnen Gemeindeangestellten und/oder einer 
Geschäftsleitung Aufgaben zu übertragen. Eine allfäl-
lige Geschäftsleitung würde bestimmte Aufgaben 
übernehmen, wie z.B. die Anstellung des Gemeinde-
personals (ohne Leitungsfunktion). Eine solche Ge-
schäftsleitung würde aus dem/der Gemeindeschrei-
ber/in und den drei Abteilungsleiter/innen bestehen. 
Ob eine Geschäftsleitung für Bonstetten Sinn macht, 
hat der Gemeinderat noch nicht entschieden. Im Rah-
men des Erlasses der GO ist jedoch § 45 Abs. 1 GG 
massgebend: Der Gemeinderat hat die Möglichkeit, 
Aufgaben an die Verwaltung zu übertragen. Um Un-
klarheiten zu vermeiden wird vorgeschlagen „oder 
der Geschäftsleitung“ im Text zu streichen. 
Um sich mit operativen Aufgaben zu entlasten be-
absichtigt der Gemeinderat bestimmte Aufgaben 
an die Verwaltung übertragen zu können. 

Art. 24 Wahl- und Anstellungsbefug-
nisse Art. 22 

Der Gemeinderat  
1.  bestimmt auf die gesetzliche Amts-

dauer aus seiner Mitte:  
a) die Präsidentinnen / die Präsidenten 

und die Mitglieder des Einbürgerungs- 
und Grundsteuerausschusses, 

b) die Präsidentin bzw. den Präsidenten 
eigenständiger Kommissionen,  

c)  die Vertretungen des Gemeinderats in 
anderen Organen.  

Der Gemeinderat bestimmt auf die gesetzliche 
Amtsdauer aus seiner Mitte:  
-  die Vizepräsidentin / den Vizepräsidenten  
-  die Ressortvorstände und deren Stellvertre-

tungen  
-  die Präsidentinnen / die Präsidenten und die 

Mitglieder der Ausschüsse des Gemeinde-
rats, die da sind: 

 Grundsteuerausschuss  
 Einbürgerungsausschuss  
 die Vertretungen des Gemeinderats in ande-

ren Organen 

Ziff. 1 lit. a: § 51 Abs. 2 GG. Die Präsidentin bzw. der 
Präsident einer eigenständigen Kommission muss 
zwingend dem Gemeinderat angehören. 
Ziff. 2: Die freie Wahl schliesst eine Wahl aus der 
Mitte des Gemeinderats nicht aus.  
Ziff. 2 lit. a und b: Diese Personen werden grund-
sätzlich durch den Gemeinderat gewählt oder er-
nannt. 
Ziff. 2 lit. d: § 40 lit. d GPR. Die Wahl der Mitglieder 
des Wahlbüros erfolgt grundsätzlich in der Gemein-
deversammlung, kann aber auch durch den Gemein-
derat erfolgen (§ 40 lit. b GPR). Letzteres ist in der 
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2.  ernennt oder wählt in freier Wahl auf 
die gesetzliche Amtsdauer:  

a)  die Mitglieder eigenständiger Kommis-
sionen,  

b)  die Präsidentin bzw. den Präsidenten 
und die Mitglieder unterstellter Kom-
missionen,  

c)  die Vertretungen der Gemeinde in Or-
ganisationen des öffentlichen oder pri-
vaten Rechts, soweit das Organisati-
onsrecht dieser Organisationen die Zu-
ständigkeit nicht anders regelt,  

d)  die Mitglieder des Wahlbüros. 

3.  ernennt oder stellt an:  
a)  die Gemeindeschreiberin bzw. den 

Gemeindeschreiber,  
b)  die Organe der Feuerpolizei, der Feu-

erwehr und des Zivilschutzes, soweit 
die Gemeinde dafür allein zuständig 
ist,  

c)  die Organe des Zivilstandswesens, so-
weit die Gemeinde dafür zuständig ist, 

d)  das übrige Gemeindepersonal (inkl. 
Hauswartung der Primarschule), so-
weit der Gemeinderat dies nicht einem 
anderen Organ übertragen hat. 

Der Gemeinderat bestimmt oder wählt in freier 
Wahl  

-  die Vertretungen der Gemeinde in Zweckver-
bänden, privaten Institutionen und überkom-
munalen Kommissionen, soweit nicht ein an-
deres Organ zuständig ist  

-  die Vorsitzenden und die Mitglieder der bera-
tenden Kommissionen des Gemeinderats, die 
derzeit sind:  

 Baukommission  
 Werkkommission  
 Mitglieder des Wahlbüros  

Der Gemeinderat ernennt oder stellt an:  
-  die Gemeindeschreiberin / den Gemeinde-

schreiber  
-  die Leiterin / den Leiter und die Mitarbeiten-

den Hausdienst für Gemeinde und Schule  
-  das übrige Gemeindepersonal, soweit nicht 

einem anderen Organ übertragen  
-  die Organe der Feuerpolizei, der Feuerwehr, 

des Zivilschutzes und des Zivilstandswesens, 
soweit die Gemeinde dafür zuständig ist  

-  den Gemeindeammann und die Betreibungs-
beamtin / den Betreibungsbeamten gemäss 
Art. 34 GO

Praxis häufig, muss aber ausdrücklich in der GO ge-
regelt werden. In Bonstetten stellt dies der Status quo 
dar. 
Ziff. 3 lit. a: § 52 Abs. 1, 3 GG. Die Schreiberin bzw. 
der Schreiber hat beratende Stimme. Betreffend Un-
vereinbarkeiten vgl. § 29 GPR.  
Ziff. 3 lit b: § 2 Abs. 1 Gesetz über die Feuerpolizei 
und das Feuerwehrwesen (FFG) vom 24. September 
1978. Nimmt eine Gemeinde die Aufgaben der Feu-
erpolizei etc. zusammen mit anderen Gemeinden 
wahr, regelt die Rechtsgrundlage für die interkommu-
nale Zusammenarbeit die Ernennung oder Anstellung 
der Organe.  
Ziff. 3 lit. c: Für Zivilstandsbeamtinnen und -beamte 
und ihre Stellvertretung regelt § 27 Einführungsge-
setz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (LS 230), 
dass sie durch den Gemeinderat ernannt werden. 
Praktisch alle Gemeinden im Kanton sind einem Zivil-
standskreis mit mehreren Gemeinden zugeordnet 
(Anhang kantonale Zivilstandsverordnung). Bonstet-
ten ist dem Zivilstandskreis Affoltern a.A. angeschlos-
sen. Im Anschlussvertrag ist die Zuständigkeit der Er-
nennung geregelt.  
Ziff. 3 lit. d: § 53 GG. Das Arbeitsverhältnis des Ge-
meindepersonals ist öffentlich-rechtlich. Hat die Ge-
meinde keine eigenen Vorschriften erlassen, ist das 
kantonale Personalrecht sinngemäss anwendbar.  
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Sind Einbürgerungs- und Grundsteuerausschuss im 
Gemeindegesetz (GG) definiert? Wenn ja, sollte da 
eine Referenz eingefügt werden? 
Antwort des Gemeinderates: 
Der Einbürgerungs- und Grundsteuerausschuss sind 
in Art. 24 Ziff. 1 lit. a) NGO festgehalten. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten der vorliegenden Formulierung zuzustim-
men.



3
2

Art. 25 Rechtsetzungsbefugnisse Art. 23 
Der Gemeinderat ist zuständig für den Er-
lass und die Änderung von weniger wich-
tigen Rechtssätzen. Dazu gehören insbe-
sondere Bestimmungen über:  
1.  die Organisation des Gemeinderats im 

Rahmen eines Organisationserlasses, 
2.  die Organisation und Leitung der Ver-

waltung,  
3.  unterstellte Kommissionen,  
4.  die Organisation beratender Kommis-

sionen,  
5.  die Aufgabenübertragung an Gemein-

deangestellte, soweit nicht ein anderes 
Organ zuständig ist,  

6.  Gegenstände, die nicht in die Kompe-
tenz der Gemeindeversammlung oder 
einer anderen Gemeindebehörde fal-
len.  

Der Gemeinderat ist zuständig für den Erlass 
und die Änderung  
-  seiner Geschäftsordnungen sowie jener der 

ihm unterstellten Verwaltungsbereiche und 
der von ihm gewählten Ausschüsse und be-
ratenden Kommissionen  

-  von Reglementen, Pflichtenheften und 
Dienstanweisungen für die ihm unterstellten 
Organe  

-  von weiteren Verordnungen und Reglemen-
ten, die nicht in die Kompetenz der Gemein-
deversammlung oder einer anderen Ge-
meindebehörde fallen

Ziff. 1: Dies stellt z.B. das Organigramm sowie die 
Geschäftsordnung des Gemeinderates dar. 
Ziff. 2: §§ 48 Abs. 2, 49 Abs. 1 GG. Der Gemeinderat 
regelt seine Organisation.  
Ziff. 3: § 50 GG. Im Erlass des Gemeinderats sind 
die Mitgliederzahl, Zusammensetzung, Aufgaben, Fi-
nanz- und Entscheidungsbefugnisse der unterstellten 
Kommissionen zu regeln. Der Bestand der unterstell-
ten Kommissionen muss in der GO vorgesehen sein 
(vgl. Art. 44 NGO). Eigenständige Kommissionen re-
geln ihre Organisation selbst.  
Ziff. 4: Der Gemeinderat ist als übergeordnete Be-
hörde gegenüber der untergeordneten weisungsbe-
rechtigt und kann ihre Organisation regeln.  
Ziff. 5: In der Regel kann die Aufgabenübertragung 
an Gemeindeangestellte in einem Behördenerlass 
geregelt werden. Massgebend, ob die Aufgabenüber-
tragung im Einzelfall in einem Behördenerlass oder 
Gemeindeerlass zu regeln ist, bleibt jedoch das Kri-
terium der Wichtigkeit (§ 4 GG). Sollen z.B. Befug-
nisse zur Verfolgung und Beurteilung von Übertretun-
gen im Sinne von § 89 Abs. 2 Gesetz über die Ge-
richts- und Behördenorganisation im Zivil- und Straf-
prozess (LS 211.1) an Gemeindeangestellte (Polizei-
richteramt) übertragen werden, ist ein Gemeindeer-
lass notwendig.  
Ziff. 6: Darunter fallen z.B. Reglemente, Pflichten-
hefte und Dienstanweisungen für die dem Gemeinde-
rat unterstellten Behörden und Gemeindeangestell-
ten aber auch Submissionsrichtlinien und Ausfüh-
rungserlasse (Vollzugsbestimmungen) zu Gemeinde-
erlassen.  
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen zuzu-
stimmen.
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Art. 26 Allgemeine Verwaltungsbefug-
nisse Art. 24 

1  Dem Gemeinderat stehen unübertrag-
bar zu:  
1.  die politische Planung, Führung und 

Aufsicht,  
2.  die Verantwortung für den Gemein-

dehaushalt und für die ihm durch die 
eidgenössische und kantonale Ge-
setzgebung oder die Behörden des 
Bundes, des Kantons und des Be-
zirks übertragenen Aufgaben,  

3.  die Besorgung sämtlicher Gemein-
deangelegenheiten, soweit dafür 
nicht ein anderes Organ zuständig 
ist,  

4.  die Vorberatung der Geschäfte der 
Gemeindeversammlung und der Ur-
nenabstimmung und die Antragstel-
lung hierzu,  

5.  die Vertretung der Gemeinde nach 
aussen und Bestimmung der 
rechtsverbindlichen Unterschriften,  

6.  die Bestimmung des amtlichen Pub-
likationsorgans,  

7.  die Erteilung des Gemeindebürger-
rechts,  

8.  die Unterstützung des Gemeinde-
referendums.  

2  Dem Gemeinderat stehen im Weiteren 
folgende Befugnisse zu, die in einem 
Erlass massvoll und stufengerecht 
übertragen werden können: 
1.  der Vollzug der Gemeindebe-

schlüsse, soweit nicht andere Or-
gane dafür zuständig sind,  

Dem Gemeinderat stehen zu:  
-  Der Vollzug der ihm seitens der eidgenössi-

schen und kantonalen Gesetzgebung oder 
der Behörden des Bundes, des Kantons und 
des Bezirks übertragenen Aufgaben.  

-  Die Vorberatung der Geschäfte der Gemein-
deversammlung sowie der Urnenabstimmung 
und die Antragstellung hierzu.  

-  Der Vollzug der Gemeindebeschlüsse, soweit 
nicht andere Organe dafür zuständig sind.  

-  Die Besorgung der Aufgaben der Sozialbe-
hörde. 

 - Die Besorgung sämtlicher Gemeindeangele-
genheiten, insbesondere des gesamten Ge-
meindehaushalts, soweit dafür nicht ein ande-
res Organ oder die Gemeindeversammlung 
zuständig ist oder die Beschlussfassung an 
der Urne erfolgt.  

-  Die Vertretung der Gemeinde nach aussen 
und die Bestimmung der rechtsverbindlichen 
Unterschriften.  

-  Die Führung von Prozessen mit dem Recht 
auf Stellvertretung.  

-  Die Schaffung von Stellen in der Gemeinde-
verwaltung, soweit nicht die Gemeindever-
sammlung zuständig ist.  

-  Die Festsetzung der Mitgliederzahl des Wahl-
büros.  

-  Die Änderung der Gemeindegrenze, sofern es 
sich um unbewohntes Gebiet handelt.  

-  Die Bestimmung des amtlichen Publikations-
organs.  

-  Die Unterstützung des Gemeindereferen-
dums.  

- Die Erteilung des Gemeindebürgerrechts. 

Abs. 1: Die in Abs. 1 aufgeführten Beschlüsse muss 
der Gemeinderat im Kollegium fällen. Eine Delega-
tion ist ausgeschlossen.  
Ziff. 1: § 48 Abs. 1 und § 49 Abs. 2 GG. Die Budget-
vorlage, die Jahresrechnung und besondere Abrech-
nungen müssen vom Gemeinderat erstellt werden 
(§§ 101 Abs. 1, 128 Abs. 1, 112 Abs. 2, 134 Abs. 1 
GG). 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Dem Gemeinderat steht „die politische Planung, Füh-
rung und Aufsicht“ von was zu? Der Gemeindever-
waltung, Gemeindeangelegenheiten? 
Antwort des Gemeinderates: 
Gemäss § 48 GG ist der Gemeinderat die oberste Be-
hörde der Gemeinde. Er ist zuständig für die politi-
sche Planung und Führung der Politischen Gemeinde 
und regelt die Organisation der Verwaltung in einem 
Behördenerlass.  

Ziff. 2: Dem Gemeinderat kommt die politische Ver-
antwortung für den Gemeindehaushalt zu. Die opera-
tive Leitung kann delegiert werden. 
Ziff. 3: § 48 Abs. 3 GG. Die subsidiäre Generalkom-
petenz kommt nur bei Regelungslücken zum Tragen, 
soweit nicht die Zuständigkeit eines anderen Organs 
anzunehmen ist.  
Ziff. 4: Der Gemeinderat verfasst den Beleuchtenden 
Bericht für Geschäfte, über die an der Urne oder in 
der Gemeindeversammlung abgestimmt wird (§ 64 
GPR, § 19 GG). 
Ziff. 5: Es geht um die Regelung der Zeichnungsbe-
rechtigung (Unterschriftenregelung) zur Vertretung 
nach aussen (vgl. Abs. 2 Ziff. 3).  
Ziff. 6: Jede Gemeinde bestimmt ihr Publikationsor-
gan (§ 7 Abs. 1 GG). Wer dafür zuständig sein soll, 
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2.  die Besorgung der Aufgaben der 
Sozialbehörde, soweit diese Aufga-
ben nicht einer interkommunalen 
Anstalt (IKA) übertragen wurde,  

3.  das Handeln für die Gemeinde nach 
aussen,  

4.  die Führung von Prozessen mit dem 
Recht auf Stellvertretung,  

5.  die Schaffung von Stellen, die für 
die Erfüllung bestehender Aufgaben 
notwendig sind sowie die Schaffung 
neuer Stellen gemäss seiner Befug-
nis zur Bewilligung neuer Ausga-
ben, soweit keine andere Gemein-
debehörde zuständig ist,  

6.  die Festsetzung der Mitgliederzahl 
des Wahlbüros, 

7.  Verträge zu Gebietsänderungen, 
die unbebautes Gebiet betreffen 
und nicht von erheblicher Bedeu-
tung sind, d.h. insbesondere solche, 
die nicht eine Fläche oder eine Be-
völkerungszahl betreffen, die für die 
Entwicklung der Gemeinde wesent-
lich sind,  

8.  der Abschluss und die Änderung 
von Anschluss- und Zusammenar-
beitsverträgen gemäss seiner Be-
fugnis zur Bewilligung neuer Ausga-
ben, sofern die Gemeinde keine ho-
heitlichen Befugnisse abgibt und 
keine andere Gemeindebehörde 
zuständig ist,  

9.  die übrige Aufsicht in der Gemein-
deverwaltung. 

-  Die Entlassung aus dem Gemeindebürger-
recht.  

-  Die Genehmigung von Anschluss- und Zu-
sammenarbeitsverträgen mit anderen Ge-
meinden über die gemeinsame Durchführung 
von Aufgaben und deren Änderungen, soweit 
nicht die Gemeindeversammlung dafür zu-
ständig ist.  

-  Die Wahl des Gemeindeammanns gemäss 
Art. 34 GO. 

wird in der GO festgelegt. Bereits heute ist in Bonstet-
ten dafür der Gemeinderat zuständig. 
Ziff. 7 Variante: Diese Formulierung bezieht sich auf 
die geteilte Zuständigkeit zwischen Gemeindever-
sammlung und Gemeinderat.  
Ziff. 8: Art. 33 Abs. 4 KV.  
Abs. 2 Ziff. 1: Die Befugnisse nach Abs. 2 sind 
grundsätzlich in einem gewissen Umfang an einzelne 
Mitglieder oder Ausschüsse des Gemeinderats, an 
Gemeindeangestellte oder unterstellte Kommissio-
nen delegierbar. Die Delegation muss in einem Erlass 
geregelt werden.  
Ziff. 2: § 6 Sozialhilfegesetz (LS 851.1). Das Gesetz 
geht vom Grundsatz aus, dass der Gemeinderat die 
Aufgaben der Fürsorgebehörde wahrnimmt. Grund-
sätzlich lässt sich das ganze Massengeschäft dele-
gieren, jedoch nicht politische Anordnungen wie z.B. 
der Einsatz von Sozialdetektiven. Im Unteramt wurde 
diese Aufgaben im Rahmen einer interkommunalen 
Anstalt (IKA) gelöst. 
Ziff. 3: Die "Aussenpolitik" nach § 48 Abs. 4 GG ist 
nicht delegierbar. Die Vertretungsbefugnis nach aus-
sen mit Zeichnungsrecht ist jedoch delegierbar. Die 
Regelung der Zeichnungsberechtigung ist undele-
gierbar dem Gemeinderat vorbehalten (vgl. Abs. 1 
Ziff. 5).  
Ziff. 5: Es erscheint zweckmässig, dass der Gemein-
derat in einem gewissen Umfang Stellen schaffen 
kann. Insbesondere soll er diejenigen Stellen schaf-
fen können, die notwendig sind, damit die bestehen-
den Aufgaben der Gemeinde weiterhin in der beste-
henden Qualität erfüllt werden können. Soll eine neue 
Aufgabe eingeführt oder eine bestehende erheblich 
ausgebaut werden, kann der Gemeinderat lediglich 
im Umfang seiner Finanzbefugnisse neue Stellen 
schaffen. Im Normalfall sind Stellen unbefristet, so 
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dass für deren Schaffung in der Regel wiederkeh-
rende Ausgaben anfallen.  
Ziff. 6: Die Festlegung der Zahl der Mitglieder erfolgt 
durch den Gemeinderat (Status quo). 
Ziff. 7: In der Vielzahl von Gebietsänderungen han-
delt es sich bloss um geringfügige Grenzänderungen 
einzelner oder weniger Parzellen infolge übergeord-
neter Infrastrukturprojekte. Verträge über solche Ge-
bietsänderungen sollen vom Gemeinderat beschlos-
sen werden können. Über erhebliche Gebietsände-
rungen findet eine Urnenabstimmung statt.  
Ziff. 8: Werden keine hoheitlichen Befugnisse über-
tragen und bewirkt der Vertrag keine Ausgaben, die 
entweder an der Urne oder von der Gemeindever-
sammlung bewilligt werden müssen, ist der Gemein-
derat zuständig.  
Ziff. 9: Dienstaufsicht und Weisungsrechte lassen 
sich delegieren. Vorbehalten bleibt Abs. 1 Ziff. 1.  
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen zuzu-
stimmen.

Art. 27 Finanzbefugnisse Art. 25 
1  Dem Gemeinderat stehen unübertrag-

bar zu:  
1.  die Bewilligung von im Budget nicht 

enthaltenen neuen einmaligen Aus-
gaben bis CHF 100‘000.00 für einen 
bestimmten Zweck, höchstens bis 
CHF 500‘000.00 im Jahr, und von 
neuen wiederkehrenden Ausgaben 
bis CHF 20‘000.00 für einen be-
stimmten Zweck, höchstens bis 
CHF 100‘000.00 im Jahr,  

2. die Beschlussfassung über den Fi-
nanz- und Aufgabenplan. 

Der Gemeinderat ist zuständig für  
-  den Ausgabenvollzug  
-  gebundene Ausgaben  
-  Beschlüsse über im Voranschlag enthaltene 

neue einmalige Ausgaben bis 
CHF 300‘000.00 für einen bestimmten Zweck 
sowie neue jährlich wiederkehrende Ausga-
ben bis CHF 60‘000.00 für einen bestimmten 
Zweck  

-  Beschlüsse über im Voranschlag nicht enthal-
tene neue einmalige Ausgaben bis 
CHF 100‘000.00 für einen bestimmten Zweck, 
bis CHF 500‘000.00 im Jahr und neue jährlich 
wiederkehrende Ausgaben bis 

Abs. 1: Die in Abs. 1 aufgeführten Beschlüsse muss 
der Gemeinderat im Kollegium fällen. Eine Delega-
tion ist ausgeschlossen.  
Ziff. 1: § 104 Abs. 2 GG. Besteht nach dem Be-
schluss über das Budget während des Budgetjahrs 
das Bedürfnis für neue Ausgaben (keine Mehrausga-
ben), kann der Gemeinderat ausserhalb des Budgets 
neue Ausgaben bewilligen, sofern dies in der GO vor-
gesehen ist. Das Budget wird bei entsprechend be-
willigten Ausgaben in diesem Umfang überschritten, 
d.h. die Rechnung fällt um die vom Gemeinderat aus-
serhalb des Budgets bewilligten Ausgaben höher 
aus. Diese Ausgabenkompetenzen sind für neue ein-
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3. Die Genehmigung von Schlussab-
rechnungen von bewilligten Kredi-
ten, welche an der Urne oder Ge-
meindeversammlung gesprochen 
wurden. Diese Kompetenz gilt unter 
der Voraussetzung, dass die Kre-
dite nicht überschritten sind und die 
Zustimmung zur Schlussabrech-
nung durch die Rechnungsprü-
fungskommission erteilt wurde. 

2  Dem Gemeinderat stehen im Weiteren 
folgende Befugnisse zu, die in einem 
Erlass massvoll und stufengerecht 
übertragen werden können:  
1.  der Ausgabenvollzug,  
2.  die Bewilligung gebundener Ausga-

ben,  
3.  die Bewilligung von im Budget ent-

haltenen neuen einmaligen Ausga-
ben bis CHF 300‘000.00 für einen 
bestimmten Zweck und neuen wie-
derkehrenden Ausgaben bis 
CHF 60‘000.00 für einen bestimm-
ten Zweck,  

4. die Investition in Liegenschaften 
des Finanzvermögens im Betrag bis 
CHF 250‘000.00, 

5.  die Veräusserung von Liegenschaf-
ten des Finanzvermögens im Wert 
bis CHF 250‘000.00, 

6. die Beschlussfassung über Anlage-
geschäfte, soweit nicht die Gemein-
deversammlung zuständig ist.  

CHF 20‘000.00 für einen bestimmten Zweck, 
höchstens bis CHF 100‘000.00 im Jahr  

-  den Erwerb von Grundeigentum und von ding-
lichen Rechten an Grundstücken zum Preis 
bis CHF 250‘000.00  

-  die Veräusserung von Grundeigentum und die 
Belastung von Grundstücken mit dinglichen 
Rechten im Wert bis CHF 250‘000.00  

-  die finanziellen Beteiligungen an nicht börsen-
kotierten Unternehmen und die Gewährung 
von Darlehen im Betrag bis CHF 100‘000.00  

-  langfristige Verbindlichkeiten gegenüber Drit-
ten im Betrag bis CHF 100‘000.00  

-  die Eingehung von Eventualverpflichtungen 
im Betrag bis CHF 100‘000.00

malige Ausgaben und für neue wiederkehrende Aus-
gaben nicht nur bezogen auf den Einzelfall für einen 
bestimmten Zweck betragsmässig zu begrenzen, 
sondern auch gesamthaft für ein Rechnungsjahr 
durch eine Höchstgrenze bzw. Plafond zu limitieren. 
Der Gemeinderat Bonstetten führt dazu eine Liste, 
die jederzeit von der RPK eingesehen werden kann. 
Ziff. 2: § 96 Abs. 1 GG.  
An den Betragslimiten wurden gegenüber der bis-
herigen Gemeindeordnung (GO) keine Änderun-
gen vorgenommen. 
Ziff. 3: Grundsätzlich genehmigt dasjenige Organ die 
Schlussabrechnung, welches den Kredit bewilligt hat. 
Fällt die Schlussabrechnung unterhalb des bewillig-
ten Kredits aus, stellt diese Schlussabrechnung in der 
Regel eine Formsache dar. Bei Krediten des Souve-
räns verursacht jedoch diese „Formsache“ Zeit, Auf-
wand, Druckkosten und nimmt Zeit der Stimmberech-
tigten in Anspruch. In der GO kann vorgesehen wer-
den, dass Schlussabrechnungen, welche unterhalb 
des bewilligten Kredits ausfallen, durch den Gemein-
derat genehmigt werden können. Dies erachtet der 
Gemeinderat als ökonomisch und sinnvoll, möchte je-
doch eine Kontrollbarriere einbauen. Eine solche 
Schlussabrechnung darf nur vom Gemeinderat ge-
nehmigt werden, sofern die RPK vorgängig ihre Zu-
stimmung erteilt hat. Andernfalls gelangt das Ge-
schäft an die Gemeindeversammlung. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Die neu eingeführte Bestimmung wird begrüsst. So 
kann die Gemeindeversammlung von aus demokrati-
scher Sicht eher als unnötiger Ballast einzustufenden 
Verpflichtungen befreit werden. Man geht jedoch da-
von aus, dass der entsprechende Gemeinderatsbe-
schluss in einer angemessenen Ausführlichkeit für 
die interessierte Bevölkerung im Internet publiziert 
wird.
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Dieser Passus wurde neu in die GO eingefügt. Der 
Gemeinderat beantragt bei den Stimmberechtig-
ten der vorliegenden Formulierungen zuzustim-
men. 
Abs. 2: Die Befugnisse nach Abs. 2 sind in einem ge-
wissen Umfang an Mitglieder oder Ausschüsse des 
Gemeinderats, an Gemeindeangestellte und unter-
stellte Kommissionen delegierbar. Mit der Delegation 
dürfen im konkreten Fall nicht die Finanzbefugnisse 
der Behörde ausgehöhlt werden.  
Ziff. 1: Der Gemeinderat beschliesst, was mit den auf 
Grund des Verpflichtungs- und Budgetkredits zur 
Verfügung stehenden Mitteln geschehen soll. Er 
nimmt z.B. die Vergabe der Arbeiten vor und bezeich-
net die Vertragspartner.  
Ziff. 2: §§ 103, 105 GG. Der Gemeinderat bezeichnet 
die gebundenen Ausgaben und stellt sie im Budget 
ein.  
Ziff. 3: § 107 Abs. 1 lit. c GG. Der Gemeinderat soll 
über die Zuständigkeit verfügen, neue Ausgaben mit 
einem Verpflichtungskredit zu bewilligen.  
Ziff. 4 und 5: § 117 Abs. 2 GG. Fehlt in der GO eine 
Bestimmung, bis zu welcher Betragslimite der Ge-
meinderat zuständig ist, ist die Gemeindeversamm-
lung zuständig. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Investitionen in Liegenschaften des Finanzvermö-
gens: Schliesst das den Erwerb von Liegenschaften 
(die dann im Finanzvermögen eingestellt werden) 
ein? Oder wie ist die Kompetenz zum Erwerb von Lie-
genschaften geregelt? 
Antwort des Gemeinderates: 
Gemäss § 117 Abs. 1 GG werden Anlagen des Fi-
nanzvermögens durch den Gemeinderat beschlos-
sen. Anlagen sind keine Ausgaben, sondern stellen 
lediglich eine Umschichtung des Finanzvermögens 
dar. Die Zuständigkeit liegt beim Gemeinderat. Dies 
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ist natürlich nur möglich, sofern das notwendige Fi-
nanzvermögen vorhanden ist. Für die Kreditbeschaf-
fung ist nach wie vor die Urnenabstimmung oder die 
Gemeindeversammlung zuständig. 
Ziff. 6: § 117 Abs. 1 GG.  
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen zuzu-
stimmen.

3. Eigenständige Kommissio- 
nen 

Eigenständige Kommissionen entsprechen weitge-
hend den früheren Kommissionen mit selbständigen 
Verwaltungsbefugnissen. Diesen kommt bis zur Re-
vision der GO die Stellung einer eigenständigen Kom-
mission zu.  

3.1 Schulpflege 

§§ 54 ff. GG, Schulgesetzgebung. Die Aufgaben und 
Entscheidungsbefugnisse der Schulpflege richten 
sich nach der Schulgesetzgebung (§ 56 Abs. 1 GG). 
Sieht das GG keine speziellen Regelungen zur Schul-
pflege vor, sind die Regelungen über eigenständige 
Kommissionen zu beachten (§ 56 Abs. 3 GG).  
Nach der 1. Lesung durch den Gemeinderat wurde 
die Schulpflege zu einer Vernehmlassung eingela-
den. Die von der Schulpflege gewünschten Anregun-
gen sind in der vorliegenden Fassung berücksichtigt. 

Art. 28 Zusammensetzung Art. 36 / 37 
1 Die Schulpflege besteht mit Einschluss 

der Schulpräsidentin bzw. des Schulprä-
sidenten aus fünf Mitgliedern.  

2 Die Schulpräsidentin bzw. der Schulprä-
sident ist von Amts wegen Mitglied des 
Gemeinderats. Im Übrigen konstituiert 
sich die Schulpflege selbst. Das Präsi-
dium Schulpflege und das Präsidium 
Gemeinderat sind nicht miteinander ver-
einbar. 

Die Schulpflege ist eine Behörde mit selbstän-
digen Verwaltungsbefugnissen. 

Art. 37 Zusammensetzung  
Die Schulpflege besteht unter Einschluss der 
Präsidentin / des Präsidenten aus fünf Mitglie-
dern. Die Präsidentin / der Präsident der Schul-
pflege ist von Amts wegen Mitglied des Gemein-
derats, wobei das Präsidium Schulpflege und 
das Präsidium Gemeinderat nicht miteinander 
vereinbar sind.

Abs. 1: § 55 Abs. 1 GG. Es ist die Anzahl Mitglieder 
inkl. Schulpräsidentin bzw. Schulpräsident einzuset-
zen. Die Schulpflege hat mindestens fünf Mitglieder.  
Abs. 2: Die Bestimmung ist im Zusammenhang mit 
Art. 7 Ziff. 1 NGO zu lesen. 
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine wesentlichen Änderungen statt 
(Status quo).



3
9

Art. 29 Aufgaben Art. 39 
Die Schulpflege führt die Kindergarten- 
die Primarstufe und die Tagestrukturen 
der öffentlichen Volksschule und nimmt 
weitere Aufgaben und Befugnisse im Be-
reich Schule und Bildung wahr, soweit 
nicht andere Organe zuständig sind. Sie 
vertritt die Schule nach aussen. 

Die Schulpflege führt die Kindergarten- und die 
Primarstufe der öffentlichen Volksschule und 
nimmt weitere Aufgaben im Bereich Schule und 
Bildung wahr, soweit nicht andere Organe zu-
ständig sind. Sie vertritt die Schule nach aus-
sen.

Art. 83, 115, 116 KV, § 56 GG. Die öffentliche Volks-
schule besteht aus der Kindergarten-, Primar- und 
Sekundarstufe (§§ 4 ff. VSG). Die Gemeinden haben 
dem Bedarf entsprechende weitergehende Tages-
strukturen zur Verfügung zu stellen (§ 27 Abs. 3 VSG, 
§ 27 VSV). Die Gemeinden können auch öffentliche 
Sonderschulen führen (§§ 35 ff. VSG). Die Schul-
pflege kann die in § 42 Abs. 3 VSG aufgeführten 
Kompetenzen nicht an ein anderes Organ delegieren 
(§ 44 Abs. 2 VSV). 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Was ist mit der „Gesamtheit der Schule“ gemeint? Es 
ist nicht klar, wo nun die Schulpflege bzw. Schullei-
tung zuständig ist? Es sollte eine andere Formulie-
rung geprüft werden. 
Beim Art. 29 und 34 Abs. 3 NGO wird die Vertretung 
der Schule nach aussen als Aufgabe der Schulpflege 
definiert. Was ist mit „Gesamtheit der Schulen“ (Art. 
34 NGO) im Fall Bonstetten gemeint? Es ist nicht klar, 
wo nun die Schulpflege bzw. die Schulleitung zustän-
dig ist. Diese drei Artikel sind etwas widersprüchlich 
oder zumindest unklar. 
Antwort des Gemeinderates: 
Die Gesamtheit der Schulen wird durch die Schul-
pflege nach aussen vertreten (§ 42 Abs. 1 Satz 3 
VSG), die einzeln geleitete Schule hingegen durch 
die Schulleitung. Da die Formulierung auf Basis der 
MUGO des Kantons beruht, möchte der GR auf For-
mulierungsänderungen verzichten, damit keine juris-
tischen Probleme entstehen. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
In der heutigen Zeit wäre es angebracht, Tagesstruk-
turen explizit als Aufgabe der Schule in der GO zu er-
wähnen, statt sie nur unter „weitere Aufgaben“ zu 
subsumieren. 
Antwort des Gemeinderates:
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Gemäss § 27 Abs. 3 VSG und § 27 VSV haben Ge-
meinden nach Bedarf entsprechende Tagesstruktu-
ren zur Verfügung zu stellen. Diese Pflicht besteht 
aufgrund übergeordnetem Recht. Selbstverständlich 
kann diese Pflicht auch in der NGO erwähnt werden. 

Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Hier wird die Vertretung der Schule nach aussen als 
Aufgabe der Schulpflege definiert. Auch in Art. 34 und 
37 NGO, je in Ziff. 3 wird die Vertretung der Schule 
nach aussen erwähnt. Man ist der Ansicht, dass sich 
die Art. 29 und 37 NGO widersprechen, weil ersterer 
das Vertretungsrecht der Schulpflege zuordnet, letz-
terer jedoch der Schulleitung. Da in einem Streitfall 
anhand der GO diese Frage aber geklärt werden 
müsste, wird empfohlen, diesen Widerspruch zu be-
seitigen. 
Antwort des Gemeinderates: 
Die Gesamtheit der Schulen wird durch die Schul-
pflege nach aussen vertreten (§ 42 Abs. 1 Satz 3 
VSG), die einzelne geleitete Schule hingegen durch 
die Schulleitung. Der Vorbehalt der übergeordneten 
Befugnis der Schulpflege ergibt sich aus § 42 Abs. 1 
Satz 3 VSG, wonach die Schulpflege die Schulen 
nach aussen vertritt. Damit sollte ein allfälliger Wider-
spruch durch das übergeordnete Volksschulgesetz 
ausgeräumt sein. 
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine Änderungen statt (Status quo – 
mit Ausnahme der „Tagesstrukturen“).

Art. 30 Aufgabenübertragung an Ge-
meindeangestellte -/- 

Die Schulpflege kann ihr unterstellte Ge-
meindeangestellten bestimmte Aufgaben 
zur selbständigen Erledigung übertragen. 

§ 45 GG. Anders als der Gemeinderat kann die Schul-
pflege nur dann Aufgaben zur selbständigen Erledi-
gung auf Gemeindeangestellte übertragen, wenn 
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Ein Erlass regelt die Aufgaben und Ent-
scheidungsbefugnisse im Rahmen des 
Volksschulrechts. 

dies ausdrücklich in der GO vorgesehen ist. Fehlt 
diese Bestimmung in der GO, darf die Schulpflege 
keine Aufgaben zur selbständigen Erledigung auf Ge-
meindeangestellte übertragen.  
Art. 30 NGO ist eine Ermächtigungsnorm. Die Dele-
gation an sich ist in einem Erlass zu regeln.  
Delegierbar sind nur bestimmte Geschäfte oder Ge-
schäftsbereiche und die Delegationsbeschränkungen 
gemäss Volkschulrecht sind zu beachten. D.h. insbe-
sondere, dass die Schulpflege die in § 42 Abs. 3 VSG 
aufgeführten Kompetenzen nicht an ein anderes Or-
gan delegieren kann (vgl. § 44 Abs. 2 VSV). Ebenso 
dürfen die in § 44 Abs. 2 VSG der Schulleitung zuge-
wiesenen Kompetenzen nicht an ein anderes Organ 
delegiert werden (§ 45 Abs. 1 VSV). Die Schulpflege 
kann die Vorbereitung der in § 42 Abs. 3 VSG aufge-
führten Geschäfte übertragen; nicht jedoch die Ge-
schäfte selbst (vgl. § 44 Abs. 2 VSV). Schliesslich 
kann sie Finanzbefugnisse übertragen. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen zuzu-
stimmen.

Art. 31 Anträge an die Gemeindever-
sammlung und Urne Art. 38 

Anträge der Schulpflege an die Gemein-
deversammlung und an die Urne sind 
dem Gemeinderat einzureichen, der sie 
zusammen mit seiner Abstimmungsemp-
fehlung weiterleitet. 

Anträge der Schulpflege an die Gemeindever-
sammlung oder zuhanden der Urnenabstim-
mung sind dem Gemeinderat einzureichen, der 
sie mit seinem Antrag weiterleitet.

§ 51 Abs. 4, 5 GG. Grundsätzlich besitzt die Schul-
pflege das direkte Antragsrecht an die Gemeindever-
sammlung und an die Urne. Eine Regelung wäre nicht 
notwendig, dient aber der Transparenz.  
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine Änderungen statt (Status quo).

Art. 32 Wahl- und Anstellungsbefug-
nisse Art. 40 

Die Schulpflege ernennt oder stellt unter 
Berücksichtigung der kommunalen An-
stellungsbedingungen an:  

Die Schulpflege bestimmt aus ihrer Mitte  
-  die Vizepräsidentin / den Vizepräsidenten  

Allgemeines: Die Schulleiterinnen bzw. Schulleiter 
sowie Lehrerinnen bzw. Lehrer, die im Lehrplan vor-
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1. die Schulverwalterin bzw. den Schul-
verwalter, 

2. die Schulleiterinnen bzw. die Schullei-
ter,  

3. die Lehrpersonen,  
4. die Schulärztin bzw. den Schularzt,  
5. die Schulzahnärztin bzw. den Schul-

zahnarzt, 
6  die Leiterin / den Leiter und die Mitar-

beitenden der Tagesstrukturen,  
7. die Leiterin / den Leiter und die Mitar-

beitenden der Bibliothek, 
8. die weiteren Angestellten im Schulbe-

reich (mit Ausnahme der Hauswar-
tung). 

-  die Vorsitzenden und Stellvertretungen der 
Ressorts der Schulpflege  

-  die Vorsitzenden und die Mitglieder von Aus-
schüssen 

Die Schulpflege wählt in freier Wahl  
-  die Vertretungen der Gemeinde in Zweckver-

bänden, privaten Institutionen und überkom-
munalen Kommissionen, soweit sie das 
Schulwesen betreffen  

-  die Vorsitzenden und die Mitglieder der bera-
tenden Kommissionen der Schulpflege 

Die Schulpflege wählt, ernennt oder stellt an 
(gem. Geschäftsordnung Primarschule)  

-  die Leiterin / den Leiter und die Mitarbeitenden 
der Schulverwaltung  

-  die Schulleiterinnen / die Schulleiter  
-  die Lehrpersonen (inkl. Assistenzlehrperso-

nen)  
-  die Schulärztin / den Schularzt  
-  die Schulzahnärztin / den Schulzahnarzt  
-  die Leiterin / den Leiter und die Mitarbeiten-

den der Tagesstrukturen  
-  die weiteren Angestellten im Schulbereich

gesehene Fächer unterrichten, werden nach kanto-
nalem Recht beschäftigt (§ 1 Lehrpersonalgesetz [LS 
412.31]). Andere Lehrpersonen, die z.B. im Rahmen 
der Begabtenförderung (§ 5 Verordnung über die son-
derpädagogischen Massnahmen [LS 412.103]), des 
freiwilligen Schulsports (§ 18 VSG) angestellt sind, 
stehen demgegenüber in einem Arbeitsverhältnis mit 
der Gemeinde. Die Anstellung wird in der Regel durch 
Verfügung begründet. Ausnahmen sind möglich und 
können durch Wahl, Ernennung oder mit Anstellung 
durch öffentlich-rechtlichen Vertrag erfolgen. 
Ziff. 1: Der Begriff Schulverwalterin bzw. Schulver-
walter könnte durch Schulsekretärin bzw. Schulsek-
retär ersetzt werden, ist jedoch in Bonstetten nicht ge-
bräuchlich. 
Ziff. 2: § 42 Abs. 3 Ziff. 4 VSG.  
Ziff. 8: Darunter fallen z.B. auch Therapeutinnen bzw. 
Therapeuten, Logopädinnen bzw. Logopäden, Schul-
psychologinnen bzw. Schulpsychologen, Schulsozial-
arbeiterinnen bzw. Schulsozialarbeiter (§ 19 Abs. 1 
Kinder und Jugendhilfegesetz [LS 852.1]). Die Anstel-
lung des Hauswartspersonals erfolgt in Bonstetten 
durch den Gemeinderat. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Die Wahl von Delegierten in Zweckverbände, private 
Institutionen und überkommunale Kommissionen im 
Kontext der Schule fällt in der neuen Fassung weg. 
Bewusst? 
Antwort des Gemeinderates 
Die Vertretungen in Zweckverbänden und überkom-
munalen Kommissionen erfolgen durch Schulpflege-
mitglieder. Da sich die Schulpflege gemäss Art. 28 
Abs. NGO selber konstituiert, ist eine diesbezügliche 
Erwähnung überflüssig. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
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In der aktuellen Fassung der GO (Art. 39) hat die 
Schulpflege die Kompetenz zur Delegation ihrer Ver-
tretungen und die Wahl von beratenden Kommissio-
nen. Wie wird das neu geregelt? 
Antwort des Gemeinderates: 
Kommissionen sind in der GO zu nennen (vgl. Art. 44 
NGO). Da die Schulpflege bislang keine beratenden 
Kommissionen in Anspruch nahm, werden hier auch 
keine aufgeführt. Sollte der Bedarf jemals entstehen, 
wird dem Souverän eine Teiländerung der NGO un-
terbreitet. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen zuzu-
stimmen.

Art. 33 Rechtsetzungsbefugnisse Art. 41 
Die Schulpflege ist in ihrem Aufgabenbe-
reich zuständig für den Erlass und die Än-
derung von weniger wichtigen Rechtssät-
zen. Dazu gehören insbesondere Bestim-
mungen:  

1.  im Organisationsstatut,  
2. zu den Rahmenbedingungen für die 

Schulprogramme,  
3. über die Organisation der Schulpflege 

sowie ihr unterstellter Behörden und 
Personen, 

4. über die Aufgabenübertragung an Ge-
meindeangestellte im Rahmen von Art. 
30 GO, 

5. über Benützungsvorschriften in Zu-
sammenarbeit mit der Gemeindever-
waltung, 

6. betreffend die Ordnung an den Schu-
len,  

Die Schulpflege ist innerhalb ihres Aufgabenbe-
reichs zuständig für den Erlass und die Ände-
rung  

-  des Organisationsstatuts  
-  der Rahmenbedingungen für die Schulpro-

gramme  
-  ihrer Geschäftsordnung sowie der Geschäfts-

ordnungen für die Ausschüsse und beraten-
den Kommissionen  

-  von Reglementen, Pflichtenheften und 
Dienstanweisungen für die ihr unterstellten 
Organe  

-  von Bestimmungen über Entschädigungen, 
Besoldungen und Schulgelder, die nicht in die 
Kompetenz der Gemeindeversammlung fal-
len  

-  von Tarifen für Elternbeiträge, nach Abspra-
che mit der Sozialbehörde  

-  von Reglementen, Benützungsvorschriften 
und Gebührenordnungen für Schulanlagen in 
Absprache mit dem Gemeinderat  

Der Aufgabenbereich der Schulpflege wird in Art. 29 
NGO umschrieben. Zur Abgrenzung von wichtigen 
und weniger wichtigen Rechtssätzen.  
Ziff. 1: Die Schulpflege erlässt ein Organisationssta-
tut, das für alle geleiteten Schulen im Sinne von § 77 
VSG innerhalb der Gemeinde gilt. Im Organisations-
statut sind insbesondere die Aufgaben und Kompe-
tenzen der Schulpflege, der Schulleitung, der Schul-
konferenz sowie die Mitwirkung der Eltern zu regeln 
(§§ 42 Abs. 3 Ziff. 2 und 43 Abs. 1 VSG, §§ 41 und 
65 VSV). Es darf nicht mit dem Organisationserlass 
der Schulpflege (Ziff. 3) verwechselt werden.  
Ziff. 2: An jeder Schule wird von der Schulkonferenz 
unter der Leitung der Schulleitung ein Schulpro-
gramm erarbeitet, das von der Schulpflege zu geneh-
migen und zu veröffentlichen ist (§ 45 VSG, §§ 42 und 
43 VSV).  
Ziff. 3: Die Schulpflege regelt ihre Organisation in ei-
nem Organisationserlass. Ebenso erlässt sie die Ge-
schäftsordnung für die ihr unterstellten Verwaltungs-
abteilungen und allenfalls für die beratenden sowie 



4
4

7. über Gegenstände, die nicht in die Zu-
ständigkeit der Gemeindeversamm-
lung oder einer anderen Gemeindebe-
hörde fallen.  

-  von allgemeinen Bestimmungen betreffend 
die Ordnung an den Schulen  

-  von weiteren Verordnungen und Reglemen-
ten, soweit sie das Schulwesen betreffen und 
nicht in die Zuständigkeit der Gemeindever-
sammlung oder einer anderen Behörde fallen

unterstellten Kommissionen. Hierzu zählen z.B. auch 
Pflichtenhefte und Dienstanweisungen an unterstellte 
Behörden und Personen.  
Ziff. 4: Sofern die GO vorsieht, dass Gemeindeange-
stellten Aufgaben zur selbständigen Erledigung über-
tragen werden können, regelt ein Erlass die delegier-
ten Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse (§ 45 
Abs. 2 GG).  
Ziff. 5: Da die Gebühren durch den Gemeinderat fest-
gelegt wurden, verbleibt der Schulpflege die Defini-
tion der Benützungsvorschriften.  
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen zuzu-
stimmen.

Art. 34 Allgemeine Verwaltungsbefug-
nisse Art. 42 

Die Schulpflege ist innerhalb ihres Aufga-
benbereichs zuständig für:  
1.  die Ausführung der ihr durch die eidge-

nössische und kantonale Gesetzge-
bung oder die Behörden von Bund, 
Kanton und Bezirk übertragenen Auf-
gaben, soweit nicht andere Organe da-
für zuständig sind,  

2. den Vollzug der Gemeindebeschlüsse, 
soweit nicht andere Organe, Behörden 
oder Personen dafür zuständig sind,  

3. die Vertretung der Gesamtheit der 
Schulen nach aussen und die Bestim-
mung der rechtsverbindlichen Unter-
schriften,  

4. die Führung von Prozessen mit dem 
Recht auf Stellvertretung,  

5. die Leitung und Beaufsichtigung der 
Schulen der öffentlichen Volksschule, 

Die Schulpflege ist in ihrem Aufgabenbereich 
zuständig für  
- die Ausführung der ihr seitens der eidgenös-

sischen und kantonalen Gesetzgebung oder 
durch die Behörden von Bund, Kanton und 
Bezirk übertragenen Aufgaben, soweit nicht 
andere Organe dafür zuständig sind  

- den Vollzug der Gemeindebeschlüsse, soweit 
nicht andere Organe dafür zuständig sind  

- die Vertretung der Schule nach aussen und 
die Bestimmung der rechtsverbindlichen Un-
terschriften  

- die Führung von Prozessen mit dem Recht 
auf Stellvertretung  

- die Leitung und Beaufsichtigung der Schule, 
soweit nicht andere Organe dafür zuständig 
sind  

- die Schaffung von Stellen für gemeindeeigene 
Lehrpersonen und der übrigen Stellen im 
Schulbereich (ausgenommen Hausdienst / 

Ziff. 1: Nach § 56 GG werden die besonderen Aufga-
ben der Schulpflege durch die Schulgesetzgebung 
bestimmt. Gemeint sind damit insbesondere Art. 83 
Abs. 2, 115 und 116 KV, das Bildungsgesetz (LS 
410.1), das VSG samt den dazugehörigen Verord-
nungen und das Lehrpersonalgesetz (LS 412.31) 
samt Verordnung. Zusätzlich ist die Schulpflege 
grundsätzlich auch zuständig für den Schulpsycholo-
gischen Dienst, den Schulärztlichen Dienst, die 
Schulzahnpflege und den Verkehrskundeunterricht 
(§§ 19, 20 VSG, §§ 15-18 VSV und §§ 49-51 Gesund-
heitsgesetz [LS 810.1], § 18 Abs. 1 lit. e Polizeiorga-
nisationsgesetz [LS 551.1]).  
Ziff. 3: Die Gesamtheit der Schulen wird durch die 
Schulpflege nach aussen vertreten (§ 42 Abs. 1 Satz 
3 VSG), die einzelne geleitete Schule hingegen durch 
die Schulleitung.  
Ziff. 5: § 42 VSG. Unter Schule ist eine von der Schul-
pflege bezeichnete Organisationseinheit mit einer 
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soweit nicht andere Organe dafür zu-
ständig sind,  

6. die Schaffung von Stellen für gemein-
deeigene Lehrpersonen und der übri-
gen Stellen im Schulbereich, die für die 
Erfüllung bestehender Aufgaben not-
wendig sind, und für die Schaffung 
solch neuer Stellen gemäss ihrer Be-
fugnis zur Bewilligung neuer Ausga-
ben, soweit nicht der Kanton zuständig 
ist,  

7. die Aufteilung der vom Kanton in Voll-
zeiteinheiten zugeordneten Stellen für 
Lehrpersonen und Schulleitungen der 
öffentlichen Volksschule in einem Stel-
lenplan,  

8. die Genehmigung und Veröffentli-
chung der Schulprogramme,  

9. den Abschluss und die Änderung von 
Anschluss- und Zusammenarbeitsver-
trägen gemäss ihrer Befugnis zur Be-
willigung neuer Ausgaben, sofern die 
Gemeinde keine hoheitlichen Befug-
nisse abgibt,  

10.die Vorberatung der Geschäfte der 
Gemeindeversammlung und der Ur-
nenabstimmung und die Antragsstel-
lung hierzu. 

Hauswartung), soweit nicht die Gemeindever-
sammlung zuständig ist  

- die Aufteilung der vom Kanton in Vollzeitein-
heiten zugeordneten Stellen für Lehrpersonen 
und Schulleitungen der Schule in einem Stel-
lenplan  

- die Genehmigung von Anschluss- und Zu-
sammenarbeitsverträgen mit anderen Ge-
meinden über die gemeinsame Durchführung 
von Aufgaben und deren Änderungen, soweit 
nicht die Gemeindeversammlung dafür zu-
ständig ist.  

- die Genehmigung und Veröffentlichung der 
Schulprogramme 

Schulleitung zu verstehen (§ 77 VSG). Die Schul-
pflege bezeichnet die Schulen (§ 42 Abs. 1 Satz 1 
VSG). Ebenso ist sie für die Qualitätssicherung an 
den Schulen in Zusammenarbeit mit der Schulleitung, 
der Schulkonferenz und der kantonalen Fachstelle für 
Schulbeurteilung zuständig, wobei der Bildungsrat 
die Qualitätsstandards festlegt (§§ 47-49 VSG, §§ 47-
53 VSV). Der Kindergarten ist als Kindergartenstufe 
Teil der öffentlichen Volksschule (§ 4 VSG). Der Vor-
behalt der Zuständigkeit eines anderen Organs be-
zieht sich insbesondere auf die Bildungsdirektion (§ 
73 VSG), die Schulleitung und die Schulkonferenz.  
Ziff. 6: Die Schulpflege kann Stellen für gemeindeei-
gene Lehrpersonen schaffen, soweit es für die Auf-
rechterhaltung des bestehenden Angebots in der Ge-
meinde notwendig ist. Soll jedoch ein neues Angebot 
eingeführt oder ein bestehendes erheblich ausgebaut 
werden, ist die Schulpflege lediglich im Umfang ihrer 
Finanzbefugnisse berechtigt, neue Stellen zu schaf-
fen. 
Ziff. 7: Der Kanton ist zuständig für die Zuteilung der 
Anzahl Stellen für Lehrpersonen in Vollzeiteinheiten 
auf die einzelnen Gemeinden (§ 3 Abs. 1 Lehrperso-
nalgesetz [LS 412.31]). Der Schulpflege kommt die 
Kompetenz zu, in einem Stellenplan die Vollzeitein-
heiten auf die Abteilungen und Klassen aufzuteilen 
(§ 3 Abs. 2 Lehrpersonalgesetz). 
Ziff. 8: § 42 Abs. 3 VSG, § 42 Abs. 2 VSV.  
Ziff. 9: Werden keine hoheitlichen Befugnisse über-
tragen und bewirkt der Vertrag keine Ausgaben, die 
an der Urne oder von der Gemeindeversammlung be-
willigt werden müssen, ist im Schulbereich die Schul-
pflege zuständig.  
Ziff. 10: Diese Ziffer darf nicht in die GO aufgenom-
men werden, falls der Schulpflege das Antragsrecht 
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an die Gemeindeversammlung und die Urne entzo-
gen wird. Dies ist jedoch in Bonstetten in Art. 31 NGO 
so vorgesehen. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen zuzu-
stimmen.

Art. 35 Finanzbefugnisse Art. 43 
1  Der Schulpflege stehen im Rahmen ih-

rer Aufgaben unübertragbar die Bewilli-
gung von im Budget nicht enthaltenen 
neuen einmaligen Ausgaben bis 
CHF 100‘000.00 für einen bestimmten 
Zweck, höchstens bis CHF 300‘000.00 
im Jahr, und von neuen wiederkehren-
den Ausgaben bis CHF 25‘000.00 für ei-
nen bestimmten Zweck, höchstens bis 
CHF 100‘000.00 im Jahr zu. 

2  Der Schulpflege stehen im Rahmen ih-
rer Aufgaben im Weiteren folgende Be-
fugnisse zu, die in einem Erlass mass-
voll und stufengerecht übertragen wer-
den können:  
1. der Ausgabenvollzug,  
2. die Bewilligung gebundener Ausga-

ben,  
3. die Bewilligung von im Budget enthal-

tenen neuen einmaligen Ausgaben 
bis CHF 300‘000.00 für einen be-
stimmten Zweck und von neuen wie-
derkehrenden Ausgaben bis 
CHF 60‘000.00 für einen bestimmten 
Zweck. 

Die Schulpflege ist zuständig für  
- den Ausgabenvollzug  
- gebundene Ausgaben  
- Beschlüsse über im Voranschlag enthaltene 

neue einmalige Ausgaben bis 
CHF 300‘000.00 für einen bestimmten Zweck 
und neue jährlich wiederkehrende Ausgaben 
bis CHF 60‘000.00 für einen bestimmten 
Zweck  

- Beschlüsse über im Voranschlag nicht enthal-
tene neue einmalige Ausgaben bis 
CHF 100‘000.00 für einen bestimmten Zweck, 
höchstens bis CHF  300‘000.00 im Jahr und 
neue jährlich wiederkehrende Ausgaben bis 
CHF 25'000.00 für einen bestimmten Zweck, 
höchstens bis CHF 100‘000.00 im Jahr  

- die Bewilligung von Zusatzkrediten für die Er-
höhung von einmaligen Ausgaben bis 
CHF  100‘000.00 für einen bestimmten 
Zweck, höchstens bis CHF 300‘000.00 im 
Jahr, und von jährlich wiederkehrenden Aus-
gaben bis CHF  25‘000.00 für einen bestimm-
ten Zweck, höchstens bis CHF 100‘000.00 im 
Jahr

§§ 56 Abs. 2, 107 Abs. 1 lit. d GG. Die Finanzbefug-
nisse der Schulpflege sind in der GO zu regeln. Zur 
Delegation von Finanzbefugnissen.  
Abs. 1: Die in Abs. 1 aufgeführten Beschlüsse muss 
die Schulpflege im Kollegium fällen, eine Delegation 
ist nicht möglich.  
Abs. 2: Die Befugnisse nach Abs. 2 sind in einem ge-
wissen Umfang delegierbar. Mit der Delegation dür-
fen im konkreten Fall nicht die Finanzbefugnisse der 
Schulpflege ausgehöhlt werden. Eine massvolle und 
stufengerechte Delegation ist jedoch möglich. Die 
konkrete Ausgestaltung der Delegation ist in einem 
Erlass zu regeln.  
Ziff. 1: Eine eigenständige Kommission (§ 51 GG) 
verfügt auch ohne Bestimmung in der GO über die 
Kompetenz zum Ausgabenvollzug in ihrem Aufga-
benbereich. Die Schulpflege beschliesst, was mit den 
aufgrund des Verpflichtungs- und Budgetkredits in ih-
rem Aufgabenbereich zur Verfügung stehenden Mit-
teln geschehen soll. Die Schulpflege ist gemäss § 42 
Abs. 3 Ziff. 7 VSG auch für die Zuteilung der finanzi-
ellen Mittel an die Schulen und die Kontrolle über de-
ren Verwendung zuständig.  
An den Betragslimiten wurden gegenüber der 
bisherigen Gemeindeordnung (GO) keine Ände-
rungen vorgenommen.
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Art. 36 Mitberatung an den Sitzungen 
der Schulpflege Art. 44 

1 An den Sitzungen der Schulpflege neh-
men alle Schulleiterinnen bzw. Schullei-
ter und eine Lehrperson mit beratender 
Stimme teil.  

2 Die Schulverwalterin bzw. der Schulver-
walter hat als Schreiberin bzw. Schrei-
ber der Schulpflege an den Sitzungen 
der Schulpflege beratende Stimme.

An den Sitzungen der Schulpflege nehmen 
mindestens eine Vertretung von Schulleiterin-
nen und Schulleitern und mindestens eine Ver-
tretung von Lehrpersonen mit beratender 
Stimme teil.  
Die Schulverwaltungsleiterin / der Schulverwal-
tungsleiter hat als Schreiberin / Schreiber der 
Schulpflege an den Sitzungen der Schulpflege 
beratende Stimme.

Abs. 1: § 42 Abs. 5 VSG. Die Vertretung der Lehrper-
sonen und Schulleitungen an den Sitzungen der 
Schulpflege muss in der GO bestimmt werden. Sie 
kann unterschiedlich geregelt werden, wobei die Ver-
tretung immer objektiv bestimmbar sein muss. Die 
Lehrpersonen und die Schulleitungen haben je durch 
mindestens eine Person vertreten zu sein. 
Abs. 2: Die Schulverwalterin bzw. der Schulverwalter 
ist in der Regel zugleich Schreiberin bzw. Schreiber 
der Schulpflege und nimmt mit beratender Stimme an 
den Sitzungen der Schulpflege teil. Der Schulverwal-
tung können bestimmte organisatorische und admi-
nistrative Aufgaben im Rahmen des Volksschulrechts 
übertragen werden. Dies ist in einem Behördenerlass 
und nicht in der GO zu regeln (§ 46 Abs. 2 VSG). 
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine Änderungen statt (Status quo). 

Art. 37 Schulleitung Art. 45 
1  Die Schulleitung ist zuständig für die ad-

ministrative, personelle und finanzielle 
Führung und zusammen mit der Schul-
konferenz für die pädagogische Füh-
rung und Entwicklung der Schule.  

2  Die Aufgaben und Kompetenzen der 
Schulleitung richten sich nach der 
Schulgesetzgebung und dem Organisa-
tionsstatut.  

3  Die Schuleinheit wird gegen aussen von 
der Schulleitung vertreten.  

4  Die Schulleitung kann der Schulpflege 
Antrag stellen. 

Die Schulleitung ist zuständig für die administ-
rative, personelle und finanzielle Führung im 
Rahmen des bewilligten Budgets und zusam-
men mit der Schulkonferenz für die pädagogi-
sche Führung und Entwicklung der Schule.  
Die Aufgaben und Kompetenzen der Schullei-
tung richten sich nach der Schulgesetzgebung 
und der Geschäftsordnung der Primarschule.  
Die Schulleitung kann der Schulpflege Antrag 
stellen.  
Einsprache gegen Anordnungen der Schullei-
tung kann schriftlich bei der Schulpflege innert 
zehn Tagen seit der Mitteilung erhoben werden.

Abs. 1: Umschreibung der Zuständigkeit gemäss § 
44 Abs. 1 VSG.  
Abs. 2: Die Schulpflege erlässt das Organisationssta-
tut. Auf dieser Stufe bzw. im Funktionendiagramm ist 
zu regeln, welche Aufgaben (z.B. Mitwirkungs-, Vor-
bereitungs- und Vollzugsaufgaben) und Kompeten-
zen (sog. Aufgaben zur selbständigen Erledigung 
bzw. Entscheidungsbefugnisse) der Schulleitung und 
der Schulpflege zukommen.  
Abs. 3: Der Vorbehalt der übergeordneten Befugnis 
der Schulpflege ergibt sich aus § 42 Abs. 1 Satz 3 
VSG, wonach die Schulpflege die Schulen nach aus-
sen vertritt. 
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5  Die Überprüfung von Anordnungen der 
Schulleitung kann innert 10 Tagen seit 
der Mitteilung schriftlich bei der Schul-
pflege verlangt werden.

Abs. 4: Jede Schulleitung ist befugt, Anträge an die 
Schulpflege zu stellen. Die Schulpflege hat diese An-
träge zu behandeln.  
Abs. 5: Eine Anordnung der Schulleitung, nicht aber 
deren Begründung, muss schriftlich erfolgen und den 
Hinweis enthalten, dass innert 10 Tagen schriftlich ein 
Entscheid der Schulpflege verlangt werden kann (§ 
74 VSG, § 75 VSV).  
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine wesentlichen Änderungen statt 
(Status quo).

Art. 38 Schulkonferenz Art. 46 
1  Die mit einem Mindestpensum gemäss 

kantonalem Recht an einer Schule un-
terrichtenden Lehrpersonen und die 
Schulleitung bilden die Schulkonfe-
renz. Die Schulpflege regelt die Teil-
nahme und das Stimmrecht weiterer 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
den Sitzungen der Schulkonferenz.  

2  Die Schulkonferenz legt das Schulpro-
gramm fest, beschliesst über die 
Massnahmen zu dessen Umsetzung 
sowie über konkrete Aktivitäten und 
Projekte in einer Jahresplanung.  

3  Sie kann der Schulpflege Antrag stel-
len. 

Die mit einem Mindestpensum gemäss kanto-
nalem Recht an der Schule unterrichtenden 
Lehrpersonen und die Schulleitung bilden die 
Schulkonferenz. Die Schulpflege regelt die Teil-
nahme und das Stimmrecht weiterer Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter an den Sitzungen der 
Schulkonferenz.  

Die Schulkonferenz erarbeitet den Jahresplan 
und legt ihn der Schulpflege zur Genehmigung 
vor. Er umfasst das Schulprogramm und die 
Massnahmen zu dessen Umsetzung sowie kon-
krete Aktivitäten und Projekte.  
Sie kann der Schulpflege Antrag stellen.

Abs. 1: Seit 1. August 2017 gehören der Schulkonfe-
renz die Schulleitung und alle Lehrpersonen mit ei-
nem Beschäftigungsgrad von wenigstens 35% an der 
entsprechenden Schule an (§ 46 Abs. 1 VSV). Lehr-
personen sind Personen, die im Lehrplan vorgese-
hene Fächer unterrichten (§ 1 Lehrpersonalgesetz 
[LS 412.31]). Sie sind nach kantonalem Recht be-
schäftigt.  
Abs. 2: Die Aufgaben der Schulkonferenz sind in § 45 
VSG sowie §§ 42, 43, 46, 47 ff. VSV geregelt. Das 
Schulprogramm ist von der Schulpflege zu genehmi-
gen und zu veröffentlichen (§ 42 Abs. 3 Ziff. 3 VSG, § 
42 Abs. 2 VSV). Die Schulpflege kann auch Rahmen-
bedingungen für das Schulprogramm festlegen. 
Abs. 3: Die Schulkonferenz kann insbesondere An-
trag für die Besetzung der Schulleitung stellen (§ 45 
Abs. 3 VSG). 
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine wesentlichen Änderungen statt 
(Status quo).
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3.2 Werkkommission 
Art. 39 Zusammensetzung -/- 
1 Der Gemeinderat wählt für eine Amts-

dauer die Mitglieder der Werkkommis-
sion. Die Amtsdauer der Kommissions-
mitglieder ist mit derjenigen des Ge-
meinderates identisch. 

2 Die Werkkommission besteht aus einem 
Mitglied des Gemeinderats als Präsi-
dentin bzw. Präsident und vier weiteren 
Mitgliedern.  

3 Zu Beginn der Legislatur werden die vier 
zu besetzenden Sitze öffentlich ausge-
schrieben. Der neu konstituierte Ge-
meinderat wählt die Zusammensetzung 
aus den eingereichten Kandidaten. 

4 Die Werkkommission konstituiert sich im 
Übrigen selbst. 

Abs. 1: § 51 Abs. 2 GG. Es ist die Bezeichnung der 
Kommission und die Anzahl Mitglieder ohne Präsi-
dentin bzw. Präsident einzusetzen.  
Abs. 2: Eine eigenständige Kommission besteht aus 
mindestens 5 Mitgliedern (inkl. Präsidentin bzw. Prä-
sident, die bzw. der dem Gemeinderat angehört und 
grundsätzlich von diesem aus seiner Mitte gewählt 
wird). 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen zuzu-
stimmen. 

Art. 40 Aufgaben
1 Die Werkkommission besorgt eigen-

ständig die Aufgaben des Gemeindera-
tes für den Betrieb und Unterhalt von ge-
meindlichen Infrastrukturanlagen. 

2  Der Gemeinderat regelt in einem Erlass 
die detaillierten Aufgaben und den Voll-
zug. 

Abs. 1: Die Aufgabe und der Handlungsbereich, in 
dem die eigenständige Kommission tätig ist, ist in die-
sem Artikel zu umschreiben.  
Abs. 2: Die detaillierten Ausführungsbestimmungen 
sollen in einem separaten Erlass geregelt werden. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen zuzu-
stimmen.

Art. 41 Finanzbefugnisse
Die Werkkommission ist im Rahmen ihrer 
Aufgaben zuständig für:  
1. den Ausgabenvollzug,  
2. gebundene Ausgaben,  

§ 107 Abs. 2 GG.  
Ziff. 1 und 2: In ihrem Aufgabenbereich ist eine ei-
genständige Kommission für den Ausgabenvollzug 
und gebundene Ausgaben auch ohne entsprechende 
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3. die Bewilligung von im Budget enthal-
tenen neuen einmaligen Ausgaben bis 
CHF 100‘000.00 für einen bestimmten 
Zweck und von neuen wiederkehren-
den Ausgaben bis CHF 20‘000.00 für 
einen bestimmten Zweck. 

ausdrückliche Regelung in der GO zuständig (§ 51 
Abs. 1 GG).  
Ziff. 3: Einer eigenständigen Kommission kann die 
Zuständigkeit für die Bewilligung von Verpflichtungs-
krediten eingeräumt werden, es besteht jedoch keine 
Verpflichtung hierzu.  
Sind die Kompetenzlimiten der eigenständigen Kom-
mission niedriger als diejenigen des Gemeinderats, 
stellt sie für Beträge, welche ihre Kompetenzlimite 
überschreiten, jedoch noch in derjenigen des Ge-
meinderats liegen, dem Gemeinderat Antrag. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Es wird hinterfragt, ob der Betrag von CHF 100‘000 
ausreicht, um nicht wieder viele Geschäfte im Ge-
meinderat behandeln zu müssen. Ferner sollten alle 
Geschäfte als Kenntnisnahme dem Gemeinderat un-
terbreitet werden. 
Antwort des Gemeinderates: 
Die Festlegung der Summe fand in Rücksprache mit 
dem Ressort/Bereich Tiefbau statt. Es ist ein vernünf-
tiger Betrag, so dass geringfügige Geschäfte in allei-
niger Kompetenz durch die Werkkommission und Ge-
schäfte mit grösserer Tragweite durch den Gemein-
derat verabschiedet werden können. Hinsichtlich 
Wahl der Werkkommission bevorzugt der Gemeinde-
rat die Ausschreibung der zu besetzenden Sitze zu 
Beginn der Legislatur.
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen zuzu-
stimmen.

3.3 Baukommission 
Art. 42 Zusammensetzung -/- 
1 Der Gemeinderat wählt für eine Amts-

dauer die Mitglieder der Baukommis-
Abs. 1: § 51 Abs. 2 GG. Es ist die Bezeichnung der 
Kommission und die Anzahl Mitglieder ohne Präsi-
dentin bzw. Präsident einzusetzen.
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sion. Die Amtsdauer der Kommissions-
mitglieder ist mit derjenigen des Ge-
meinderates identisch. 

2 Die Baukommission besteht aus einem 
Mitglied des Gemeinderats als Präsi-
dentin bzw. Präsident und vier weiteren 
Mitgliedern.  

3 Zu Beginn der Legislatur werden die vier 
zu besetzenden Sitze öffentlich ausge-
schrieben. Der neu konstituierte Ge-
meinderat wählt die Zusammensetzung 
aus den eingereichten Kandidaten. 

4 Die Baukommission konstituiert sich im 
Übrigen selbst.  

Eine eigenständige Kommission besteht aus mindes-
tens 5 Mitgliedern (inkl. Präsidentin bzw. Präsident, 
die bzw. der dem Gemeinderat angehört und grund-
sätzlich von diesem aus seiner Mitte gewählt wird). 
Zur Wahl der Mitglieder vgl. § 40 lit. c Ziff. 2 GPR. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Die Baukommissionsmitglieder sollten an der Urne 
gewählt werden, da viele Geschäfte politisch heikel 
sind. 
Antwort des Gemeinderates: 
Der Gemeinderat würde es begrüssen, wenn in der 
Baukommission möglichst viele Fachleute Einsitz 
nehmen. Dadurch kann sichergestellt werden, dass 
der Gemeinderat mit Know How unterstützt wird. Der 
Spielraum innerhalb der gesetzlichen Schranken ist 
derart gering, dass es keinen Sinn macht, diese Kom-
mission parteipolitisch zusammenzusetzen. Um 
Transparenz zu schaffen, sollen die Sitze zur Neube-
setzung vor Beginn jeder Legislatur ausgeschrieben 
werden (Siehe Art. 42 Abs. 3 NGO). Dasselbe gilt für 
die Werkkommission. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen zuzu-
stimmen. 

Art. 43 Aufgaben
1 Die Baukommission besorgt eigenstän-

dig die Aufgaben des Gemeinderates in 
Hochbauangelegenheiten. 

2  Der Gemeinderat regelt in einem Erlass 
die detaillierten Aufgaben und den Voll-
zug. 

Die Aufgabe und der Handlungsbereich, in dem die 
eigenständige Kommission tätig ist, ist in diesem Arti-
kel zu umschreiben. Ergibt sich der Aufgabenbereich 
aus dem übergeordneten Recht, muss diese Bestim-
mung nicht denselben Detaillierungsgrad bei der Um-
schreibung der Aufgabe erreichen und es kann auf 
die für die Kommission wesentlichen Rechtsgrundla-
gen hingewiesen werden.  
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen zuzu-
stimmen.
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IV. Weitere Behörden und Auf-
gabenträger 

1. Unterstellte Kommissionen
Die Gemeinde kann unterstellte Kommissionen bil-
den; eine Verpflichtung hierzu besteht nicht.  

Art. 44 Unterstellte Kommissionen Art. 22 Abs. 2 
1  Der Gemeinderat wählt für eine Amts-

dauer die ihm unterstellten Kommis-
sionen. Die Amtsdauer der Kommis-
sionsmitglieder ist mit derjenigen des 
Gemeinderats identisch. 

2  Dem Gemeinderat unterstehen fol-
gende Kommissionen:  
a) Kulturkommission 
b) Wahlbüro 
c) Gemeindeführungsorganisation 

3  Er regelt in einem Erlass für jede unter-
stellte Kommission ihre Mitgliederzahl, 
Zusammensetzung, Aufgaben sowie 
Entscheidungs- und Finanzbefug-
nisse.

Der Gemeinderat bestimmt oder wählt in freier 
Wahl  
-  die Vertretungen der Gemeinde in Zweckver-

bänden, privaten Institutionen und überkom-
munalen Kommissionen, soweit nicht ein an-
deres Organ zuständig ist  

-  die Vorsitzenden und die Mitglieder der bera-
tenden Kommissionen des Gemeinderats, 
die derzeit sind:  
Baukommission  
Werkkommission  
Mitglieder des Wahlbüros

§ 50 GG. Unterstellte Kommissionen bedürfen einer 
Verankerung in der GO. Ist in der GO der Bestand ei-
ner unterstellten Kommission nicht vorgesehen, ist 
der Gemeinderat nicht berechtigt, eine solche einzu-
setzen. Anhand des Namens der Kommission müs-
sen die Stimmberechtigten erkennen können, welche 
Aufgaben der Gemeinderat der unterstellten Kommis-
sion übertragen möchte. 
Abs. 2: Neu möchte der Gemeinderat eine Kultur-
kommission einführen. 
Gemäss § 8 Abs. 3 des Gesetzes über den Bevölke-
rungsschutz (BSG) bestellen die Gemeinden ihre 
Führungsorgane. Aufgrund dieser kant. Regelung 
würde sich eine Erwähnung in der NGO erübrigen. 
Der Vollständigkeit halber, möchte der Gemeinderat 
diese jedoch festhalten. 
Das Wahlbüro war bis anhin in Bonstetten immer 
schon eine unterstellte Kommission. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Es fehlen Ziele und Kompetenzen (Finanzen), die die-
ser Kulturkommission übertragen werden sollen. 
Antwort des Gemeinderates: 
Unterstellte Kommissionen bedürfen einer Veranke-
rung in der GO. Anhand des Namens der Kommission 
müssen die Stimmberechtigten erkennen können, 
welche Aufgaben der Gemeinderat der unterstellten 
Kommission übertragen möchte. Es ist somit klar, 
dass sich die erwähnte Kommission um die gemeind-



5
3

liche Kultur/Anlässe kümmert. Die konkreten Aufga-
ben wird der Gemeinderat in einem Reglement vorse-
hen. Die Finanzen werden der Kommission im Rah-
men des Budgets zugesprochen. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Es wird unter dieser Rubrik festgehalten, dass die Ge-
meinde unterstellte Kommissionen bilden kann. Eine 
Verpflichtung hierzu besteht jedoch nicht. Untersteht 
das Wahlbüro einer „kann“-Formulierung? 
Antwort des Gemeinderates: 
Gemäss § 14 des Gesetzes über die politischen 
Rechte (GPR) besteht in jeder Politischen Gemeinde 
ein Wahlbüro von mindestens 5 Personen. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Die Ausschüsse sind in diesem Artikel nicht erwähnt. 
Antwort des Gemeinderates: 
Die Ausschüsse werden in Art. 24 NGO erwähnt. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
An der Informationsveranstaltung vom 28. Mai 2019 
wurde darüber informiert, dass der Gemeinderat 
plant, eine Gemeindeführungsorganisation als unter-
stellte Kommission einzuführen. Sie würde in einem 
Notfall in der Gemeinde in Aktion treten. Bei einem 
Grossereignis wäre die Gemeinde wohl auf Nachbar-
schaftshilfe angewiesen. Macht es Sinn, diese Auf-
gabe als einzelne Gemeinde anzugehen, wäre das 
nicht eine Aufgabe für den Sicherheitszweckverband 
(SZVA) oder allenfalls einer Region/Kreisgemeinde 
(z.B. Unteramt)? 
Antwort des Gemeinderates: 
Gestützt auf § 8 Abs. 3 des Gesetzes über den Bevöl-
kerungsschutz (BSG) bestellen die Gemeinden ihre 
Führungsorgane. Aufgrund dieser übergeordneten 
kantonalen Gesetzgebung würde sich eigentlich eine 
Erwähnung in der NGO erübrigen. Ob und wie weit 
eine Zusammenarbeit mit Nachbargemeinden oder 
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im Bezirk möglich ist, muss geprüft werden. Grund-
sätzlich ist die Gemeindeführungsorganisation jedoch 
eine Gemeindeaufgabe. Der Vollständigkeit halber, 
möchte der Gemeinderat diese deshalb im Art. 44 
Abs. 1 lit. c) NGO aufführen. 
Abs. 3: Der Gemeinderat muss in einem Behörden-
erlass die Mitgliederzahl, Zusammensetzung, Aufga-
ben, Entscheidungs- und Finanzbefugnisse der unter-
stellten Kommissionen regeln. Dabei können den un-
terstellten Kommissionen mehr oder weniger Kompe-
tenzen eingeräumt werden.  
Der Gemeinderat befürwortet die Einführung der 
Kulturkommission und den Gemeindeführungs-
organisation als unterstellte Kommissionen. Für 
Letzteren besteht eine gesetzliche Pflicht. Der Ge-
meinderat beantragt den Stimmberechtigten den 
vorliegenden Formulierungen zuzustimmen. 

2. Rechnungsprüfungskom-
mission (RPK) und Prüf-
stelle

Art. 45 Zusammensetzung Art. 28 
1  Die Rechnungsprüfungskommission 

besteht mit Einschluss der Präsidentin 
bzw. des Präsidenten aus fünf Mitglie-
dern. 

2  Die Rechnungsprüfungskommission 
konstituiert sich mit Ausnahme der 
Präsidentin bzw. des Präsidenten 
selbst.  

Die Rechnungsprüfungskommission besteht 
unter Einschluss der Präsidentin / des Präsi-
denten aus fünf Mitgliedern. Die Präsidentin / 
der Präsident und die Mitglieder werden an der 
Urne gewählt. Im Übrigen konstituiert sie sich 
selbst.

Abs. 1: Es ist die Anzahl Mitglieder inkl. Präsidentin 
bzw. Präsident einzusetzen. Die RPK besteht aus 
mindestens fünf Mitgliedern (§ 58 Abs. 1 GG), die von 
den Stimmberechtigten an der Urne zu wählen sind (§ 
40 lit. a Ziff. 4 GPR). Es würde auch die Möglichkeit 
zur Einsetzung einer Rechnungs- und Geschäftsprü-
fungskommission (RGPK) bestehen. In diesem Fall 
müsste der Gemeinderat jährlich einen Geschäftsbe-
richt verfassen, was den administrativen Aufwand von 
Behörde und Verwaltung, und nicht zuletzt auch der 
(G)RPK, massiv erhöhen würde. Ebenso müsste eine 
RGPK alle Abstimmungsvorlagen prüfen, auch solche 
ohne finanzielle Auswirkungen. Dies würde der Auf-
wand dieser Behörde nicht unerheblich maximieren.
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Der Gemeinderat erachtet die Einsetzung einer 
Rechnungsprüfungskommission (RPK) für die 
Gemeindegrösse von Bonstetten für verhältnis-
mässig. Gegenüber der bisherigen Gemeindeord-
nung (GO) finden keine inhaltlichen Änderungen 
statt (Status quo). 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Die RPK ist der Ansicht, dass eine GRPK sinnvoll 
wäre. Der zeitliche Aufwand würde dabei nicht erheb-
lich steigen. Gemäss Art. 61 Ziff. 2 GG müssten nur 
die von der GO vorgesehenen Abstimmungsunterla-
gen geprüft werden. Man könnte also den Bereich 
sinnvoll eingrenzen. Zweifellos wäre aber ein jährli-
cher Geschäftsbericht nötig. Da die RPK davon aus-
geht, dass der Gemeinderat sowieso für sich eine 
jährliche Standortbestimmung vornimmt und dazu ein 
Papier verfasst, könnte dieses ohne wesentlichen 
Mehraufwand als Geschäftsbericht dienen. 
Antwort des Gemeinderates: 
Der Gemeinderat würde mit der Einführung einer 
Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommission 
(GRPK) eine wesentliche Erhöhung des zeitlichen 
und finanziellen Aufwandes dieser Behörde erwarten. 
Diese sich abzeichnende Mehrbelastung würde un-
weigerlich zu höheren (G)RPK-Behördenentschädi-
gungskosten führen. Zum Vergleich wurde die Politi-
sche Gemeinde Thalwil (18’000 Einwohner/innen) 
herangezogen. Dort hat ein Einwohner eine Initiative 
zur Einführung einer GRPK eingereicht. In Thalwil 
rechnete man mit einem Mehraufwand von jährlich 
ca. CHF 50‘000. Am 27.11.2016 stimmten die Stimm-
berechtigten in Thalwil über den Antrag ab. Die Initia-
tive wurde mit 63.31% verworfen. Grundsätzlich wer-
den GRPK’s eher in grösseren Gemeinden (über 
10’000 Einwohner/innen) eingesetzt. Eine Umfrage 
bei den anderen 13 Gemeinden im Bezirk Affoltern 
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hat gezeigt, dass eine GRPK in keiner dieser Gemein-
den eingeführt wird und je ein Thema war. Aus all die-
sen Gründen erachtet der Gemeinderat eine Rech-
nungsprüfungskommission (RPK) für Bonstetten als 
verhältnismässig und ausreichend.

Art. 46 Aufgaben der Rechnungsprü-
fungskommission (RPK)

Art. 29

1  Die Rechnungsprüfungskommission 
prüft den Finanzhaushalt und das 
Rechnungswesen nach finanzpoliti-
schen Gesichtspunkten, insbesondere 
Budget, Jahresrechnung, Verpflich-
tungskredite und weitere Geschäfte 
von finanzieller Tragweite, über welche 
die Stimmberechtigten entscheiden.  

2  Ihre Prüfung umfasst die finanzrechtli-
che Zulässigkeit, die rechnerische 
Richtigkeit und die finanzielle Ange-
messenheit.  

3 Sie erstattet den Stimmberechtigten 
schriftlich Bericht und stellt Antrag.

Die Rechnungsprüfungskommission prüft alle 
Anträge von finanzieller Tragweite an die Ge-
meindeversammlung und an die Urne, insbe-
sondere Voranschlag, Jahresrechnung und 
Ausgabenbeschlüsse. Sie erstattet dazu Be-
richt.

Abs. 1: § 59 GG. Die Gemeinden müssen eine RPK 
mit den Aufgaben der finanzpolitischen Kontrolle be-
trauen. Diese prüft alle Anträge, über die die Stimm-
berechtigten beschliessen und die unmittelbare Aus-
wirkungen auf den Gemeindehaushalt haben. Konk-
ret werden vor allem das Budget, die Jahresrechnung 
und die Verpflichtungskredite geprüft. Sie prüft aber 
auch Abrechnungen über Verpflichtungskredite 
(§ 112 Abs. 2 und 3 GG) oder Anlagegeschäfte (§ 117 
Abs. 2 GG).  
Abs. 2: Im Unterschied zur RGPK prüft die RPK die 
Geschäfte auf ihre finanzielle und nicht auf ihre sach-
liche Angemessenheit. 
Abs. 3: Bei Abstimmungen an der Urne oder in der 
Gemeindeversammlung gehört der Antrag der RPK in 
den Beleuchtenden Bericht (§ 64 Abs. 2 lit. b GPR, 
§ 19 Abs. 1 GG).  
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine inhaltlichen Änderungen statt 
(Status quo).

Art. 47 Herausgabe von Unterlagen Art. 30 
1  Mit den Anträgen sind der Rechnungs-

prüfungskommission die zugehörigen 
Akten vorzulegen.  

2  Im Falle von ablehnenden Stellung-
nahmen oder Änderungsanträgen der 
Rechnungsprüfungskommission müs-
sen die Referentinnen und Referenten 

Die Rechnungsprüfungskommission kann zur 
Behandlung der ihr überwiesenen Anträge von 
Antrag stellenden Behörden Referentinnen / 
Referenten beiziehen. Vor ablehnenden Stel-
lungnahmen sollen die Referentinnen / Refe-
renten der antragstellenden Behörden in der 
Regel angehört werden. Mit den Anträgen sind 

Die RPK muss über die nötigen Unterlagen und Infor-
mationen verfügen, weil sie andernfalls ihre Aufgabe 
nicht erfüllen kann. Sie muss sich an den Gemeinde-
rat wenden, der entweder selbst entscheidet oder den 
Entscheid an einzelne Ressortvorsteherinnen bzw. 
Ressortvorsteher oder Verwaltungsangestellte dele-
gieren kann. 
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der antragstellenden Behörden ange-
hört werden.  

3  Im Übrigen richtet sich die Herausgabe 
von Unterlagen und Auskünften nach 
dem Gemeindegesetz.

der Rechnungsprüfungskommission die dazu 
gehörenden Akten einzureichen.

Die RPK ist im Verhältnis zu den Stimmberechtigten 
nur zur unselbständigen Antragstellung befugt. D.h. 
sie besitzt kein Initiativrecht und kann deshalb nicht 
von sich aus Geschäfte an die Gemeindeversamm-
lung oder Urne bringen. Sie ist auch nicht befugt, von 
sich aus Anträge an die Behörden zurückzuweisen 
oder nach der Prüfung eines Geschäftes der antrag-
stellenden Behörde verbindliche Weisungen zu ertei-
len, eine Vorlage oder die Akten dazu in bestimmter 
Weise zu ergänzen.  
Abs. 3: Vgl. § 62 GG.  
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine wesentlichen Änderungen statt 
(Status quo).

Art. 48 Prüfungsfristen Art. 31 
Die Rechnungsprüfungskommission prüft 
Budget und Jahresrechnung sowie die 
übrigen Geschäfte in der Regel innert 
30 Tagen. 

Die Rechnungsprüfungskommission behandelt 
die ihr unterbreiteten Geschäfte in der Regel 
innert 30 Tagen. Für die Behandlung von Vor-
anschlag und Jahresrechnung gelten die Fris-
ten der Verordnung über den Gemeindehaus-
halt.  
Die Rechnungsprüfungskommission lässt ihren 
Bericht und Antrag spätestens 15 Tage vor der 
Gemeindeversammlung oder bei Abstimmun-
gen an der Urne spätestens 40 Tage vor dem 
Abstimmungstag der Antrag stellenden Be-
hörde und der Gemeinderatskanzlei zugehen.

Der RPK muss genügend Zeit eingeräumt werden, 
damit sie ihre Aufgaben erfüllen kann. Gemeindege-
setz und Gemeindeverordnung sehen keine zwingen-
den Vorgaben im Sinne von Fristen vor. Um Rechtsi-
cherheit zu schaffen, ist in der GO zu regeln, welche 
Prüfungsfristen der RPK zu gewähren sind. Da die 
Vorlauffristen für Budget und Rechnung derart lang 
sind, wollte der Gemeinderat ursprünglich (vor der 
Vernehmlassung) diesen Prozess etwas beschleuni-
gen. Ein Element davon war die Senkung der Prüffrist 
der RPK. Da die Jahrespläne bereits im Vorjahr be-
kannt gegeben werden, war der Gemeinderat der 
Meinung, dass die RPK die Prüfung innerhalb von 20 
(anstatt 30) Tagen seriös vornehmen kann. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Eine Reduktion von 10 Tagen ist nicht zielführend. Es 
gibt sicher Geschäfte bei denen 20 Tage reichen. 
Wenn es die Finanzen betrifft (Budget, Jahresrech-
nung) oder ein Geschäft wie dieses, sind 20 Tage 
nicht vertretbar. Alle beteiligten Stellen kommen un-
nötig unter Druck.
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Die RPK ist der Ansicht, dass für die Prüfung vieler 
Geschäfte 20 Tage ausreichend sind. Für Budget und 
Jahresrechnung, wo während der Prüfung noch sub-
stanzielle Änderungen gemacht werden, oder wenn 
mehrere Geschäfte gleichzeitig zur Prüfung anste-
hen, dann sind 20 Tage jedoch zu knapp. Wenn dann 
noch die Schulferien so liegen, dass Fragen der RPK 
zum Budget der Primarschule bis zu zwei Wochen 
Antwortzeit benötigen, dann ist aus Sicht der RPK die 
generelle Reduktion der Prüfzeit auf 20 Tage nicht 
verantwortbar. 
Antwort des Gemeinderates 
Zwei verschiedene Fristen für Geschäfte sowie 
Budget/Rechnung sind nicht zielführend. Deshalb 
wird die Frist bei allen Geschäften auf 30 Tage belas-
sen. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen und der 
der Prüffrist von 30 Tagen zuzustimmen. 

Art. 49 Finanztechnische Prüfstelle -/- 
1  Die Prüfstelle nimmt die finanztechni-

sche Prüfung der Rechnungslegung 
und der Buchführung vor.  

2  Sie erstattet dem Gemeinderat, der 
Rechnungsprüfungskommission und 
dem Bezirksrat umfassend Bericht 
über die finanztechnische Prüfung.  

3  Sie erstellt zudem einen Kurzbericht, 
der Bestandteil der Jahresrechnung 
ist.  

4  Der Gemeinderat und die Rechnungs-
prüfungskommission bestimmen mit 
übereinstimmenden Beschlüssen die 
Prüfstelle.

Die Aufgaben der Prüfstelle ergeben sich aus den §§ 
142 ff. GG.  
Abs. 1: §§ 143, 142 Abs. 2 GG.  
Abs. 2: § 147 Abs. 1 GG.  
Abs. 3: § 147 Abs. 2 und 3 GG.  
Abs. 4: § 149 GG. Das Gemeindegesetz sieht vor, 
dass der Gemeinderat und die RPK gemeinsam den 
Revisionsdienstleister bestimmen (§ 149 Abs. 1 GG). 
Dies würde auch gelten, wenn die GO keine Rege-
lung über die Einsetzung der Prüfstelle enthält.  
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten den vorliegenden Formulierungen zuzu-
stimmen.
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3. Wahlbüro
Ein Wahlbüro besteht in jeder politischen Gemeinde. 
Wahlleitende Behörde ist der Gemeinderat (§ 12 lit. d. 
GPR). 

Art. 50 Zusammensetzung Art. 32 
1 Das Wahlbüro besteht mit Einschluss 

der Gemeindepräsidentin bzw. des 
Gemeindepräsidenten als Vorsitzende 
bzw. Vorsitzender aus einer vom Ge-
meinderat zu bestimmenden Zahl von 
Mitgliedern. 

2  Die Amtsdauer des Wahlbüros ist mit 
derjenigen des Gemeinderates iden-
tisch.

Das Wahlbüro besteht unter Einschluss der Ge-
meindepräsidentin / des Gemeindepräsidenten 
als Vorsitzende / Vorsitzender aus einer vom 
Gemeinderat zu bestimmenden Zahl von Mit-
gliedern.  
Die Gemeindeschreiberin / der Gemeinde-
schreiber führt das Sekretariat.

§ 14 GPR. Die Anzahl Mitglieder des Wahlbüros kann 
entweder vom Gemeinderat bestimmt werden oder in 
der GO selbst festgelegt werden. 
Dem Wahlbüro gehören mindestens 5 Mitglieder an. 
Die Präsidentin bzw. der Präsident des Gemeinderats 
steht dem Wahlbüro vor. Die Gemeindeschreiberin 
bzw. der Gemeindeschreiber führt das Sekretariat 
(§ 14 Abs. 3 GPR). Der Gemeinderat möchte die 
Amtsdauer des Wahlbüros mit derjenigen des Ge-
meinderates analogisieren. 
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine wesentlichen Änderungen statt 
(Status quo).

Art. 51 Aufgaben Art. 33 
Das Wahlbüro besorgt die ihm durch das 
Gesetz über die politischen Rechte zuge-
wiesenen Aufgaben.  

Das Wahlbüro besorgt die ihm gemäss Gesetz 
über die politischen Rechte zugewiesenen Auf-
gaben.

§ 75 GPR. Dem Wahlbüro kommt die Aufgabe der 
Auswertung der Wahl- und Stimmzettel zu. Das Wahl-
büro ist ausserdem für die Ermittlung des Wahl- und 
Abstimmungsergebnisses zuständig, sofern die wahl-
leitende Behörde ihm diese Aufgabe übertragen hat. 
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine Änderungen statt (Status quo).

4. Friedensrichterin bzw.  
 Friedensrichter 

Art. 52 Aufgaben und Anstellung Art. 35 
1  Die Friedensrichterin bzw. der Frie-

densrichter besorgt die in der kantona-
len Gesetzgebung festgelegten Aufga-
ben. 

Die Friedensrichterin / der Friedensrichter be-
sorgt die in der kantonalen Gesetzgebung fest-
gelegten Aufgaben.  

Abs. 1: Jede politische Gemeinde hat mindestens 
eine Friedensrichterin bzw. einen Friedensrichter. Sie 
besorgen ihr Rechnungswesen selbst (§ 201 Abs. 4 
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2  Das Anstellungsverhältnis richtet sich 
nach den Bestimmungen über das Ar-
beitsverhältnis der Gemeindeange-
stellten.  

3  Das Amtslokal wird vom Gemeinderat 
bestimmt.

Die Wahl erfolgt an der Urne. Das Anstellungs-
verhältnis richtet sich nach der Personal- und 
der Besoldungsverordnung der Gemeinde. Das 
Amtslokal wird vom Gemeinderat bestimmt.

Gesetz über die Gerichts- und Behördenorganisation 
im Zivil- und Strafprozess [LS 211.1]).  
Die Bildung von Friedensrichterkreisen ist erlaubt. Zur 
Bildung von Friedensrichterkreisen und den Aufgaben 
der Friedensrichterin bzw. des Friedensrichters vgl. 
§§ 52 ff. Gesetz über die Gerichts- und Behördenor-
ganisation im Zivil- und Strafprozess. Zur Wahl vgl. 
§ 40 lit. a Ziff. 5 GPR.  
Abs. 2: Die Friedensrichterinnen und Friedensrichter 
werden auf eine Amtsdauer von sechs Jahren ge-
wählt (§ 32 Abs. 1 GPR).  
Gegenüber der bisherigen Gemeindeordnung 
(GO) finden keine wesentlichen Änderungen statt 
(Status quo).

5. Kantonale Ombudsstelle

Art. 53 Zuständigkeit -/- 
1  Die kantonale Ombudsstelle ist auch in 

Angelegenheiten der Gemeinde 
Bonstetten tätig. 

2  In Analogie zum kantonalen Recht 
prüft die kantonale Ombudsstelle, ob 
die Gemeindebehörden von Bonstet-
ten nach Recht und Billigkeit verfahren. 
Dabei kann sie den Beteiligten Rat er-
teilen, zwischen ihnen vermitteln oder 
zu Handen der zuständigen Behörde 
eine schriftliche Empfehlung erlassen. 
Die Kosten werden durch das kanto-
nale Recht geregelt. 

Abs. 1: Der Ombudsmann des Kantons Zürich kann 
auch in Gemeinden tätig werden, wenn deren Ge-
meindeordnung dies vorsieht (Art. 81 Abs. 4 KV). In 
der Vergangenheit war die Ombudsstelle auch für die 
Gemeinde Bonstetten zuständig. Mit der Revision der 
Gemeindeordnung vom 6. September 2015, wurde 
der entsprechende Artikel in der revidierten Fassung 
nicht mehr vorgesehen. 
Abs. 2: Die damit verbundenen Kosten sind in der 
Verordnung über die Beteiligung der Gemeinden an 
den Kosten der Ombudsperson (LS 176.5) geregelt. 
Gemäss § 1 fallen pro Einwohner/in CHF 0.40 an. Ge-
stützt auf § 2 fallen für die Politische Gemeinde 
Bonstetten (inkl. Primarschule) davon jedoch lediglich 
60% an d.h. CHF 0.24 x rund 5‘500 Einwohner = 
CHF 1‘320.00 p.a.
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Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtig-
ten die Ombudsstelle wieder in die GO aufzuneh-
men.

V. Übergangs- und Schluss-
bestimmungen

Bei der Formulierung der Übergangs- und Schlussbe-
stimmungen ist die Unterscheidung Total- und Teilre-
vision wesentlich. Sie wirkt sich insbesondere bei der 
Formulierung der Bestimmungen über das Inkrafttre-
ten und die Aufhebung früherer Erlasse aus.  

Art. 54 Inkrafttreten Art. 47 
Der Gemeinderat bestimmt nach der Ge-
nehmigung des Regierungsrats den Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser Gemein-
deordnung.  

Diese Gemeindeordnung tritt nach ihrer An-
nahme seitens der Stimmberechtigten in der Ur-
nenabstimmung und nach deren Genehmigung 
seitens des Regierungsrats am 01. Januar 2016 
in Kraft.

Bei einer Totalrevision wird die bisher geltende GO 
gesamthaft durch die neue ersetzt. Die bisherige GO 
wird gesamthaft aufgehoben. 
Es bestehen verschiedene Möglichkeiten, das In-
krafttreten einer GO zu regeln. 
Da noch nicht feststeht, wie rasch der Regierungsrat 
über die NGO entscheidet, schlägt der Gemeinderat 
vor, dass er den Zeitpunkt des Inkrafttretens be-
stimmt. Als Zeitpunkt kommen nur Daten nach dem 
Beschlussdatum der Genehmigung der NGO durch 
den Regierungsrat infrage. 
Anregung Bevölkerung, RPK oder Ortsparteien: 
Die NGO enthält Formulierungen wie „weniger wich-
tige“ oder „von nicht erheblicher Bedeutung“. Was für 
Kriterien liegen diesen Begriffen zugrunde? Man fin-
det es bedauerlich, dass die total revidierte Gemein-
deordnung, der wohl eine sehr allgemein gehaltene 
Mustervorlage zugrunde liegt, sprachlich und inhalt-
lich Klarheit missen lässt. Es wäre wünschenswert, 
noch etwas Zeit in sorgfältigere Formulierungen und 
Konkretisierungen zu investieren. Die GO ist auch ein 
Kommunikationsmittel und müsste für den Durch-
schnittsbürger verständlich und nachvollziehbar sein. 
Was juristisch korrekt abgefasst ist, ist nicht immer für 
jedermann verständlich. 
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Antwort des Gemeinderates: 
Der vorliegende Entwurf enthält in vielen Teilen die-
selben Formulierungen wie sie in anderen Gemein-
den und in einer professionellen GO verwendet wer-
den. Die neu formulierten Artikel basieren auf den 
kantonalen Empfehlungen. Dadurch ist sichergestellt, 
dass die Gemeinde Bonstetten über ein juristisch kor-
rektes Regelwerk verfügt. Es mag sein, dass die eine 
oder andere Formulierung auf den ersten Blick nicht 
ganz einfach zu interpretieren ist. Deshalb hat der 
Gemeinderat auch eine Erläuterungsspalte einge-
fügt. Weiterreichende Fragen beantwortet gerne der 
Gemeindeschreiber. Zögern Sie nicht und kontaktie-
ren sie ihn: Tel. 044 701 95 90 oder  
christof.wicky@bonstetten.ch  
Da die Prüffrist des Regierungsrates nicht be-
kannt ist, erachtet es der Gemeinderat Bonstetten 
als zweckdienlicher, dass er den Termin der In-
kraftsetzung definiert. 

Art. 55 Aufhebung früherer Erlasse Art. 48 
Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ser Gemeindeordnung wird die Gemein-
deordnung vom 6. September 2015 auf-
gehoben. 

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ge-
meindeordnung hin wird die Gemeindeordnung 
vom 22. September 2013 aufgehoben.

Das Datum der Urnenabstimmung (Totalrevision) der 
bisher geltenden GO, die aufgehoben wird, ist einzu-
setzen.  
Formelle Anpassung

Art. 56 Übergangsregelungen Art. 49 
Die vom Gemeinderat, gestützt auf diese 
Gemeindeordnung, jeweils zu erlassen-
den Ausführungsbestimmungen (Er-
lasse) sind spätestens ein Jahr nach In-
krafttreten dieser Gemeindeordnung in 
Kraft zu setzen. 

Für den Rest der Amtsperiode 2014-2018 
nimmt die amtierende Schulpräsidentin als Ge-
meinderätin Einsitz in den Gemeinderat.  
Bis zum Ende der laufenden Amtsdauer besteht 
der Gemeinderat mit Einschluss der Präsidentin 
bzw. des Präsidenten aus sechs Mitgliedern.

Bei einer Revision einer GO können besondere Über-
gangsregelungen nötig werden, wie bei der Frage der 
zeitlich befristeten Weitergeltung von kommunalen 
Erlassen, die zum Teil der neuen GO widersprechen. 
Allenfalls braucht es für die Anpassung an die neue 
GO eine gewisse Übergangsfrist, in der diese kom-
munalen Erlasse noch angewendet werden. 
Der Gemeinderat beantragt bei den Stimmberech-
tigten der vorliegenden Formulierung zuzustim-
men.
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VI.  Genehmigung des Regie-
rungsrats

IV. 

Die vorstehende Gemeindeordnung der 
Politischen Gemeinde Bonstetten wurde 
an der Urnenabstimmung vom 9. Februar 
2020 angenommen. 

Namens der Politischen Gemeinde 

Der Gemeindepräsident:  
Erwin Leuenberger 

Der Gemeindeschreiber: 
Christof Wicky 

Vom Regierungsrat des Kantons Zürich 
am ............... genehmigt. 

Die vorstehende Gemeindeordnung der Politi-
schen Gemeinde Bonstetten wurde in der Ur-
nenabstimmung vom 6. September 2015 ange-
nommen.

Die totalrevidierte GO ist von den Stimmberechtigten 
an der Urne zu beschliessen. Danach ist sie dem Re-
gierungsrat zur Genehmigung einzureichen (Art. 89 
Abs. 3 KV, § 4 Abs. 1 GG). Hierfür ist in der GO die 
entsprechende Anmerkung gemäss linker Spalte an-
zufügen.  
Die Volksabstimmung über die neue Gemeinde-
ordnung der Politischen Gemeinde Bonstetten ist 
auf den 9. Februar 2020 vorgesehen. Der Gemein-
derat beantragt bei den Stimmberechtigten der 
vorliegenden Fassung zuzustimmen.

VII. Publikation
Die rechtskräftig beschlossene GO ist im amtlichen 
Publikationsorgan der Gemeinde (§ 7 Abs. 1 GG) und 
im Folgenden auch in der kommunalen systemati-
schen Rechtssammlung (§ 7 Abs. 2 GG) zu veröffent-
lichen.  
Hat der Gemeinderat den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der GO zu beschliessen, muss auch dieser Be-
schluss veröffentlicht werden (§ 7 Abs. 1 GG).  
Der Gemeinderat ist darüber hinaus verpflichtet, die 
Stimmberechtigten zu informieren, falls der Regie-
rungsrat die GO nicht vorbehaltlos genehmigte oder 
einzelne Bestimmungen von der Genehmigung aus-
nahm (§ 7 Abs. 1 GG). Die regierungsrätlichen Ge-
nehmigungsbeschlüsse sind in der Regel auf der In-
ternetseite des Regierungsrates öffentlich zugänglich 
und werden der betroffenen Gemeinde zugestellt. 
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G. Antrag des Gemeinderates 
 
Der Gemeinderat beantragt der Urnenabstimmung vom 20. Februar 2020 der Totalrevision der 
neuen Gemeindeordnung der Politischen Gemeinde Bonstetten zuzustimmen. 
 
 
Bonstetten, 22. Oktober 2019 
 
 
Gemeinderat Bonstetten 
 
 
Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 
sig. Erwin Leuenberger sig. Christof Wicky 

 
 
 
H. Antrag der Rechnungsprüfungskommission (RPK) 
 
Die Rechnungsprüfungskommission (RPK) hat an ihrer Sitzung vom 30. Oktober 2019 den Antrag 
des Gemeinderates vom 22. Oktober 2019 bezüglich Gemeindeordnung; Totalrevision 2019 auf fi-
nanzpolitische Aspekte geprüft. 
 
Die Rechnungsprüfungskommission (RPK) stimmt dem Antrag des Gemeinderates zu. 
 
 
Bonstetten, 30. Oktober 2019 
 
 
Rechnungsprüfungskommission Bonstetten 
 
 
Präsident Aktuar 
sig. Peter Ehrler sig. Ernst Hedinger 



65

Vorlage 2 
 
 
 
Genehmigung der Bauabrechnung über die Sanierung der Schmutz- und Meteorwas-
serleitung Ligusterweg, Sanierung der Trinkwasserleitung Ligusterweg und Fried-
mattstrasse sowie Sanierung der Strasse Ligusterweg 
 
 
 
A. Das Wichtigste in Kürze 
 
Im Rahmen einer Urnenabstimmung vom 22. November 2015 wurde das Sanierungsprojekt der 
Werkleitungen Trinkwasserleitung im Ligusterweg und Friedmattstrasse und der Schmutz- und Me-
teorwasserleitung inklusive Strassensanierung im Ligusterweg im Gesamtbetrag von 
CHF 1‘830‘000.00 (inkl. MWST) genehmigt. Das Kreditbegehren unterteilte sich in die Bereiche Ent-
wässerung/Kanalisation (7201) mit CHF 1‘200‘000.00, Trinkwasser/Wasserversorgung (7101) mit 
CHF 330‘000.00 und Strassenbau (6150) mit CHF 300’000.00 auf (Kostenvoranschlag +/- 20 %). 
Die Finanzierung der Bereiche Siedlungsentwässerung und der Trinkwasserversorgung geht zu 
Lasten der Spezialfinanzierung (Eigenwirtschaftsbetrieb) und ist durch die Einnahmen von Gebüh-
ren sichergestellt. Der effektive Baustart fand aufgrund einer Einsprache erst im August 2017 statt. 
Die Hauptarbeiten und Instandstellungsarbeiten konnten schlussendlich im März 2018 beendet wer-
den. Kleinere Nachbearbeitungen sind im Verlauf des Jahres 2018 noch durchgeführt worden. Ge-
samthaft sind bautechnisch keine nennenswerten Ereignisse eingetreten welche Einschränkungen 
in der gesamten Bauabwicklung verursacht hatten. Die Gesamtaufwendungen betragen nun 
CHF 1‘523‘818.12 (inkl. MWST). Gegenüber dem Kostenvoranschlag resultieren Minderkosten von 
CHF 306‘181.88 (inkl. MWST). 
 
Der Gemeinderat und die Rechnungsprüfungskommission beantragen der Urnenabstimmung vom 
9. Februar 2020, die Bauabrechnung zu genehmigen. 
 
 
B. Ausgangslage 
 
An der Urnenabstimmung vom 22. November 2015 wurde das Sanierungsprojekt der Werkleitungen 
Trinkwasserleitung im Ligusterweg und Friedmattstrasse und der Schmutz- und Meteorwasserlei-
tung inklusive Strassensanierung im Ligusterweg im Gesamtbetrag von CHF 1‘830‘000.00 (inkl. 
MWST) genehmigt. 
 
Das Kreditbegehren unterteilte sich in die Bereiche Entwässerung/Kanalisation (7201) mit 
CHF 1‘200‘000.00, Trinkwasser/Wasserversorgung (7101) mit CHF 330‘000.00 und Strassenbau 
(6150) mit CHF 300’000.00 auf (Kostenvoranschlag +/- 20 %). 
 
Der Gemeinderat beantragt der Urnenabstimmung vom 9. Februar 2020: 
 
Die Bauabrechnung für die Sanierung der Trinkwasserleitungen im Ligusterweg und der Friedmatt-
strasse, der Sanierung der Schmutz- und Meteorwasserleitung Ligusterweg, sowie der Sanierung 
der Strasse Ligusterweg und Friedmattstrasse in der Höhe von CHF 1‘523‘818.12 (inkl. MWST) wird 
zu Lasten der Investitionsrechnung, Konto-Nrn. 1.7101.5030.07 (Sanierung Ligusterweg/Friedmatt-
strasse), 1.7201.5030.02 (Leitungssanierung Ligusterweg/Friedmattstrasse), 1.6150.5010.04 (Sa-
nierung Ligusterweg), genehmigt. 
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C. Erwägungen 
 
Die in den vergangenen Jahren aufgetretenen Schäden an den Rohrleitungen der Trinkwasserver-
sorgung im Ligusterweg und der Friedmattstrasse waren mehrheitlich auf Grund von Korrosionen 
oder Brüchen, aber auch auf Setzungen zurückzuführen. Die Rohrleitungen haben mittlerweilen al-
tershalber das Ende ihrer Betriebsdauer erreicht. Dies wiederspiegelte sich in den vermehrt vorge-
fallenen Rohrleitungsbrüchen. Die bisherigen Versorgungsleitungen des Trinkwassers befanden 
sich gemäss früherer Planungspraxis innerhalb der privaten Grundstücke. Mit dem Sanierungspro-
jekt wurden die Versorgungsleitungen in den öffentlichen Grund verlegt. Dabei sind die Hausan-
schlüsse bis zu Parzellengrenze ebenfalls versetzt und mitsaniert worden. 
Im Gebiet Ligusterweg und Friedmattstrasse bestanden seit längerer Zeit grosse Probleme bei der 
Entwässerung von Schmutz- und Meteorwasser, hauptsächlich bei Starkniederschlägen. Aus den 
Untersuchungen der Leitungsinfrastruktur resultierten primär bauliche Mängel an den Rohrleitungen 
der Schmutzwasserkanalisation, welche u.a. Rückstauprobleme verursachten. Weiter wurde festge-
stellt, dass im Meteorwassersystem hydraulische Unterkapazitäten vorhanden waren. Gleichzeitig 
mit der geplanten Sanierung der Werkleitungen wurde auch die Sanierung des Strassenbelages im 
Ligusterweg und der Friedmattstrasse ins Auge gefasst. 
 
Wasserversorgung 
Während der Sanierung der öffentlichen Trinkwasserleitungen im Ligusterweg und der Friedmatt-
strasse waren keine nennenswerten Probleme zu verzeichnen. Etliche Liegenschaftenbesitzer nut-
zen die geplanten Sanierungsarbeiten der Gemeinde für ihre eigene Leitungserneuerung vom Haus 
bis zur Übergabestelle der Wasserversorgung und profitierten von den günstigeren Baumeisterprei-
sen, der vor Ort tätigen Baufirmen. Die Wasserversorgung nutzte die Situation für eine Optimierung 
der Netzinfrastruktur und verbesserte an einigen Stellen die Armaturen wie Hydranten oder Absperr-
schieber. Zudem wurden Vorbereitungsarbeiten für die nachfolgende Trinkwassersanierung der 
Überbauung Im Schachenhof vorgenommen. 
 
Siedlungsentwässerung 
Der Bau der Wohnhäuser am Ligusterweg lässt sich bis zum Beginn der 50er Jahre zurückverfolgen. 
Mit der Überbauung im Schachen (Ligusterweg) wurden mehrere Doppel-Einfamilienhäuser erstellt, 
wobei damals die Entwässerung über eigene Klärgruben in die Hauptleitung führte. Die Hauptleitung 
mit einem Durchmesser von 500 mm wurde im Jahre 1951 erstellt und bestand aus Schleuderbeton. 
Eine Zustandsaufnahme mit Kanalfernsehen vom November 2010 belegte die vorhandenen gravie-
renden Mängel (Längs- und Querrisse, Inkrustationen, Abplatzungen usw.). Bei dieser Art von De-
fekt floss das Schmutzwasser in das Erdreich und gelangte in das Grundwasser. Sauberes Wasser 
ist eine wichtige Lebensgrundlage. Um dies sicherzustellen ist ein einwandfrei funktionierendes und 
dichtes Entwässerungssystem notwendig.  
 
Die Siedlungsentwässerung in einer Gemeinde wird in einem Generellen Entwässerungsplan (GEP) 
vom Kanton Zürich festgelegt. Die Entwässerung kann in einem Mischsystem (Schmutz- und Mete-
orwasser zusammengeführt) oder einem Trennsystem (Schmutz- und Meteorwasser getrennt) er-
folgen. Je nach Topografie, Beschaffenheit des Bodens usw. wird die Entwässerungsart festgelegt. 
In den vergangenen Jahren verfolgte das Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL) die Pra-
xis, dass wenn immer möglich das Trennsystem angewandt werden soll. In erster Linie soll das 
Siedlungswasser versickern können. Wenn die Böden zu stark verdichtet sind, ist das Meteorwasser 
durch ein Trennsystem in die Bäche einzuleiten. Sollte dies aus verschiedensten Gründen nicht 
möglich sein, ist als letzte Massnahme das Mischsystem anzuwenden.  
 
In der Vorprojektphase im Jahr 2011 sind von den Ingenieuren verschiedene Sanierungsmassnah-
men geprüft worden. Eine Versickerung von Reinwasser im Gebiet Schachen ist durch die bindig-
lehmige Erdschicht und dichten Seesedimenten nicht gegeben. Dazu wären durchlässige und aus-
reichend mächtige Schichten notwendig. Im Ligusterweg regelt ein Mischsystem und in der Fried-
mattstrasse ein Trennsystem die Ableitung des Siedlungswassers. Die Schmutzwasserleitung im 
Ligusterweg war so schadhaft, dass sie unbedingt totalsaniert werden musste. Das AWEL gelangte 
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bei der Projektvorprüfung zur Erkenntnis, dass im Ligusterweg der Wechsel auf ein ganzheitliches 
Trennsystem Sinn macht. Diese Festlegung war bis heute die Basis der Projektierung und Lösung 
der Entwässerung mit einem Pumpwerk. Das AWEL berücksichtigte in seiner später angepassten 
Bewilligungspraxis nicht nur die technische und hydraulische Seite von Entwässerungsprojekten. 
Gemäss Gewässerschutzgesetz ist auch die Wirtschaftlichkeit gegenüber dem Nutzen zu betrach-
ten. Konkret standen einer verhältnismässig kleinen Entwässerungsfläche am Ligusterweg hohe In-
vestitionskosten gegenüber. Im Laufe der Ausführungsprojektierung zur Bewilligungserteilung des 
Meteorwasserprojektes bezeichnete das AWEL eine vollumfängliche Anwendung des Trennsys-
tems im Ligusterweg jedoch nicht als ziel- und wirtschaftsorientiert. Die Beibehaltung des vorgängi-
gen Entwässerungssystems wäre legitim und verstiesse nicht gegen die Festlegung des Generellen 
Entwässerungsplans. Somit konnte als kostengünstigere Massnahme ein Inliner in die bestehende 
schadhafte Schmutzwasserleitung eingezogen werden und der Neubau einer parallel verlaufenden 
Meteorwasserleitung weggelassen werden. Die Investitionskosten reduzierten sich dabei. Trotzdem 
musste die alte schadhafte und rückstauverursachende Meteorwasserleitung neu konzipiert und mit 
einem neuen leistungsfähigen Pumpwerk erstellt werden. Aufgrund der Beibehaltung des ursprüng-
lichen Systems im Ligusterweg mussten die Baupläne wieder umgezeichnet werden. Zudem muss-
ten die Abflusswerte für das Mischsystem neu berechnet und mit dem Generellen Entwässerungs-
plan (GEP) abgeglichen werden. Diese Ingenieurarbeiten fielen zusätzlich mit der Projektanpassung 
an und verursachten ausserordentliche Projektierungsmehrkosten.  
 
Strassenbau 
Die Grabarbeiten der Trinkwasserleitungen im gesamten Ligusterweg und im Verbindungsweg zur 
Friedmattstrasse bedingten die Inanspruchnahme einer grossen Strassenbelagsfläche. Der Zustand 
des Strassenuntergrundes erwies sich bei den Aufgrabungen als problematischer als ursprünglich 
angenommen. Teilweise musste der Strassenuntergrund verstärkt werden, damit der nachfolgende 
eingebrachte Asphaltbelag langfristig den Qualitätsansprüchen gerecht werden konnte. In der Fried-
mattstrasse wurde letztendlich nur der Strassenbelag gefräst und mit einem neuen Belag versehen. 
Dort wo nötig wurden die Randabschlüsse ersetzt.  
 
Bauablauf 
Das offene Submissionsverfahren der Baumeisterarbeiten startete im September 2016 und wurde 
im November 2016 durch den Gemeinderat an die Baufirma Anliker AG aus Emmenbrücke verge-
ben. Gegen diese Vergabe erhob die mitbietende Tiefbaufirma Vonplon AG Einsprache und blo-
ckierte bzw. verschob dadurch den geplanten Baustart um rund 3 Monate. Die Einsprache wurde 
am 2. Februar 2017 vom Verwaltungsgericht des Kantons Zürich abgelehnt. In der Folge war es der 
Anliker AG und der Sanitärfirma nicht mehr möglich, den ursprünglichen Ausführungstermin einzu-
halten. Die Unternehmungen hatten keine zusätzlichen Kapazitäten mehr frei, um bereits zugespro-
chenen Drittaufträge terminlich zu verschieben. Der effektive Baustart fand dadurch erst im August 
2017 statt. Die Hauptarbeiten und Instandstellungsarbeiten konnten schlussendlich im März 2018 
beendet werden. Kleinere Nachbearbeitungen sind im Verlauf des Jahres 2018 noch durchgeführt 
worden. 
 
Gesamthaft sind bautechnisch keine nennenswerten Ereignisse eingetreten, welche Einschränkun-
gen in der gesamten Bauabwicklung verursacht hatten. Die gute Zusammenarbeit zwischen dem 
Bauherrn, der Projekt- und Bauleitung, den Bau- und Sanitärfirmen, wie auch der gesamten Anwoh-
nerschaft verlief äusserst positiv und konstruktiv. Die gegenseitige Rücksichtnahme aufgrund der 
engen Platzverhältnisse konnte mit einer geeigneten Kommunikation vorgenommen werden. 
 
Kostenzusammenstellung 
Auf Basis des detaillierten Kostenvoranschlages vom 25. Juni 2015 (+/- 20 %) sind folgende Kredite 
zu Lasten der Investitionsrechnung beantragt und genehmigt worden: 
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Objekt      Kostenstelle   Baukredit 
 
Entwässerung/Kanalisation   7201    CHF 1‘200‘000.00 
Trinkwasser/Wasserversorgung  7101    CHF    330‘000.00 
Strassenbau     6105    CHF    300’000.00 
Total (inkl. 8 % MWST)       CHF 1‘830‘000.00 
 
Die Finanzierung der Bereiche Siedlungsentwässerung und der Trinkwasserversorgung geht zu 
Lasten der Spezialfinanzierung (Eigenwirtschaftsbetrieb) und ist durch die Einnahmen von Gebüh-
ren sichergestellt. 
 
Bauabrechnung 
Die Bauabrechnung präsentiert sich wie folgt: 
 

Voranschlag Voranschlag Rechnung Rechnung
ohne MWST inkl. 7.7%MWST ohne MWST inkl. 7.7% MWST

Entwässerung/Kanalisation 1'114'206.13 1'200'000.00 853'078.53 918'992.96          
Hauptarbeiten 891'364.90 960'000.00 657'254.46         708'237.45           
Nebenarbeiten 55'710.31 60'000.00 20'310.97           21'727.90             
Technische Kosten 111'420.61 120'000.00 237'917.46         256'237.10           
Unvorhergesehenes 55'710.31 60'000.00 5'139.97             5'535.75               
Abzüglich Rückzahlung Dritter -67'544.33         -72'745.24            

Trinkwasser/Wasserversorgung 306'406.69 330'000.00 370'591.67       399'650.56          
Hauptarbeiten 232'126.28 250'000.00 305'199.82         329'286.96           
Nebenarbeiten 9'285.05 10'000.00 4'543.03             4'873.20               
Technische Kosten 51'067.78 55'000.00 60'055.91           64'671.80             
Unvorhergesehenes 13'927.58 15'000.00 792.91               818.60                  

Strassenbau 278'551.54 300'000.00 190'505.66       205'174.60          
Hauptarbeiten 218'198.70 235'000.00 135'368.06         145'791.40           
Nebenarbeiten 4'642.53 5'000.00 2'851.07             3'070.60               
Technische Kosten 41'782.73 45'000.00 50'685.79           54'588.60             
Unvorhergesehenes 13'927.58 15'000.00 1'600.74             1'724.00               

-                        

Totale Brutto-Baukosten inkl. MWST 1'830'000.00 1'523'818.12        
Totale Netto-Baukosten ohne MWST 1'699'164.36 1'414'175.86      

 
Die Gesamtaufwendungen betragen CHF 1‘523‘818.12 (inkl. MWST). Gegenüber dem Kostenvor-
anschlag resultieren Minderkosten von CHF 306‘181.88 (inkl. MWST). 
 
Folgende Aspekte begründen die Aufwendungen in den einzelnen Kostenstellen: 
 
Entwässerung/Kanalisation (7201) 
Die Aufwendungen für die Erneuerung der Siedlungsentwässerungsanlagen von Schmutz- und Me-
teorwasser betragen CHF 918‘992.96 und weichen gegenüber dem Kostenvoranschlag von 
CHF 1‘200‘000.00 um CHF 281‘007.04 als Minderkosten ab. Die technischen Kosten beziehen sich 
auf die Projektierung, Submission, Bauleitung und Abschlussbearbeitung. Für die Erstellung des 
Ausführungsprojektes waren Anpassungen gegenüber dem Vorprojekt notwendig. Die gesamte ur-
sprüngliche Planung mit einer neuen Schmutz- und Meteorwasserleitung im Ligusterweg und dem 
entsprechendem Pumpwerk am Friedgraben musste gemäss den neuen Vorgaben des Amts für 
Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL) abgeändert und neu projektiert werden. Die angepasste 
neue Meteorwasserleitung musste neu projektiert und ein neuer Standort des Pumpwerkes erarbei-
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tet werden. Mit dem Wegfall der geplanten Meteorwasserleitung im Strassenkörper des Ligusterwe-
ges verringerten sich die Baukosten. Trotzdem musste für den Ersatz der schadhaften alten Mete-
orwasserleitung eine neue Leitung im Spülbohrverfahren quer Richtung Friedgraben realisiert und 
im Grundstück von Helmut Feucht ein grosses Pumpwerk erstellt werden. Mit der Beibehaltung des 
Mischwassersystems musste die Schmutzwasserleitung im Ligusterweg „nur“ mit dem Inliner-Ver-
fahren saniert werden. 
 
Zusätzlich in den gesamten technischen Kosten enthalten sind die Arbeitsstunden für Drittleistungen 
(private Anwohner), welche ihre privaten Werkleitungen wie Trinkwasser, Strom, Kabelnetz oder 
Entwässerungsanlagen mit dem Bauprojekt der Gemeinde koordiniert haben. Die Rückerstattung 
Dritter beinhaltet rund CHF 8‘000.00 für die technische Projektierung und Begleitung/Beratung der 
Liegenschafteneigentümer des Ligusterweges und der Friedmattstrasse. Weitere nicht vorsehbare 
Aufwendungen entstanden durch das Rekursverfahren der Baumeisterarbeiten im Submissionsver-
fahren. Die aufwendige Zusammenstellung der Akten und Stellungnahmen für das Gerichtsverfah-
ren am Verwaltungsgericht des Kantons Zürich verursachten zusätzliche administrative Kosten. 
 
Trinkwasser/Wasserversorgung (7101) 
Die Aufwendungen für die Sanierung der Trinkwasserleitungen betragen CHF 399‘650.56 und wei-
chen gegenüber dem Kostenvoranschlag von CHF 330‘000.00 um CHF 69‘650.56 als Mehrkosten 
ab. In der ursprünglichen Vorprojektierung und als Grundlage des Kostenvoranschlages im Jahr 
2015 war der Leitungsersatz der letzten rund 70 Meter im Ligusterweg (ab der Strassenschranke) 
nicht enthalten. In der Vorprojektierung wurde vorgesehen, dass die Werkleitungserneuerung via 
Verbindungsweg zur Friedmattstrasse erfolgt und nicht im verlängerten Ligusterweg. In der späteren 
Detailprojektierung und der Absicht in den kommenden Jahren die Sanierung der Trinkwasserleitung 
in der Überbauung Im Schachenhof anzugehen, wurde festgelegt, den Leitungsersatz dieses Ab-
schnittes als sinnvolle und vorausschauende Erweiterung in das Gesamtprojekt Ligusterweg zu in-
tegrieren. Die Wasserversorgung machte darauf aufmerksam, dass in diesem Abschnitt bereits 
Rohrleitungsbrüche zu verzeichnen waren und aus Sicht des Brunnenmeisters eine Sanierung un-
terstützt wird. Die im Jahre 2018 stattgefundene Leitungssanierung Im Schachenhof hat gezeigt, 
dass an zwei Standorten die Hydrantenanlagen entlang des Ligusterweges saniert werden mussten 
und die vorerwähnte Massnahme im Ligusterprojekt sinnvoll war. Des Weiteren sind im Rahmen der 
Ausführung vor Ort kleinere Anpassungen in der Leitungsführung vorgenommen worden, welche für 
den Betrieb und den Unterhalt der Leitungsinfrastruktur Verbesserungen ergaben. 
Die technischen Kosten beziehen sich auf die Projektierung, Submission, Bauleitung und Abschluss-
bearbeitung. Für die Erstellung des Ausführungsprojektes mussten Anpassungen gegenüber dem 
Vorprojekt vorgenommen werden. Der Rekurs der Baumeisterarbeiten im Submissionsverfahren 
und die intensivere Bauleitung verursachten einen erhöhten Gesamtaufwand im technischen Be-
reich. 
 
Strassenbau (6150) 
Die Aufwendungen für die Strassenbelagssanierung im Ligusterweg und der Friedmattstrasse be-
tragen CHF 205‘174.60 und weichen gegenüber dem Kostenvoranschlag von CHF 300‘000.00 um 
CHF 94‘825.40 als Minderkosten ab. Die Aufwendungen bzw. der Sanierungsumfang des Liguster-
weges und der Instandstellung der Friedmattstrasse inklusiv Verbindungsweg reduzierten sich auf-
grund der guten Konditionen des abgeschlossenen Pauschalangebotes der Baumeisterarbeiten der 
Anliker AG. Während der Bauausführung vor Ort konnte bei den Randabschlüssen auf etliche Er-
neuerungen verzichtet werden. 
Die technischen Kosten beziehen sich auf die Projektierung, Submission, Bauleitung und Abschluss-
bearbeitung. Für die Erstellung des Ausführungsprojektes mussten Anpassungen gegenüber dem 
Vorprojekt vorgenommen werden. Der Rekurs der Baumeisterarbeiten im Submissionsverfahren 
und die intensivere Bauleitung verursachten einen erhöhten Gesamtaufwand im technischen Be-
reich. 
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D. Antrag des Gemeinderates

Der Gemeinderat beantragt der Urnenabstimmung vom 9. Februar 2020, die Bauabrechnung 
über die Sanierung der Schmutz- und Meteorwasserleitung Ligusterweg, der Sanierung der 
Trinkwasserleitung Ligusterweg und Friedmattstrasse und der Sanierung der Strasse 
Ligusterweg zu genehmigen. 

Bonstetten, 22. Oktober 2019 

Gemeinderat Bonstetten 

Gemeindepräsident Gemeindeschreiber
sig. Erwin Leuenberger sig. Christof Wicky 

E. Antrag der Rechnungsprüfungskommission (RPK)

Die Rechnungsprüfungskommission (RPK) hat den Antrag des Gemeinderates vom 22. Oktober 
2019 bezüglich Sanierung der Schmutz- und Meteorwasserleitung Ligusterweg, Sanierung der 
Trinkwasserleitung Ligusterweg und Friedmattstrasse sowie Sanierung der Strasse Ligusterweg ge-
prüft und stimmt mit Zirkularbeschluss vom 12. November 2019 dem Antrag des Gemeinderates zu. 

Bonstetten, 12. November 2019 

Rechnungsprüfungskommission Bonstetten 

Präsident Aktuar
sig. Peter Ehrler sig. Ernst Hedinger 


